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Vorwort 


Die Erziehung zur freiwilligen Einhaltung 
der sozialistischen Rechtsnormen, zum 
Schutz des sozialistischen Eigentums ein- 
schließlich des Schutzes vor Havarien und 
Bränden, zu bewußter Disziplin und hoher 
Wachsamkeit ist eine wichtige Aufgabe der 
staatlichen Organe, der gesellschaftlichen 
Organisationen und eines jeden Bürgers. 
Auch jeder Jugendliche hat den gesell- 
schaftlichen Auftrag, von den in der sozia- 
listischen Verfassung, im Jugendgesetz und 
in weiteren Rechtsvorschriften verankerten 
Rechten und Pflichten verantwortungsbe- 
wußt Gebrauch zu machen. Voraussetzung 
dafür ist, daß jeder Jugendliche einen gefe- 
stigten politischen Standpunkt und exakte 
Kenntnisse über Wesen und Aufgaben des 
sozialistischen Rechts sowie über grundle- 
gende Rechtsvorschriften des sozialisti- 
schen Staates besitzt. In der Berufsausbil- 
dung soll das Grundlagenfach „Sozialisti- 
sches Recht“ dazu beitragen, daß sich die 
Lehrlinge grundlegende Rechtskenntnisse 
aneignen und ihr sozialistisches Rechtsbe- 
wußtsein und -verhalten weiter ausprägen. 
Das vorliegende Lehrbuch „Sozialistisches 
Recht“ wurde auf der Grundlage des ver- 
bindlichen staatlichen Lehrplanes für das 
Grundlagenfach entwickelt. Es dient der 
Unterstützung des Bildungs- und Erzie- 
hungsprozesses in diesem Fach. 
Entsprechend dem Lehrplan werden im 
vorliegenden Lehrbuch der gesellschaftli- 
che Auftrag des sozialistischen Rechts und 
die Verantwortung der Bürger für die Mit- 
wirkung an der Gestaltung sozialistischer 
Arbeitsrechtsverhältnisse, bei der Durch- 
setzung des Gesundheits-, Arbeits- und 


Brandschutzes, des Umweltschutzes, bei 
der Verhütung und Bekämpfung von Straf- 
taten und bei der Gestaltung sozialistischer 
Familienbeziehungen behandelt. 

Alle Benutzer dieses Lehrbuches - Lehr- 
kräfte und Lehrlinge - werden gebeten, 
dem Verlag oder dem Zentralinstitut für 
Berufsausbildung der DDR ihre Erfahrun- 
gen bei der Arbeit mit diesem Buch und 
ihre Hinweise zu seiner Verbesserung zu 
übermitteln. 

Zentralinstitut für Berufsbildung 


Sozialistisches Recht 


/ 


I 


Lehrbuch für das Grundlagenfach 


V 

9., überarbeitete Auflage 



( 


03 

Verlag Die Wirtschaft Berlin 


Autoren: 


1 . Kapitel Dr. sc. Gerwin Udke, Berlin 

2. Kapitel Prof. Dr. sc. Joachim Michas, Berlin 

3. Kapitel Dr. Claus Hebestreit, Dresden 

Dr.-Ing. Siegfried Richter, Dresden 

4. Kapitel Dr. sc. Dr. G. P. Schmidt, 

Neustrelitz 

5. Kapitel Prof. Dr. sc. Dietmar Seidel, Berlin 

6. Kapitel Dr. Ursula Rohde, Berlin 


Die Autoren wurden unterstützt durch 
Dipl.-Gwl. Werner Hein, 

Zentralinstitut für Berufsbildung der DDR, Berlin 


Gesamtredaktion : 

Prof. Dr. sc. Joachim Michas, Berlin 
Dr. sc. Gerwin Udke, Berlin 

Lektor: 

Dipl.-Hdl. Brigitte Willkofer, Berlin 

Als berufsbildende Literatur für die Ausbildung 
der Lehrlinge zum Facharbeiter und für Werktä- 
tige, die zum Facharbeiter ausgebildet werden, 
für verbindlich erklärt. 

Staatssekretariat für Berufsbildung 
Berlin, den 1. Juli 1982 

Redaktionsschluß: 11. Oktober 1984 


© Verlag Die Wirtschaft 1985 

1055 Berlin, Am Friedrichshain 22 

Lizenz-Nr. 122; Druckgenehmigungs-Nr. 195/402/85 

LSV 0342 

Einbandgestaltung: G. Gabel, Berlin 
Typografie: H. Hölz, K. Bahr, Berlin 
Printed in the German Democratic Republic 
Gesamtherstellung : 

Druckerei Neues Deutschland, Berlin 7974 
Bestell-Nr. 675 681 5 
00200 


3 


Inhaltsverzeichnis 


i. 

Der gesellschaftliche Auftrag 

des sozialistischen Rechts 

und die Verantwortung der Bürger 

für die Gestaltung 

der sozialistischen Rechtsordnung . 


Sozialistisches Recht - 
staatlicher Ausdruck der Interessen 
der Arbeiterklasse und Instrument 
zu ihrer Verwirklichung 

1 . 1 . 1 . 

Klassencharakter des Rechts und 
Wesen 

des sozialistischen Rechts 

1 . 1 . 2 . 

Aufgaben und wachsende Rolle 
des sozialistischen Rechts 
bei der weiteren Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft 

1.1.3. 

Justiz- und Sicherheitsorgane 
der DDR 

1 . 2 . 

Verantwortung und Aktivitäten für 
die Gestaltung und Durchsetzung 
des sozialistischen Rechts 

1 . 2 . 1 . 

Verantwortung der staatlichen 
und wirtschaftsleitenden Organe 
sowie der Kombinate, Betriebe und 
Einrichtungen für die Durchsetzung 
des sozialistischen Rechts 



1 . 2 . 2 . 

Grundsatzregelungen der Verfassung 
der DDR und des Jugendgesetzes 
zur Verantwortung des sozialistischen 


Staatsbürgers 16 . 

7 1.2.3. 

Mitwirkung der Bürger 

bei der Rechtsetzung 17 

1.2.4. 

Mitwirkung der Bürger 

bei der Rechtsverwirklichung 18 

7 


2 . 

7 Die Mitwirkung der Werktätigen 
bei der Gestaltung 
der sozialistischen Arbeits- 
rechtsverhältnisse 
und der Gewährleistung 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin . 21 

11 

2 . 1 . 

Die rechtliche Regelung der 
13 sozialistischen Arbeitsverhältnisse 


durch das sozialistische Arbeitsrecht . 21 

2 . 1 . 1 . 

Grundrechte auf dem Gebiet der 
15 Arbeit und die wichtigsten Garantien 

ihrer Sicherung 21 

2 . 1 . 2 . 

Der Inhalt des Arbeitsgesetzbuches . . 23 

2 . 2 . 

Der Abschluß und die Änderung 
15 von Arbeitsverträgen 24 


4 


V 


2 . 2 . 1 . 

Der Arbeitsvertrag 
als wichtigste Form 
der Begründung 

von Arbeitsrechtsverhältnissen .... 24 

2 . 2 . 2 .. 

Die Änderung des Arbeitsvertrages 


durch Änderungsvertrag 26 

2.2.3. 

Die Auflösung des Arbeitsvertrages . . 26 

2.2.4. 

Der Lehrvertrag 27 

2.3. 

Die sozialistische Arbeitsdisziplin und 
ihre rechtliche Ausgestaltung 29 

2.3.1. 

Charakter und Inhalt der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin .... 29 

2.3.2. 

Ordnung, Sicherheit und Disziplin 
am Arbeitsplatz 30 

2.4. 

Die arbeitsrechtliche Verantwort- 
lichkeit der Werktätigen 31 

2.4.1. 

Formen arbeitsrechtlicher 
Verantwortlichkeit 31 

2.4.2. 

Die Verantwortlichkeit vor der 
Konfliktkommission 32 

2.4.3. 

Die disziplinarische 

Verantwortlichkeit 32 

2.4.4. 

Die materielle Verantwortlichkeit ... 32 
2.5. 

Die Konfliktkommission 

als gesellschaftliches Organ 

der Rechtsprechung 34 

2.5.1. 

Aufgaben und Zuständigkeitsbereiche 
der Konfliktkommission 34 

2.5.2. 

Die Entscheidung 


von Arbeitsrechtssachen 

durch die Konfliktkommission .... 35 

* 


3. 

Die Verantwortung und Mitwirkung 
der Werktätigen bei der Durchset- 
zung der Gesundheits-, Arbeits- 
und Brandschutzbestimmungen 
im Betrieb 37 

3.1. 

Wesen und Ziele des sozialistischen 
Arbeitsschutzes 37 

3.2. 

Rechte und Pflichten 

der Betriebe und der Werktätigen 

bei der Durchsetzung des 

Gesundheits- und Arbeitsschutzes ... 40 

3.2.1. 

Rechtliche Grundlagen des 


Gesundheits- und Arbeitsschutzes ... 40 
3.2.2. 

Organe des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes im Betrieb 41 


3.2.3. 

Grundsätzliche Rechte und Pflichten 
der Werktätigen und der Betriebe 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz . . 42 

3.2.4. 

Besondere rechtliche Bestimmungen 
für den Schutz von Jugendlichen 


und Frauen 44 

3.3. 

Mitwirkung von Werktätigen bei 
der Aufdeckung und Beseitigung 
von Gefährdungen im Betrieb 45 

3.3.1. 

Begriffsbestimmung des Arbeits- 
unfalls und der Berufskrankheit .... 45 

3.3.2. 

Arbeitsbedingte 

Gesundheitsgefährdungen 46 


5 


3.3.3. 

Grundsätzliche Möglichkeiten zur 
Verhütung gesundheitlicher Schäden . 

3.3.4. 

Aufgaben und Verhalten bei Eintritt 
eines Arbeitsunfalls 

3.3.5. 

Materielle Sicherstellung 

der Werktätigen bei Arbeitsunfall 

und Berufskrankheit 

3.4. 

Zielstellung des Brandschutzes 
in der DDR und die Verantwortung 
der Bürger bei der Verhütung 
und Bekämpfung von Bränden .... 

3.4.1. 

Ziel des Brandschutzes 

3.4.2. 

Die rechtlichen Bestimmungen 
des Brandschutzes in der DDR . . . . 

3.4.3. 

Die Aufgaben der Bürger 
im Brandschutz 

3.4.4. 

Aufgaben und Verhalten 

bei Eintritt eines Brandes 


4 . 

Die Verantwortung und Mitwirkung 
der Bürger im Umweltschutz . . . . 

4.1. 

Die wichtigsten Rechtsgrundsätze 
und Aufgaben des Umweltschutzes 
in der DDR 

4.1.1. 

Umweltschutz als Verfassungsauftrag . 

4.1.2. 

Einige wichtige Bereiche 

des Umweltschutzes 

4.2. 

Mitwirkung der Bürger beim Schutz 
der natürlichen Umwelt 


5. 

Die Verantwortung und Mitwirkung 

der Bürger bei der Verhütung 

und Bekämpfung von Straftaten . . 62 

5.1. 

Die Verhütung und Bekämpfung von 
Straftaten als objektives Erfordernis 
bei der weiteren Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen 


Gesellschaft in der DDR 62 

5.1.1. 

Aufgaben der sozialistischen 

Gesellschaft bei der Bekämpfung 

der Kriminalität 62 

5.1.2. 

Straftaten und ihre Auswirkungen 

auf die Gesellschaft und 

den einzelnen Bürger 63 

5.1.3. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
und ihre Voraussetzungen 64 


5.1.4. 

Strafrechtsverletzungen durch 
Jugendliche und deren wesentliche 
Ursachen und Bedingungen 66 

5.2. 

Die Mitwirkung der Bürger 

bei der Verhütung und Bekämpfung 

von Straftaten 69 

5.2.1. 

Die Mitwirkung der Bürger 

bei der Beseitigung von 

Ursachen und Bedingungen 

für Strafrechtsverletzungen 69 

5.2.2. 

Die Verantwortung der Kollektive 
der Werktätigen und der Bürger 
bei der Aufdeckung und Aufklärung 
von Straftaten 70 

5.2.3. 

Die Verantwortung der Kollektive 
der Werktätigen und der Bürger 
bei der Erziehung gefährdeter oder 
straffällig gewordener Bürger 72 


47 

48 

49 

50 

50 

51 

52 

52 

54 

54 

54 

56 

59 


6 


6 . 

Die Aufgaben und Verantwortung 
der Bürger bei der Gestaltung 
sozialistischer Familienbeziehungen 74 


6 . 1 . 

Familie und sozialistische 

Gesellschaft 74 

6 . 1 . 1 . 

Stellung und Aufgaben der Familie 
im Sozialismus 74 

6 . 1 . 2 . 


Zielstellung der Familienpolitik und 
des sozialistischen Familienrechts 
und deren Bedeutung für jeden 


Bürger und die Gesellschaft 75 

6 . 2 . 

Die Gestaltung der Familienbeziehun- 
gen und die Entwicklung 
aller Familienmitglieder 77 


6 . 2 . 1 . 

N Die Forderungen des Familiengesetz- 
buches zur Gestaltung sozialistischer 
Familienbeziehungen in der DDR ... 77 

6 . 2 . 2 . 

Prüfung der Voraussetzungen für 
Eheschließung und Familiengründung 77 

6.2.3. 

Regelung aller Familienangelegenhei- 
ten auf der Basis 

der Gleichberechtigung, des Einver- 
nehmens, der gegenseitigen Achtung 
und Unterstützung der Ehepartner . . 78 


Sachwortverzeichnis 


80 


7 


I 

» - , . ; - . ■■ 

1 . 

Der gesellschaftliche Auftrag des 
sozialistischen Rechts und die Verantwortung 
der Bürger für die Gestaltung 
der sozialistischen Rechtsordnung 


1.1. 

Sozialistisches Recht - staatlicher 
Ausdruck der Interessen der 
Arbeiterklasse und Instrument zu 
ihrer Verwirklichung 

1 . 1 . 1 . 

Klassencharakter des Rechts und Wesen 
des sozialistischen Rechts 

Jeder Bürger kommt im täglichen Leben 
auf vielfältige Weise mit dem Recht in Be- 
rührung. Beim Einkauf im Warenhaus, in 
der beruflichen Arbeit, bei der Eheschlie- 
ßung - überall geht es auch um bestimmte 
Rechtsfragen. Für viele wichtige Beziehun- 
gen und Vorgänge im gesellschaftlichen 
Leben erläßt der sozialistische Staat 
Rechtsvorschriften für das Verhalten der 
Bürger. 

Jeder Bürger ist verpflichtet, so zu handeln, 
daß die in den Gesetzen und Rechtsvor- 
schriften festgelegten gesellschaftlichen 
Verhaltensanforderungen erfüllt werden. 

„Je verantwortungsbewußter die Bürger 
ihre gesetzlichen Pflichten gegenüber der 
Gesellschaft erfüllen und je gewissenhafter 
ihre Rechte gewahrt werden, um so mehr 
werden Ehrlichkeit und Verantwortungsbe- 
wußtsein gefördert, Geborgenheit geschaf- 
fen und Leistung stimuliert .“ 1 

1 Bericht des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands an den X. Parteitag 
der SED. Berichterstatter: Gen. Erich Honecker. 
Dietz Verlag, Berlin 1981, S. 1 19. 


Es ist eine der grundlegenden Aufgaben 
des sozialistischen Rechts, verantwortungs- 
bewußtes Verhalten der Bürger zu fördern. 
Die umfassende sozialistische Intensivie- 
rung, die wirksamere Durchsetzung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
und die volle Ausschöpfung des gesell- 
schaftlichen Arbeitsvermögens erfordern 
auch hohes Verantwortungsbewußtsein 
und konsequente Einhaltung der Gesetze. 
Durch vorbildliche Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit können die Arbeitskollek- 
tive ganz entscheidend dazu beitragen, die 
Arbeitsproduktivität und Effektivität zu 
steigern. 

Klassencharakter des Rechts 

In allen Phasen der historischen Entwick- 
lung haben die unterdrückten Klassen und 
Völker um Gerechtigkeit , Recht und Gesetz- 
lichkeit gekämpft. In der Ausbeutergesell- 
schaft sind Staat und Recht Instrumente 
der Herrschaft der besitzenden Klasse über 
das Volk. 

Das Recht wird in seinem Inhalt durch die 
Produktionsverhältnisse der Gesellschaft 
bestimmt. 

Das bürgerliche Recht z. B. dient zur Siche- 
rung der kapitalistischen Eigentumsver- 
hältnisse, zur Aufrechterhaltung der Aus- 
beutung und zur Unterdrückung der Arbei- 
terklasse und aller anderen werktätigen 
Klassen und Schichten. Darum kämpfen 
diese Klassen und Schichten für die Besei- 
tigung des kapitalistischen Eigentums an 
den Produktionsmitteln, da es die ökono- 
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mische Grundlage für die Ausbeutung und 
Unterdrückung ist. 

Karl Marx und Friedrich Engels deckten 
im Kommunistischen Manifest den Klas- 
sencharakter des Rechts auf. An die 
Adresse der Bourgeoisie gerichtet, sagten 
sie: 

„Aber streitet nicht mit uns, indem ihr an 
euren bürgerlichen Vorstellungen von Frei- 
heit, Bildung, Recht usw. die Abschaffung 
des bürgerlichen Eigentums meßt. Eure 
Ideen selbst sind Erzeugnisse der bürgerli- 
chen Produktions- und Eigentumsverhält- 
nisse, wie euer Recht nur der zum Gesetz 
erhobene Wille eurer Klasse ist, ein Wille, 
dessen Inhalt gegeben ist in den materiel- 
len Lebensbedingungen eurer Klasse“. 2 

Die Bourgeoisie meint, wenn sie von „Frei- 
heit, Bildung und Recht“ redet, ihre Frei- 
heit, ihre Bildung und ihr Recht. In der 
Ausbeutergesellschaft gibt es keine Frei- 
heit, Bildung und kein Recht für alle. Dar- 
über kann auch kein klassenneutrales Ge- 
rede von „Freiheit“ an sich und von ab- 
strakten „Menschenrechten“ hinwegtäu- 
schen. 

■ Einige Beispiele sollen das veranschauli- 
chen : 

Das Grundgesetz der BRD gewährleistet das 
Privateigentum. Im Artikel 14 heißt es: 
„...Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle 
der Allgemeinheit dienen.“ In Wirklichkeit 
steigen aber die Monopolprofite, während 
der arbeitenden Bevölkerung die Krisenla- 
sten, wie Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, Preis- 
steigerungen und Mietwucher, aufgebürdet 
werden. 

Im Grundgesetz der BRD wird die „Freiheit 
des Glaubens, des Gewissens und des welt- 
anschaulichen Bekenntnisses“ garantiert. 
Aber fortschrittlich denkende Menschen er- 
halten wegen ihrer Gesinnung Berufsverbot. 
Das Recht auf Arbeit kann nicht garantiert 
werden. 

In 24 kapitalistischen Industriestaaten gab es 

2 Marx, K./Engels, F.: Manifest der Kommunisti- 
schen Partei. In: Werke, Band 4. Dietz Verlag, Ber- 
lin 1974, S.477. 


1983 33,5 Millionen offiziell registrierte Ar- 
beitslose. In der BRD suchen Hunderttausende 
Jugendliche nach der Schulentlassung vergeb- 
lich eine Lehrstelle. Viele verzweifeln, greifen 
zum Rauschgift oder werden kriminell. 

Die Verletzung der elementarsten Men- 
schenrechte in den kapitalistischen Län- 
dern, wie des Rechts auf Frieden und des 
Rechts auf Arbeit, wird von den imperiali- 
stischen Massenmedien verschwiegen oder 
vertuscht. Statt dessen verbreiten sie eifrig 
antikommunistische Lügen über angebli- 
che „Menschenrechtsverletzungen“ in so- 
zialistischen Ländern. 

Das sozialistische Recht dient im Gegensatz 
zum bürgerlichen Recht dem werktätigen 
Volk. 

Artikel 2 der Verfassung der DDR besagt: 

§ „Alle politische Macht in der Deutschen 
Demokratischen Republik wird von den 
Werktätigen in Stadt und Land ausge- 
übt. Der Mensch steht im Mittelpunkt 
aller Bemühungen der sozialistischen 
Gesellschaft und ihres Staates. Die wei- 
tere Erhöhung des materiellen und kultu- 
rellen Lebensniveaus des Volkes auf der 
Grundlage eines hohen Entwicklungs- 
tempos der sozialistischen Produktion, 
der Erhöhung der Effektivität, des wis- 
senschaftlich-technischen Fortschritts 
und des Wachstums der Arbeitsprodukti- 
vität ist die entscheidende Aufgabe der 
entwickelten sozialistischen Gesell- 
schaft.“ 

Der sozialistische Staat gewährleistet den 
Bürgern Sicherheit, Geborgenheit und eine 
klare Perspektive. 

Im Verlauf der sozialistischen Revolution 
werden allmählich die sozialen Ursachen 
und Bedingungen für Rechtsverletzungen 
und Straftaten beseitigt. 

■ In der DDR betrug die Anzahl der Strafta- 
ten 1982 insgesamt nur 120 275. Das sind 
720 je 100 000 Einwohner. 

Im Vergleich dazu wurden in der BRD für 
1982 4 291 975 Straftaten ausgewiesen. 
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Tabelle 1.1. Staatsorgane 

in der DDR und Rechtsvorschriften, die von ihnen erlassen werden 

Staatsorgan 

Art der Rechtsvorschrift 

Beispiel 

Volkskammer 

Gesetze und Beschlüsse 

AGB, ZGB, Jugendgesetz 

Staatsrat 

Beschlüsse 

Beschluß des Staatsrates der DDR über die 
Stiftung und Verleihung einer Urkunde des 
Vorsitzenden des Staatsrates für Sportwett- 
kämpfe der Schüler und Lehrlinge vom 
29. September 1977 (GB1.I Nr.31 S.345) 

Nationaler Verteidi- 
gungsrat 

Anordnungen oder 
Beschlüsse 

Anordnung des Nationalen Verteidigungsra- 
tes der DDR über den Dienst in der Zivilver- 
teidigung vom l.November 1977 (GB1.I 
Nr.34 S.365) 

Ministerrat 

Verordnungen oder Be- 
schlüsse 

Verordnung über das Pflichtenheft für Auf- 
gaben der Forschung und Entwicklung - 
Pflichtenheft-Verordnung - vom 17. Dezem- 
ber 1981 (GBl. 1/1982 Nr. 1 S.l) 

Minister und Leiter 
anderer zentraler 
Organe des Ministerrates 

Anordnungen oder 
Durchführungs- 
bestimmungen 

Anordnung über das Lehrverhältnis vom 
15. Dezember 1977 (GB1.I/1978 Nr.2 S.42) 

Örtliche Volksvertre- 
tungen 

Beschlüsse, Satzungen, 
Ordnungen 

Stadtordnung 


Die entscheidende Garantie dafür, daß das 
Recht dem Wohl des Volkes dient, ist die 
politische und ökonomische Macht der Ar- 
beiterklasse. Ohne die Macht der Arbeiter- 
klasse ist es nicht möglich, das Volkseigen- 
tum zu schaffen, die sozialistische Gesell- 
schaft zu errichten und den Frieden zu si- 
chern. Die Macht der Arbeiterklasse garan- 
tiert auch der jungen Generation ihre 
Rechte. 

In der Präambel des Jugendgesetzes heißt 
es: 


§ „Die sozialistische Gesellschaftsord- 
nung, in der Ausbeutung und Unterdrük- 
kung des Menschen für immer beseitigt 
sind, garantiert der Jugend ihre entschei- 
denden Rechte. Die 1946 von der Freien 
Deutschen Jugend proklamierten Grund- 
rechte der jungen Generation - die poli- 
tischen Rechte, das Recht auf Arbeit und 
Erholung, das Recht auf Bildung und das 
Recht auf Freude und Frohsinn - sind in 
der Deutschen Demokratischen Republik 
seit langem Gesetz und gesellschaftliche 
Praxis.“ 


Bewußtes gesellschaftliches 
Handeln der Werktätigen 


Staatlicher Wille der 
Arbeiterklasse , ausge- 
staltet in Gesetzen und 
anderen Rechtsvorschriften 


rr 


Moral, Kultur, Kunst und 
„ vielfältige andere 
politisch - ideologische 
Beziehungen 


1_ L 


Klasseninteresse der Arbeiterklasse und Politik der 
marxistisch - leninistischen Partei 


Sozialistische Produktionsverhältnisse ^ 


Abb. 1.1. 

Zusammenhang von so- 
zialistischen Produktions- 
verhältnissen, sozialisti- 
schem Recht und be- 
wußtem, gesellschaftli- 
chem Handeln der Werk- 
tätigen 
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Begriff des sozialistischen Rechts 

Sozialistisches Recht - das ist der zum Ge- 
setz erhobene staatliche Wille der Arbeiter- 
klasse und aller Werktätigen, das ist das 
zuverlässige staatliche Macht- und Lei- 
tungsinstrument zum Schutze, zur Siche- 
rung und zur Entfaltung sozialistischer Ge- 
sellschaftsbeziehungen. 

Die Rechtsvorschriften des sozialistischen 
Staates entsprechen den Erfordernissen 
der gesellschaftlichen Entwicklung und 
den Interessen der Arbeiterklasse sowie al- 
ler Werktätigen. 

„Das sozialistische Recht schützt die Er- 
rungenschaften des werktätigen Volkes der 
DDR gegen alle Angriffe des Klassengeg- 
ners. Zugleich sind Recht und Gesetzlich- 
keit eng damit verbunden, wahrhaft soziali- 
stische Beziehungen zwischen den Men- 
schen herauszubilden und die ökonomi- 
schen Aufgaben zu lösen.“ 3 

In der Verfassung der DDR ist festgelegt, 
daß die sozialistische Volkswirtschaft 

§ „...der ständig besseren Befriedigung 
der materiellen und kulturellen Bedürf- 
nisse der Bürger, der Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit und ihrer sozialistischen 
gesellschaftlichen Beziehungen“ dient 
(Art. 9 Abs. 2). 

Die Abb. 1.1. veranschaulicht, wie sich das so- 
zialistische Recht in die gesellschaftlichen Be- 
ziehungen einordnet. 

Die wichtigsten Zweige des sozialistischen 
Rechts sind das Staats Wirtschafts Ar- 
beits-, Zivil-, Familien- und Strafrecht. 

Die Verfassung, das Arbeitsgesetzbuch 
(AGB), das Zivilgesetzbuch (ZGB) und das 
Jugendgesetz enthalten viele Festlegungen 
für das Verhalten, d. h. für ein bestimmtes 
Tun oder Unterlassen in der Arbeit sowie 
im gesellschaftlichen und persönlichen Le- 
ben. Beispielsweise regelt das Arbeitsrecht 
die Rechte und Pflichten der Werktätigen 
im Arbeitsprozeß, das Strafrecht trägt dazu 

3 Bericht des Zentralkomitees a.a.O., S. 1 19. 


bei, Gesundheit und Leben der Bürger zu 
schützen, und das Zivilrecht gestaltet 
Rechte und Pflichten der Bürger und der 
Betriebe zur Befriedigung wichtiger mate- 
rieller und kultureller Bedürfnisse aus. 

Merkmale des sozialistischen Rechts 

Das sozialistische Recht stellt ein System 
aufeinander abgestimmter staatlicher Ver- 
haltensregeln (Rechtsnormen) dar und 
wird durch folgende Merkmale gekenn- 
zeichnet: 

1. Die Rechtsnormen werden vom soziali- 
stischen Staat erlassen. 

Die Organe der sozialistischen Staatsmacht 
legen in Gesetzen, Verordnungen und an- 
deren Rechtsvorschriften Rechte, Pflichten 
und Aufgaben für Bürger, Kombinate, Be- 
triebe, Einrichtungen und staatliche Or- 
gane fest (vgl. Tabelle 1.1.). 

2. Die Rechtsnormen stellen generelle 
Verhaltensanforderungen an Bürger, 
Kombinate, Betriebe, Einrichtungen 
und staatliche Organe zur Gestaltung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse im 
Interesse der Arbeiterklasse und aller 
Werktätigen dar. 

Die Rechtsnormen sind ein einheitlicher 
Maßstab, an dem das Verhalten des einzel- 
nen, der Kombinate, der Betriebe und Ein- 
richtungen gemessen wird. 

3. Die Rechtsnormen sind allgemeinver- 
bindliche staatliche Verhaltensregeln. 

Das soll ein Beispiel aus dem Zivilrecht 
veranschaulichen. Im §324 des ZGB ist die 
Pflicht der Bürger und Betriebe zur Ver- 
meidung von Schäden und Gefahren gere- 
gelt. 

§ „Bürger und Betriebe sind verpflichtet, 
sich so zu verhalten, daß das Leben und 
die Gesundheit der Bürger nicht verletzt 
werden und dem sozialistischen Eigen- 
tum der Bürger kein Schaden entsteht.“ 
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Laut Gesetz sind also alle Bürger und Betriebe 
verpflichtet, Schäden und Gefahren zu ver- 
meiden. Jeder Bürger oder Betrieb wird da- 
nach beurteilt, inwieweit er sich an diese Ver- 
pflichtung hält. 

4. Die Einhaltung und Durchsetzung der 
Rechtsnormen werden durch den sozia- 
listischen Staat garantiert, wenn erfor- 
derlich, auch durch staatlichen Zwang. 

Die meisten Bürger halten die Rechtsnor- 
men freiwillig ein. Sie betrachten das als 
eine selbstverständliche Pflicht. In den Fäl- 
len, in denen einzelne Bürger oder Betriebe 
sich nicht an die Gesetze halten, wird die 
Befolgung des Rechts durch die Einleitung 
bestimmter Maßnahmen oder auch durch 
den Einsatz von staatlichem Zwang garan- 
tiert. 

Zur Gewährleistung der Sicherheit und Ge- 
setzlichkeit im Betrieb und im Territorium 
gehört, daß auf jede Gesetzesverletzung 
eine angemessene Reaktion erfolgt. 

■ Ein Bürger, der unbefugt ein Kraftfahrzeug 
benutzt, wird „von einem gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege zur Verantwortung 
gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geld- 
strafe, Haftstrafe, Verurteilung auf Bewäh- 
rung oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr bestraft“ (§201 StGB). 

Gegen Personen, die im Auftrag imperialisti- 
scher Geheimdienste Nachrichten zum 
Nachteil der DDR sammeln oder verraten 
(Spionage), sprechen unsere Gerichte auf 
der Grundlage des StGB Freiheitsstrafen 
von mindestens fünf Jahren aus. 

Werktätige, die durch Verletzung ihrer Ar- 
beitspflichten im Betrieb Schäden verursa- 
chen, Maschinen oder Anlagen demolieren 
oder auf andere Weise das sozialistische Ei- 
gentum beeinträchtigen, werden materiell 
verantwortlich gemacht, das heißt, sie haben 
den Schaden zu ersetzen (vgl. Ab- 
schnitt 2.4.4.). 


1 . 1 . 2 . 

Aufgaben und wachsende Rolle des 
sozialistischen Rechts bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft 

Die Gestaltung der entwickelten sozialisti- 
schen Gesellschaft ist ein Prozeß tiefgrei- 
fender politischer, ökonomischer, sozialer 
und geistig-kultureller Wandlungen. Das 
Recht wird von der Arbeiterklasse dazu 
eingesetzt, die komplizierten Aufgaben, die 
Schwierigkeiten und Probleme, die in diesem 
Prozeß entstehen, zu bewältigen. 

Aufgaben des sozialistischen Rechts 

Das sozialistische Recht dient der 

. • Festigung und dem weiteren Ausbau 
der politischen Macht der Arbeiter- 
klasse und des werktätigen Volkes, der 
Sicherung und dem Schutz der soziali- 
stischen Gesellschaft vor allen Angrif- 
fen des Klassengegners, 

• Verwirklichung der Hauptaufgabe, der 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpo- 
litik, Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät, Organisierung und Regelung sozia- 
listischer Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen, 

• weiteren Entfaltung der sozialistischen 
Demokratie und Lebensweise, 

• Erziehung allseitig gebildeter sozialisti- 
scher Persönlichkeiten, die bewußt die 
sozialistische Gesellschaft gestalten, 
der Garantie der Rechte und Pflichten 
sozialistischer Staatsbürger, 

• Sicherung und dem Schutz der soziali- 
stischen Gesellschaft und jedes einzel- 
nen vor Rechtsverletzungen und Diszi- 
plinverstößen. 

Das sozialistische Recht wird in allen Le- 
bensbereichen eingesetzt, um sozialistische 
Verhaltensgrundsätze durchzusetzen. 

Seine bewußte Nutzung trägt entscheidend 
dazu bei, einen planmäßigen, störungs- 
freien Wirtschaftsablauf zu gewährleisten, 
Leben und Gesundheit der Werktätigen zu 
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schützen und die Unantastbarkeit des 
Volkseigentums zu garantieren. 4 
Ordnung, Sauberkeit und Disziplin an je- 
dem Arbeitsplatz, exakte Einhaltung der 
Arbeitsschutzbestimmungen, volle Ausnut- 
zung der Arbeitszeit, der Maschinen und 
Anlagen sowie des Materials tragen dazu 
bei, alle Reserven zu erschließen und mehr 
zu produzieren. Das kommt jedem einzel- 
nen in vielfältiger Form (z. B. Lohn, Prä- 
mie) zugute. Nirgends dürfen Materialver- 
schwendung und schlechte Arbeit hinge- 
nommen werden. Überall muß eine Atmo- 
sphäre der Unduldsamkeit gegenüber Die- 
ben am Eigentum des Volkes, Störenfrie- 
den der öffentlichen Ordnung und bestech- 
lichen Personen herrschen. 

Jede Nachlässigkeit im Umgang mit Pro- 
duktionsmitteln, Arbeitsbummelei oder an- 
dere Störungen der Produktion können 
schwerwiegende Folgen für die Planerfül- 
lung und die Versorgung der Bevölkerung 
haben. Durch Havarien und Brände, die 
durch mangelnde Wachsamkeit entstehen, 
werden schwer erarbeitete Erfolge im so- 
zialistischen Wettbewerb wieder zunichte 
gemacht. Das darf nicht zugelassen wer- 
den. 

Wachsende Rolle des sozialistischen Rechts 

Die weitere Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft unter den sich 
verschärfenden Bedingungen der Klassen- 
auseinandersetzung mit dem Imperialis- 
mus und die Erhöhung der ökonomischen 
Leistungskraft hängen in starkem Maße 
davon ab, wie sich jeder Bürger für die 
Stärkung unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates einsetzt. In den 80er Jahren wach- 
sen die Anforderungen an die gesellschaft- 
liche Wirksamkeit des sozialistischen 
Rechts vor allem zur Gewährleistung der 
umfassenden Intensivierung und zur vollen 
Erschließung des wissenschaftlich-techni- 
schen Fortschritts. 

4 Direktive des X. Parteitages der SED zum Fünf- 
jahrplan für die Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR in den Jahren 1981 bis 1985. Bericht- 
erstatter: Gen. Willi Stoph. Dietz Verlag, Berlin 1981, 
S. 42. 


In den vergangenen zehn Jahren wurden 
bedeutende Gesetze ausgearbeitet und ver- 
abschiedet, die eine wirksame Grundlage 
für die weitere Stärkung unserer Arbeiter- 
und-Bauern-Macht und für die Befähigung 
der Werktätigen zu verantwortungsbewuß- 
tem gesellschaftlichem Handeln darstellen. 
Das gilt z. B. für 

• die Verfassung der DDR vom 7. Okto- 
ber 1974, 

• das Gesetz über die Teilnahme der Ju- 
gend an der Gestaltung der entwickel- 
ten sozialistischen Gesellschaft und 
über ihre allseitige Förderung in der 
DDR — Jugendgesetz der DDR - vom 
28. Januar 1974, 

• das Zivilgesetzbuch der DDR vom 
19.Juni 1975, 

• das Arbeitsgesetzbuch der DDR vom 
16. Juni 1977. 

Eine intensive Arbeit wird zur Vervoll- 
kommnung der Rechtsvorschriften für die 
Leitung und Planung der Volkswirtschaft 
und zur Durchsetzung des wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts in allen Berei- 
chen geleistet. Das ist notwendig, um den 
gesamtwirtschaftlichen Prozeß immer tie- 
fer zu durchdringen, alle Faktoren der In- 
tensivierung zu nutzen und so das Verhält- 
nis von Aufwand und Ergebnis, die ökono- 
mische Effektivität, wesentlich günstiger zu 
gestalten. Ausgehend von den Anforderun- 
gen der Zukunft, wird die sozialistische 
Rechtsordnung ständig vervollkommnet. 
Gesetze und andere Rechtsvorschriften 
werden so gestaltet, daß sie die Triebkräfte 
des ökonomischen und sozialen Fort- 
schritts noch wirksamer fördern. 

Durch die strikte Einhaltung der vom so- 
zialistischen Staat erlassenen Rechtsvor- 
schriften kann jeder zur Stärkung unseres 
Staates beitragen. Wichtige Aufgaben kön- 
nen z.B. die Jugendlichen in den Betrieben 
zur Durchsetzung des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts übernehmen. Das 
Interesse, die Kenntnisse und Fähigkeiten 
jedes einzelnen werden gebraucht, um 
Neuerervorschläge und rationellere Ver- 
fahren in der Produktion durchzusetzen. 
Die Anforderungen an die Disziplin, die 
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Gewissenhaftigkeit und das Entschei- 
dungsvermögen beim Einsatz der neuen 
Technik, z. B. der Roboter und der Mikro- 
elektronik, und moderner Technologien er- 
höhen sich. 

In der Verordnung über die Entwicklung 
und Sicherung der Qualität der Erzeug- 
nisse vom 1. Dezember 1983 (GBl. I Nr. 37 
S. 405) ist in §7 festgelegt: 

§ „Die Generaldirektoren und Betriebsdi- 
rektoren gewährleisten, daß... 

— alle Werktätigen durch die eindeutige 
Festlegung der Arbeitspflichten, eine ex- 
akte Aufgabenabgrenzung und die An- 
wendung wirkungsvoller Stimulierungs- 
methoden auf fehlerfreie Qualitätsarbeit 
orientiert werden;...“ 

Auch der zuverlässige Schutz des Sozialis- 
mus vor den Angriffen des Imperialismus 
stellt wachsende Anforderungen an das so- 
zialistische Recht. Die zunehmende, oft 
heimtückisch getarnte Aggressivität des 
Klassengegners, die verstärkte politische 
und ideologische Diversion des Imperialis- 
mus erfordern, die Klassenwachsamkeit 
weiter zu erhöhen und das sozialistische 
Recht wirksam zur Verteidigung der Errun- 
genschaften einzusetzen. 

Im Artikel 7 der Verfassung der DDR heißt 
es: 

§ „Die Deutsche Demokratische Republik 
organisiert die Landesverteidigung sowie 
den Schutz der sozialistischen Ordnung 
und des friedlichen Lebens der Bürger. 
Die Nationale Volksarmee und die ande- 
ren Organe der Landesverteidigung 
schützen die sozialistischen Errungen- 
schaften gegen alle Angriffe von außen.“ 

Die Wahrung der sozialistischen Gesetz- 
lichkeit ist Aufgabe der staatlichen und 
wirtschaftsleitenden Organe, der Kombi- 
nate, Betriebe und Einrichtungen sowie al- 
ler Bürger. 

Das Jugendgesetz der DDR (§ 6) enthält 
z. B. Festlegungen für die Leiter in Staat 


und Wirtschaft, für Lehrer und Erzieher 
zum Schutz der Jugend. Spezifische Aufga- 
ben und Pflichten zum Schutz der körperli- 
chen und geistigen Entwicklung der Ju- 
gend sind in der Jugendschutzverordnung 
geregelt. 


1 . 1 . 3 . 

Justiz- und Sicherheitsorgane der DDR 

Die Arbeiterklasse der DDR hat sich auch 
spezielle Organe geschaffen, die die sozia- 
listische Gesetzlichkeit gewährleisten. Zu 
ihnen gehören insbesondere 

• die staatlichen und gesellschaftlichen 
Gerichte , 

• die Staatsanwaltschaft, 

• die Staatlichen Notariate und 

• die Kollegien der Rechtsanwälte . 

Auch die Organe des Ministeriums des In- 
nern und des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit nehmen wichtige Aufgaben zur 
Gewährleistung des Schutzes und der Si- 
cherheit unseres Staates und seiner Bürger 
wahr. Insbesondere die Untersuchungsor- 
gane und Strafvollzugseinrichtungen lei- 
sten einen wichtigen Beitrag zur Durchset- 
zung des sozialistischen Rechts. 

Artikel 92 der Verfassung der DDR lautet: 

§ „Die Rechtsprechung wird in der Deut- 
schen Demokratischen Republik durch 
das Oberste Gericht, die Bezirksge- 
richte, die Kreisgerichte und die gesell- 
schaftlichen Gerichte im Rahmen der ih- 
nen durch Gesetz übertragenen Aufga- 
ben ausgeübt. In Militärstrafsachen 
üben das Oberste Gericht, die Militär- 
obergerichte und die Militärgerichte die 
Rechtsprechung aus.“ 

Jeder Bürger hat das Recht und die Mög- 
lichkeit, sich an die zuständigen staatlichen 
Organe zur Klärung von Rechtsangelegen- 
heiten zu wenden. Richter, Staatsanwälte, 
Notare und Rechtsanwälte beraten die 
Bürger, unterstützen sie bei der Aufklärung 
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3. Begründen Sie, warum Bürger, die sich über 
Rechtsvorschriften hinwegsetzen, vom sozia- 
listischen Staat zur Verantwortung gezogen 
werden! 


4. Zeigen Sie an Beispielen, wie der sozialisti- 
sche Staat das Recht zur weiteren Intensivie- 
rung der Produktion einsetzt ! 


1 . 2 . 

Verantwortung und Aktivitäten 
für die Gestaltung 
und Durchsetzung 
des sozialistischen Rechts 

1 . 2 . 1 . 

Verantwortung der staatlichen und 
wirtschaftsleitenden Organe sowie der 
Kombinate, Betriebe und Einrichtungen 
für die Durchsetzung des sozialistischen 
Rechts 

Die staatlichen und wirtschaftsleitenden 
Organe, die Kombinate, Betriebe und Ein- 
richtungen sind verpflichtet, 

• das sozialistische Recht umfassend und 
wirkungsvoll zu nutzen, 

• die Rechte der Werktätigen zu wahren, 

• Ordnung, Sicherheit und Disziplin zu 
erhöhen, 

• wachsam und unduldsam gegenüber 
Verletzungen der sozialistischen Ge- 
setzlichkeit zu sein, 

• Straftaten und anderen Rechtsverlet- 
zungen vorzubeugen und deren Ursa- 
chen zu beseitigen. 

Im Programm der SED heißt es: 


In der Verordnung über die volkseigenen 
Kombinate, Kombinatsbetriebe und volks- 
eigenen Betriebe vom 8. November 1979 
(GBl. I Nr. 38 S. 355) ist z. B. festgelegt: 

§ „Der Generaldirektor und die Direkto- 
ren der Kombinatsbetriebe haben durch 
eine qualifizierte Leitungstätigkeit die 
sozialistische Gesetzlichkeit zu gewähr- 
leisten... 

Unter Einbeziehung der Werktätigen 
und ihrer gesellschaftlichen Organisatio- 
nen wirken sie vorbeugend zum Schutz 
der Werktätigen und des Volkseigen- 
tums, organisieren den kontinuierlichen, 
störungsfreien Produktionsablauf und 
sorgen für die Vermeidung von Schäden 
und Verlusten.“ 

Die Kombinate und Betriebe haben auch 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß die jungen Facharbeiter der ihnen 
übertragenen Verantwortung für die Plan- 
erfüllung gerecht werden können. 

Das Jugendgesetz (§21) verlangt, 

§ „...die Ausbildung der Lehrlinge so zu 
gestalten, daß sie mit Beendigung ihrer 
Lehre die Facharbeiterleistung errei- 
chen.“ 

■ Vorbildlich handeln Kombinate, wie das 
Werkzeugmaschinenkombinat „Fritz Hek- 
kert“, in dem den Lehrlingen kontinuierlich 
lehrplangerechte, anspruchsvolle Produk- 
tions- und Arbeitsaufgaben übertragen wer- 
den. Durch die Ausbildung an numerisch ge- 
steuerter Technik eignen sich die künftigen 
Zerspanungsfacharbeiter bereits umfangrei- 
che praktische Fertigkeiten für ihre erfolg- 
reiche berufliche Tätigkeit an. 


„Alle staatlichen Organe tragen eine hohe 
Verantwortung dafür, daß das Vertauens- 
verhältnis der Bürger zu ihrem sozialisti- 
schen Staat immer enger wird. Die SED 
hält es für erforderlich, daß Erscheinungen 

bürokratischen' und herzlosen Verhaltens 5 Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
entschlossen bekämpft werden.“ 5 Deutschlands. Dietz Verlag, Berlin 1976, S. 42. 


16 


1 . 2 . 2 . 

Grundsätzregelungen der 
Verfassung der DDR und des 
Jugendgesetzes zur Verantwortung 
des sozialistischen Staatsbürgers 

Im Gegensatz zu vielen bürgerlichen Ver- 
fassungen, in denen Rechte für das werktä- 
tige Volk lediglich auf dem Papier stehen, 
garantiert die sozialistische Verfassung der 
DDR allen Bürgern die Ausübung ihrer 
Rechte und die Mitwirkung an der Leitung 
der gesellschaftlichen Entwicklung. 

Die wichtigsten Grundrechte und Grund- 
pflichten des sozialistischen Staatsbürgers 
sind 

• das Recht auf Arbeit und die Pflicht zur 

• 

stischen Gesellschaft, 

• das Recht auf Bildung und Teilnahme 
am kulturellen Leben, 

• das Recht und die Ehrenpflicht zum 
Schutze des Friedens sowie des soziali- 
stischen Vaterlandes und seiner Errun- 
genschaften. 

Zum Grundrecht des Staatsbürgers, das 
Leben in der sozialistischen Gesellschaft 
und im sozialistischen Staat mitzugestalten 
(Art. 21 der Verfassung der DDR), gehört 
auch seine Pflicht, die Rechtsnormen ein- 
zuhalten und an der Wahrung der Gesetz- 
lichkeit mitzuwirken. 

Im Artikel 90 der Verfassung ist festgelegt: 

§ „Die Bekämpfung und Verhütung von 
Straftaten und anderen Rechtsverletzun- 
gen sind gemeinsames Anliegen der so- 
zialistischen Gesellschaft, ihres Staates 
und aller Bürger.“ 

Die Gewährleistung des sozialistischen 
Rechts ist also nicht ausschließlich Angele- 
genheit der Justiz- und Sicherheitsorgane. 
Alle Bürger tragen Verantwortung für die 
Durchsetzung des sozialistischen Rechts, 
auch die Jugendlichen. 


Die wichtigsten Rechte, Aufgaben und 
Pflichten der Jugendlichen der DDR hat 
der sozialistische Staat auf der Grundlage 
der Verfassung im Jugendgesetz der DDR 
festgelegt. 

Im § 1 des Jugendgesetzes der DDR heißt 
es z. B.: 

§ „Alle jungen Menschen sollen sich durch 
sozialistische Arbeitseinstellung und so- 
lides Wissen und Können auszeichnen, 
hohe moralische und kulturelle Werte 
ihr eigen nennen und aktiv am gesell- 
schaftlichen und politischen Leben, an 
der Leitung von Staat und Gesellschaft 
teilnehmen.“ 

Jeder Jugendliche muß die durch das so- 
zialistische Recht eingeräumten Rechte, 
Aufgaben und Pflichten kennen, um da- 
nach handeln zu können. 

§ 6 Abs. 1 des Jugendgesetzes der DDR 
lautet: 

„Die Jugend achtet die Gesetze der 
Deutschen Demokratischen Republik 
und handelt entsprechend den Normen 
des sozialistischen Zusammenlebens der 
Menschen. Die Staats- und Wirtschafts- 
funktionäre und die Lehrer und Erzieher 
vermitteln der Jugend Kenntnisse über 
Staat, Demokratie und Recht im Sozia- 
lismus. 

Sie fördern die Aktivität der Freien 
Deutschen Jugend bei der Verwirkli- 
chung des sozialistischen Rechts. Ge- 
meinsam mit den Eltern und den gesell- 
schaftlichen Organisationen erziehen sie 
die Jugend zur Achtung und Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit.“ 

Betriebsleitung, Lehrkräfte und Erzieher 
unterstützen die Jugendlichen dabei, Ar- 
beit, Lernen sowie Freizeit in Übereinstim- 
mung mit den Forderungen der sozialisti- 
schen Moral und der Gesetzlichkeit zu or- 
ganisieren. 

Jeder Betrieb erarbeitet jährlich einen Ju- 
gendförderungsplan, in dem Festlegungen 


Arbeit, 

das Recht zur Mitgestaltung der soziali- 


§ 
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über die Aufgaben der Staats- und Wirt- 
schaftsfunktionäre sowie der Jugendlichen 
im sozialistischen Wettbewerb, in der Be- 
wegung „Messe der Meister von morgen“ 
(MMM), in der Weiterbildung, in Kultur 
und Sport usw. getroffen werden. Im Ju- 
gendgesetz ist festgelegt, daß dieser Plan 
mit den Leitungen der FDJ und anderen 
Organisationen (z.B. DTSB, GST) vorzube- 
reiten und mit den Jugendlichen zu beraten 
ist. Über seine Verwirklichung haben die 
Leiter vor der Jugend Rechenschaft abzule- 
gen. Betriebs- und Schulleitungen arbeiten 
eng mit der FDJ zusammen. Die FDJ setzt 
sich in vielen Betrieben erfolgreich für eine 
günstige Arbeits- und Lernatmosphäre ein 
und kümmert sich um Jugendliche, die 
noch keine sozialistische Einstellung zur 
Arbeit und zum Lernen haben. Beispielhaft 
handeln Kollektive, die Patenschaften über 
Jugendliche übernehmen, die in ihrer so- 
zialistischen Persönlichkeitsentwicklung 
zurückgeblieben sind. 

■ Eine Jugendbrigade aus der Volkswerft 
Stralsund berichtet: 

Zunächst waren wir gar nicht begeistert, als 
wir einen „Neuen“ aufnehmen sollten, der 
aus dem Strafvollzug entlassen worden war. 
Aber dann waren alle die ersten Tage sehr 
erfreut, als er fleißig und ordentlich seine 
Aufgaben erfüllte. - Plötzlich blieb er der 
Arbeit fern! Als wir ihn zu Hause besuchten, 
erfuhren wir, daß ihm seine alten „Freunde“ 
drohten, falls er weiter bei uns arbeiten 
wollte. Wir mußten uns also auch in der 
Freizeit um ihn kümmern. 

Einige Kollegen luden ihn zu sich nach 
Hause ein. Wir halfen ihm sein Zimmer aus- 
zubauen. Heute können wir sagen: Wir ha- 
ben es geschafft! Jetzt ist er Mitglied der 
FDJ, macht seinen Facharbeiter und ist so- 
gar schon ausgezeichnet worden. 

1 . 2 . 3 . 

Mitwirkung der Bürger 
bei der Rechtsetzung 

Die Rechtsetzung ist in der sozialistischen 
Gesellschaft zutiefst demokratisch. Das 
wird am Inhalt unserer Gesetze, aber auch 
am Verfahren der Rechtsetzung deutlich. 


Gesetze und andere Rechtsvorschriften 
werden vom sozialistischen Staat zur Ver- 
wirklichung grundlegender Ziele bei der 
Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft 
erlassen. 

Ausgehend von den Beschlüssen der mar- 
xistisch-leninistischen Partei zur Durchset- 
zung der ökonomischen Strategie für die 
achtziger Jahre, wurden in den letzten Jah- 
ren wichtige neue Rechtsvorschriften, die 
zur Leistungssteigerung der Volkswirt- 
schaft und zur umfassenden Intensivierung 
der Produktion beitragen sollen, erlassen, 
z. B. das Gesetz über das Vertragssystem in 
der sozialistischen Wirtschaft - Vertragsge- 
setz - vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 14 
S. 293), das Gesetz über den Rechtsschutz 
für Erfindungen — Patentgesetz — vom 
27. Oktober 1983 (GBl. I Nr. 29 S. 284), die 
Verordnung über den Beitrag für gesell- 
schaftliche Fonds vom 14. April 1984 (GBl. 
I Nr. 11 S. 105) und die Verordnung über 
die Entwicklung und Sicherung der Quali- 
tät der Erzeugnisse vom 1. Dezember 1983 
(GBl. I Nr. 37 S. 405). 

Das höchste gesetzgebende Organ in der 
DDR, die Volkskammer, bestimmt durch 
Gesetze und Beschlüsse endgültig und für 
jedermann verbindlich die Ziele der Ent- 
wicklung der DDR (Art. 49 der Verfassung 
der DDR). 

Die Entwürfe für Gesetze und andere 
Rechtsvorschriften werden mit Bürgern 
und Kollektiven gründlich beraten. Die 
Meinungen und Hinweise der Bürger zu 
den Entwürfen wichtiger Gesetzeswerke, 
wie des Arbeitsgesetzbuches, des Familien- 
gesetzbuches, des Zivilgesetzbuches und 
auch des Jugendgesetzes, haben zur Ver- 
besserung der Entwürfe beigetragen. 

An den Beratungen zum Entwurf des Ju- 
gendgesetzes nahmen z.B mehr als 5 Millio- 
nen Bürger teil. Es wurden 4821 Vor- 
schläge zur Vervollkommnung des Entwur- 
fes unterbreitet, von denen, nach gründli- 
cher Prüfung 200 in die endgültige, von der 
Volkskammer verabschiedete Fassung auf- 
genommen wurden. 

Den AGB-Entwurf diskutierten 5 814 325 
Werktätige in 292 196 Versammlungen und 
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Veranstaltungen. An der Diskussion des 
ZGB wirkten über 200 000 Bürger mit. Es 
wurden 4091 Änderungsvorschläge unter- 
breitet. 360 wurden in das Gesetz aufge- 
nommen. Sie trugen dazu bei, daß das 
ZGB reale und wirksame Regelungen ent- 
hält. 

Das wird an dem folgenden Beispiel deut- 
lich : 

■ § 102 des ZGB regelt die Pflicht zur Miet- 

zahlung. Es ist der Gründsatz formuliert, 
daß die Mieter verpflichtet sind, den verein- 
barten Mietpreis regelmäßig und pünktlich 
zu zahlen. Im Entwurf des Gesetzes war fest- 
gelegt: „Die Zahlung hat bis zum dritten 
Werktag des laufenden Monats zu erfolgen, 
soweit im Mietvertrag nichts anderes verein- 
bart ist.“ 

Bei der Diskussion des Entwurfs wurde von 
vielen Bürgern darauf hingewiesen, daß der 
dritte Werktag als Termin für die Mietzah- 
lung nicht mit den üblichen Auszahlungster- 
minen für Lohn, Gehalt und Rente überein- 
stimmt. Deshalb wurde diese Festlegung im 
§ 102 des ZGB verändert: 

„...den Zeitpunkt der Zahlungen können 
Vermieter und Mieter im Mietvertrag verein- 
baren. Ist nichts vereinbart, hat die Zahlung 
bis zum 15. des laufenden Monats zu erfol- 
gen.“ 

Die Einbeziehung der Bürger in die Recht- 
setzung trägt auch dazu bei, daß die 
Rechtsvorschriften für die Bürger über- 
schaubar und verständlich gestaltet wer- 
den. 


1 . 2 . 4 . 

Mitwirkung der Bürger 
bei der Rechtsverwirklichung 

Die Rechtsnormen des sozialistischen Staa- 
tes können nur dann voll wirksam werden, 
wenn sich alle für ihre Befolgung und 
Durchsetzung einsetzen. Niemand darf 
teilnahmslos Zusehen, wenn Rechtsvor- 
schriften verletzt werden, niemand darf 
„wegsehen“, wenn Werkzeug und Material 
„verschwinden“. Alle müssen darauf ach- 
ten, daß jede Minute Arbeitszeit genutzt 
wird. Es reicht nicht, über vorhandene Un- 


zulänglichkeiten zu schimpfen, ihre Besei- 
tigung aber anderen zu überlassen. Das gilt 
überall, am Arbeitsplatz, im Lehrlings- 
wohnheim, in der gesellschaftlichen Ar- 
beit! 

Um aber „mitreden“ zu können, braucht 
man solides Wissen, Sachkenntnis, berufli- 
che Fähigkeiten, ein hohes politisches Ver- 
antwortungsbewußtsein, muß man bereit 
sein, sich für die Belange der Gemeinschaft 
einzusetzen und die Gesetze und andere 
Rechtsvorschriften des sozialistischen Staa- 
tes einzuhalten. Mit der Beseitigung des 
Privateigentums an Produktionsmitteln 
und des Klassenantagonismus wurden ent- 
scheidende soziale Ursachen für Rechts- 
verletzungen und Kriminalität beseitigt. 
Solche Verbrechen, wie Bankraub, Bank- 
notenfälschungen und Rauschgiftdelikte, 
gehören bei uns nicht zum Kriminalitäts- 
bild. Aber auch im Sozialismus gibt es 
noch Bürger, die zwar alle Rechte in An- 
spruch nehmen und bei jeder Gelegenheit 
auf diese Rechte pochen, ihre staatsbürger- 
lichen Pflichten jedoch vernachlässigen. 
Sie verstoßen gegen die Arbeitsdisziplin 
oder setzen sich über Verpflichtungen, wie 
die Zahlung der Miete, der Gasrechnung 
oder die Rückzahlung von Teilzahlungs- 
krediten, rücksichtslos hinweg. 

Noch immer gibt es tolerantes Verhalten 
gegenüber Disziplinverstößen, Arbeits- 
bummelei, Alkoholgenuß am Arbeitsplatz, 
gegenüber Verletzungen von Arbeitsschutz- 
bestimmungen. Das kann schwere Verlet- 
zungen der Gesetze und der Regeln des 
Zusammenlebens sowie ökonomische 
Schäden zur Folge haben. 

Das sozialistische Recht fordert, konse- 
quent gegen alle Disziplinverstöße vorzu- 
gehen. 

■ Jugendliche, die Straftaten begehen, sind 
meist schon vorher dadurch aufgefallen, daß 
sie gegen elementare Regeln des gesell- 
schaftlichen Zusammenlebens, wie Zuverläs- 
sigkeit, Pünktlichkeit, Disziplin und Ord- 
nung, verstoßen. 

Zum Beispiel fehlen sie unentschuldigt im 
theoretischen und berufspraktischen Unter- 
richt, arbeiten schlecht, treiben sich herum 
oder belästigen andere Bürger. 
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Derartige Disziplinverstöße sind oft der 
Ausgangspunkt für eine Straftat. Deshalb ist 
es wichtig, auf die ersten Anzeichen von 
Fehlverhalten energisch zu reagieren. Da- 
durch können die Gesundheit und das Le- 
ben der Bürger geschützt und ökonomische 
Schäden vermieden werden. 

Der sicherste Weg, Rechtsverletzungen zu 
vermeiden, ist überall konsequent Ordnung 
und Disziplin zu wahren. 

Wie sich die Werktätigen und ihre Kollek- 
tive für Ordnung, Disziplin, Sicherheit und 
Gesetzlichkeit einsetzen, verdeutlichen ei- 
nige Beispiele: 

■ 80 000 Betriebs- und Arbeitskollektive und 

Kollektive in städtischen Wohngebie- 
ten ringen um die Anerkennung als 
„Bereich der vorbildlichen Ordnung 
und Sicherheit“, 

266 095 Bürger arbeiten in Kommissionen, 
Ausschüssen und Komitees der ABI 
mit, 

135 000 Bürger sind freiwillige Helfer der 
Deutschen Volkspolizei, 

282 575 Arbeiter und Angestellte wachen als 
ehrenamtliche Arbeitsschutzobleute 
des FDGB über die Einhaltung der Ar- 
beits- und Brandschutzvorschriften, 
440 000 Bürger sind Mitglieder der freiwilli- 
gen Feuerwehr, 

170 000 Bürger arbeiten in Verkehrssicher- 
heitsaktiven der Betriebe, Wohnge- 
biete und Gemeinden, 

30 000 ehrenamtliche Helfer der Jugendhilfe- 
kommissionen beteiligen sich an der 
Betreuung, Kontrolle und Erzie- 
hung gefährdeter Kinder und Ju- 
gendlicher, 

14 000 Jugendliche sorgen als Mitglieder 
von Ordnungsgruppen der FDJ für 
Ordnung und Sicherheit bei Jugend- 
veranstaltungen. 

Über 230 000 Werktätige wirken als Mit- 
glieder der 26 744 Konfliktkommissionen 
in Betrieben und Einrichtungen, mehr als 
54 000 Bürger in den 5237 Schiedskommis- 
sionen in den Wohngebieten der Städte 
und in den Produktionsgenossenschaften 
an der Rechtsprechung mit. An den 
Kreis- und Bezirksgerichten sprechen 


51 773 Schöffen Recht. Sie üben ihre rich- 
terliche Funktion mit den gleichen Rechten 
und Pflichten wie die Richter aus. 
Bedeutenden Anteil an der Durchsetzung 
von Sicherheit, Ordnung und Gesetzlich- 
keit hat die FDJ. Die Erziehung der Ju- 
gendlichen zur freiwilligen Einhaltung des 
sozialistische^ Rechts, zum Schutz des so- 
zialistischen Eigentums, zu bewußter Diszi- 
plin und hoher .Wachsamkeit erfolgt auf 
der Grundlage des Statuts der FDJ und ist 
ein wichtiger Bestandteil der politischen 
Arbeit unseres sozialistischen Jugendver- 
bandes. Viele FDJ-Grundorganisationen 
und Jugendbrigaden übernehmen Ver- 
pflichtungen im Wettbewerb um den Titel 
„Betrieb der vorbildlichen Ordnung und 
Sicherheit“. 

■ Im Wettbewerb verpflichten sich die Jugend- 
lichen in den IFA-Motorenwerken Nord- 
hausen zur Einhaltung der Arbeitsdisziplin, 
der Ordnung am Arbeitsplatz sowie zur Ver- 
meidung von Unfällen und Bummelei. Die 
besten Kollektive übernehmen Patenschaf- 
ten über Jugendliche, deren Persönlichkeit 
noch nicht gefestigt ist. Die Mitglieder der 
FDJ-Ordnungsgruppe haben es in ihren per- 
sönlichen Aufträgen übernommen, für Diszi- 
plin und Ordnung beim Jugendtanz und bei 
anderen Veranstaltungen im Jugendklub zu 
sorgen. Seit einiger Zeit arbeitet in diesem 
Betrieb eine Arbeitsgruppe „Sozialistisches 
Recht“. 

Die FDJ-Leitungen, aber auch die staatli- 
chen Leiter, Lehrer und Erzieher sind ver- 
pflichtet, die Fragen der Jugendlichen zu 
rechtlichen Problemen, die ihnen täglich in 
der Schule, im Betrieb, in der Freizeit und 
in der Familie begegnen, zu beantworten. 
Das kann z. B. die Auskunft über Rechts- 
vorschriften sein, die bei der Vorbereitung 
einer Diskothek, bei der Fahrt in eine Ju- 
gendherberge, beim Ausbau einer Woh- 
nung oder bei der Gründung einer Familie 
zu beachten sind. 

In der Verfassung und in anderen 
Gesetzen ist die Verantwortung der 
Werktätigen und ihrer Kollektive 
zur Mitwirkung an der Leitung der 
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gesellschaftlichen Angelegenheiten 
und auch zur Gestaltung der soziali- 
stischen Rechtsordnung festgelegt. 
Jeder Jugendliche trägt eine große 
Verantwortung für die bewußte Aus- 
übung der ihm übertragenen Rechte 
und Pflichten. Er muß sich grundle- 
gende Kenntnisse über das soziali- 
stische Recht upd Fähigkeiten zur 
Rechtsdurchsetzung aneignen. 


Aufgaben 

1. Erläutern Sie die wichtigsten Grundrechte 
der Bürger in unserer Republik! 


2. Zeigen Sie am Beispiel des Rechts auf Ar- 
beit, wodurch sich das sozialistische Recht 
vom bürgerlichen Recht unterscheidet! 


3. Begründen Sie, inwieweit der einzelne Bür- 
ger dafür verantwortlich ist, daß das soziali- 
stische Recht durchgesetzt wird! 


4. Prüfen Sie, welche Möglichkeiten die FDJ 
hat, an der Durchsetzung des Rechts in Ih- 
rem Betrieb mitzuwirken, und welche Festle- 
gungen dazu im Jugendförderungsplan Ihres 
Betriebes enthalten sind! 


Übersicht über wichtige Rechtsvorschriften 

— Verfassung der Deutschen, Demokrati- 
schen Republik vom 6. April 1968 in der 
Fassung des Gesetzes zur Ergänzung 
und Änderung der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik 
vom 7. Oktober 1974 (GBl. I Nr. 47 
S.432). 

— Gesetz über die Teilnahme der Jugend 
an der Gestaltung der entwickelten so- 
zialistischen Gesellschaft und über ihre 
allseitige Förderung in der Deutschen 
Demokratischen Republik — Jugendge- 
setz der DDR - vom 28. Januar 1974 
(GB1.I Nr.5S.45). 

- Zivilgesetzbuch der Deutschen Demo- 
kratischen Republik vom 19. Juni 1975 
(GB1.I Nr. 27 S.465). 

- Gesetz über die Verfassung der Ge- 
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richte der Deutschen Demokratischen 
Republik - Gerichtsverfassungsgesetz 
- vom 27. September 1974 (GB1.I Nr.48 
S.457). 

Verordnung zum Schutz der Kinder 
und Jugendlichen vom 26. März 1969 
(GBl. II Nr. 32 S. 219, Ber. GBl. II. 
Nr. 36 S.240). 

Gesetz über den Wehrdienst in der 
Deutschen Demokratischen Republik - 
Wehrdienstgesetz - vom 25. März 1982 
(GB1.I Nr. 12-S.221). 

Gesetz über die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften - LPG- 
Gesetz - vom 2. Juli 1982 (GB1.I Nr. 25 
S.443). 
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2 . 

Die Mitwirkung der Werktätigen 
bei der Gestaltung der sozialistischen Arbeits- 
rechtsverhältnisse und der Gewährleistung 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin 


2 . 1 . 

Die rechtliche Regelung der 
sozialistischen Arbeitsverhältnisse 
durch das sozialistische 
Arbeitsrecht 

2 . 1 . 1 . 

Grundrechte auf dem Gebiet der Arbeit 
und die wichtigsten Garantien 
ihrer Sicherung 

Das Arbeitsrecht der DDR regelt die Ar- 
beitsverhältnisse der Arbeiter und Ange- 
stellten. Es hat Pflichten und Rechte der 
Werktätigen und der staatlichen Leiter zum 
Inhalt. Außerdem regelt es wichtige Rechte 
der Gewerkschafts- und der FDJ-Organisa- 
tionen in den Betrieben. 

Das Arbeitsrecht der DDR ist ein wichtiges 
Mittel zur Durchsetzung der Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Es trägt 
dazu bei, die schöpferischen Fähigkeiten 
und Initiativen der Werktätigen zur Erhö- 
hung der Qualität und Effektivität der Ar- 
beit, vollen und wirksamsten Nutzung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
und Steigerung der Arbeitsproduktivität 
zum Wohle des einzelnen und der Gesell- 
schaft zu entfalten. 

Viele Menschen kommen mit dem soziali- 
stischen Arbeitsrecht erstmalig in Berüh- 
rung, wenn sie eine Tätigkeit aufnehmen 
wollen und einen Arbeitsvertrag abschlie- 
ßen, Jugendliche vor allem, wenn sie eine 


Berufsausbildung beginnen und den Lehr- 
vertrag abschließen. Mit Aufnahme der Tä- 
tigkeit, meist aber schon davor, wird der 
Werktätige mit seinen Arbeitspflichten und 
-rechten vertraut gemacht. Dazu gehören 
für den Betrieb und für den einzelnen 
Werktätigen rechtlich geregelte Verhaltens- 
anforderungen, einzuhaltende Bestimmun- 
gen sowie Festlegungen, die den Inhalt des 
Arbeitsrechtsverhältnisses oder des Lehr- 
verhältnisses ausmachen. Zum Beispiel hat 
der Werktätige die Pflicht, die ihm übertra- 
genen Arbeitsaufgaben ordnungs- und frist- 
gemäß zu erfüllen, die Arbeitszeit und die 
Produktionsmittel voll zu nutzen sowie 
Material, Energie und Rohstoffe sparsam 
zu verwenden. Der Betrieb ist verpflichtet, 
dem Werktätigen Tätigkeiten entsprechend 
der vereinbarten Arbeitsaufgabe zu über- 
tragen und solche Arbeitsbedingungen zu 
schaffen, die hohe Arbeitsleistungen er- 
möglichen. Außerdem hat der Betrieb die 
verfassungsmäßig garantierten Grund- 
rechte der Werktätigen, wie das Recht auf 
demokratische Mitbestimmung und Mitge- 
staltung, auf Schutz der Gesundheit und 
der Arbeitskraft und auf Urlaub, zu sichern 
und zu verwirklichen. Das Arbeitsrecht der 
DDR garantiert jedem arbeitsfähigen Bür- 
ger die ständige Teilnahme am gesell- 
schaftlichen Arbeitsprozeß, d. h., es wird 
Vollbeschäftigung gewährleistet. Das ist 
eine große soziale Errungenschaft der Ar- 
beiterklasse und der anderen Werktätigen, 
die nur auf der Grundlage des gesellschaft- 
lichen Eigentums an den Produktionsmit- 
teln und der politischen Macht der Arbei- 
terklasse möglich ist. 
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Mit dem Arbeitsrecht hat der sozialistische 
Staat umfangreiche Rechte der Werktäti- 
gen festgelegt, die günstige Arbeits- und 
Lebensbedingungen sichern. Das spürt je- 
der Werktätige im Betrieb, das spüren be- 
sonders Frauen und Mütter, Jugendliche 
und ältere Werktätige. 

Die Pflichten und Rechte, die das Arbeits- 
recht regelt, veranschaulichen, daß der so- 
zialistische Staat allen Werktätigen und Ju- 
gendlichen soziale Sicherheit durch Siche- 
rung eines Arbeitsplatzes und einer Berufs- 
ausbildung gewährleistet. Dafür erwartet 
er, daß jeder einzelne mit hohem Verant- 
wortungsbewußtsein, mit Fleiß und Aus- 
dauer arbeitet und die übertragenen Aufga- 
ben gewissenhaft und mit Umsicht erfüllt. 
•Jeder Werktätige sollte die wichtigsten ar- 
beitsrechtlichen Regelungen kennen, weil 
sie ihm seine Stellung in unserer Gesell- 
schaft, seine Rolle im Arbeitskollektiv sowie 
seine Verantwortung bewußtmachen. 

Das sozialistische Arbeitsrecht enthält die 
Rechte und Pflichten, die dife Arbeitsauf- 
gabe des einzelnen Werktätigen, den Ar- 
beitslohn, die Arbeitszeit, den Erholungs- 
urlaub, die Einhaltung der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin, den Gesundheits- und Ar- 
beitsschutz sowie weitere Arbeitsbedingun- 
gen betreffen. Außerdem umfaßt es Rechte 
der Werktätigen zur Teilnahme an der Lei- 
tung und Planung der Betriebe und der 
Wirtschaft sowie Mitwirkungs- und Mitbe- 
stimmungsrechte der Gewerkschaften. 

Wichtige Bestimmungen zur Regelung be- 
sonderer Arbeits- und Lohnbedingungen 
für Bereiche der Volkswirtschaft enthalten 
die Rahmenkollektivverträge. Sie werden 
zwischen zentralen Staatsorganen und den 
Gewerkschaften abgeschlossen. 

Für die Betriebe enthalten die jährlich ab- 
zuschließenden Betriebskollektivverträge 
und die Arbeitsordnungen spezielle arbeits- 
rechtliche Festlegungen. Diese werden aus 
den zentralen arbeitsrechtlichen Bestim- 
mungen abgeleitet und konkretisieren sie. 
Für Lehrlinge und junge Facharbeiter sind 
die Bestimmungen zur Förderung der Ju- 
gend und die Regelungen zum Lehrverhält- 


nis (vgl. Abschnitt 2.2.4.) besonders wich- 
tig. Durch strikte Einhaltung der arbeits- 
rechtlichen Pflichten und schöpferische Er- 
füllung ihrer Arbeitsaufgaben müssen die 
Werktätigen zur Erhöhung der volkswirt- 
schaftlichen Effektivität beitragen. 

Jeder Werktätige muß verantwortungsbe- 
wußt arbeiten, damit der hohe ökonomi- 
sche Leistungsanstieg erreicht wird, der er- 
forderlich ist, um das Programm der Voll- 
beschäftigung, des Volkswohlstandes, des 
Wachstums und der Stabilität auch unter 
veränderten inneren und äußeren Bedin- 
gungen fortzuführen. 

Die arbeitsrechtlichen Bestimmungen kon- 
kretisieren die in der Verfassung veranker- 
ten Grundrechte auf dem Gebiet der Ar- 
beit. Sie gewährleisten allen Werktätigen 
ausbeutungsfreie Arbeit, die demokrati- 
sche Teilnahme an der Leitung der Be- 
triebe sowie soziale Sicherheit. 

Die Grundrechte auf dem Gebiet der Ar- 
beit bestehen im Recht auf Arbeit, auf Be- 
rufsausbildung und auf Aus- und Weiter- 
bildung, auf Freizeit und Erholung, auf 
Schutz der Gesundheit und der Arbeits- 
kraft und im Recht auf materielle Versor- 
gung bei Krankheit, Arbeitsunfall, im Alter 
und bei Invalidität. 

Von den Grundrechten nimmt das Recht 
auf Arbeit einen besonderen Platz ein. Es 
sichert jedem Werktätigen, seine Fähigkei- 
ten und Fertigkeiten zu entfalten und 
durch die eigene Arbeit seinen Lebensun- 
terhalt und den seiner Familie zu bestrei- 
ten. Der sozialistische Staat fördert deshalb 
die berufliche Tätigkeit und schafft nicht 
nur Voraussetzungen für die Vollbeschäfti- 
gung, sondern zugleich auch immer bessere 
Möglichkeiten für den qualifikationsge- 
rechten Einsatz der Werktätigen. 

Die Garantien für die Sicherung der 
Grundrechte bestehen in den sozialisti- 
schen Produktionsverhältnissen, besonders 
im sozialistischen Eigentum an den Pro- 
duktionsmitteln, sowie in der politischen 
Macht der Werktätigen unter der Führung 
der Arbeiterklasse. 
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Das sind zugleich die Grundlagen dafür, 
daß der wirtschaftliche Aufschwung be- 
ständig ist, daß allen Werktätigen und be- 
sonders der Jugend soziale Sicherheit und 
vielfältige Entfaltungsmöglichkeiten gebo- 
ten werden. Weitere wichtige Garantien lie- 
gen in der verantwortungsbewußten Mitar- 
beit jedes Werktätigen, wie z. B. in der 
schöpferischen Arbeit im sozialistischen 
Wettbewerb, in der Neuererbewegung oder 
im sparsamen Umgang mit dem Material 
und in der Ausnutzung der Arbeitszeit. 


2 . 1 . 2 . 

Der Inhalt des Arbeitsgesetzbuches 

Das Arbeitsgesetzbuch ist die grundle- 
gende und umfassende Regelung des sozia- 
listischen Arbeitsrechts. Es spiegelt die gro- 
ßen Errungenschaften der Arbeiterklasse 
und der anderen Werktätigen auf dem Ge- 
biet der Arbeit wider und gewährleistet 
eine hohe Rechtssicherheit. Durch das Ar- 
beitsgesetzbuch, das am 1. Januar 1978 in 
Kraft trat, wurde das seit 1961 bestehende 
Gesetzbuch der Arbeit weiterentwickelt, in- 


dem entsprechend den Erfordernissen des 
sozialpolitischen Programms die Regelun- 
gen über die soziale Sicherheit ausgebaut, 
den Gewerkschaftsleitungen noch umfas- 
sendere Rechte bei der Gestaltung der so- 
zialistischen Arbeitsverhältnisse gewährt 
und die Rechte und Pflichten der Betriebe, 
Werktätigen und Lehrlinge ausführlicher 
dargelegt wurden. 

Das AGB enthält in 17 Kapiteln ausführli- 
che Regelungen, die jedem Werktätigen, 
staatlichen Leiter und Gewerkschaftsfunk- 
tionär einen Überblick über die Rechte 
und Pflichten im Arbeitsprozeß geben. 

Das AGB gilt auch für die Lehrlinge. Es re- 
gelt ihre wichtigsten Rechte und Pflichten 
auf dem Gebiet der Arbeit. Mit dem AGB 
sind diese Rechte und Pflichten der werk- 
tätigen Jugend erweitert worden. 

Im §4 des AGB ist festgelegt: 

§ „Das Arbeitsrecht trägt dazu bei, der 
werktätigen Jugend Verantwortung zu 
übertragen, ihre Initiative und Schöpfer- 
kraft im sozialistischen Wettbewerb zu 
entfalten sowie ihre Arbeits-, Lern- und 


Das AGB ist in folgende Kapitel eingeteilt: 


Kapitel Inhalt t 


1 . Grundsätze des sozialistischen Arbeitsrechts 

2. Leitung des Betriebes und Mitwirkung der Werktätigen 

3. Abschluß, Änderung und Auflösung des Arbeitsvertrages 

4. Arbeitsorganisation und sozialistische Arbeitsdisziplin 

5. Lohn und Prämie 

6. Berufsausbildung 

7. Aus- und Weiterbildung 

8. Arbeitszeit 

9. Erholungsurlaub 

10. Gesundheits- und Arbeitsschutz 

1 1. Geistig-kulturelles und sportliches Leben und soziale Betreuung der Werktätigen im Be- 
trieb 

12. Besondere Rechte der werktätigen Frau und Mutter 

13. Arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit der Werktätigen 

14. Schadenersatzleistung des Betriebes 

15. Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten 

16. Kontrolle der Einhaltung des Arbeitsrechts 

17. Entscheidung von Arbeitsstreitfällen und von Streitfällen auf dem Gebiet der Sozialversi- 
cherung der Arbeiter und Angestellten 
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Lebensbedingungen planmäßig zu ver- 
bessern. Es sichert den Einsatz der Ju- 
gend entsprechend ihrem Wissen und 
Können, ihre berufliche Entwicklung und 
Weiterbildung in Übereinstimmung mit 
den gesellschaftlichen Erfordernissen so- 
wie ihre Teilnahme an der Leitung und 
Planung im Betrieb. Es gewährleistet 
den besonderen Schutz der Jugendlichen 
im Arbeitsprozeß.“ 


Diese prinzipielle Orientierung wird in al- 
len Kapiteln des AGB durch die Festle- 
gung konkreter Rechte und Pflichten der 
Jugendlichen und Betriebe berücksichtigt. 
Im AGB ist erstmalig die Mitwirkung der 
Freien Deutschen Jugend bei der Gestal- 
tung der Arbeitsrechtsverhältnisse im Be- 
trieb festgelegt. 

Die Leitungen der Grundorganisationen 
der FDJ haben das Recht, gemeinsam mit 
den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
Vorschläge zum Planentwurf (§ 33), zur 
Förderung der Aktivität der Jugend im so- 
zialistischen Wettbewerb (§ 34) zu unter- 
breiten und über deren Verwirklichung Re- 
chenschaft zu fordern sowie die Einhal- 
tung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
zur Förderung und zum Schutz der werktä- 
tigen Jugend zu kontrollieren (§ 292). 

Der Betriebsleiter ist verpflichtet, eng mit 
« der Freien Deutschen Jugend zusammen- 
zuarbeiten. Das betrifft insbesondere die 
Bildung von Jugendbrigaden und die 
Übergabe von Jugendobjekten (§ 35), die 
Förderung der Aktivität der Jugend in der 
Bewegung „Messe der Meister von mor- 
gen“ (§ 37) und die Erarbeitung und Ver- 
wirklichung des Jugendförderungsplanes 
(§ 31). Der Jugendförderungsplan enthält 
solche wichtigen Festlegungen, wie Förde- 
rungsmaßnahmen im Berufswettbewerb, 
Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen und zur Förde- 
rung des geistig-kulturellen Lebens der Ju- 
gendlichen. 


Die Grundrechte auf dem Gebiet 
der Arbeit gewährleisten jedem ar- 
beitsfähigen Bürger von Ausbeutung 
freie Arbeit, Mitwirkung an der Lei- 
tung und Planung des Betriebes so- 
wie soziale Sicherheit und Gebor- 
genheit. Das Arbeitsrecht konkreti- 
siert diese Grundrechte und gestaltet 
sie näher aus. Das AGB ist das 
grundlegende Gesetzeswerk des Ar- 
beitsrechts, das auch umfassende 
Rechte und Pflichten der Jugendli- 
chen im Arbeitsprozeß enthält. 


Aufgaben 

1. Erläutern Sie die Grundrechte auf dem Ge- 
biet der Arbeit! 


2. Zeigen Sie anhand von Beispielen aus den 
imperialistischen Ländern, welche Auswir- 
kungen es hat, wenn das Recht auf Arbeit 
nicht gewährleistet ist! 


3. Beweisen Sie, daß in der sozialistischen Ge- 
sellschaft das Recht auf Arbeit garantiert ist! 

4. Erläu\ern Sie, daß die Verantwortung der Ju- 
gend im Arbeitsprozeß gewachsen ist! 


2 . 2 . 

Der Abschluß und die Änderung 
von Arbeitsverträgen 

2 . 2 . 1 . 

Der Arbeitsvertrag als wichtigste Form 

der Begründung 

von Arbeitsrechtsverhältnissen 

Das 3. Kapitel des AGB enthält die rechtli- 
chen Anforderungen, die mit dem Ab- 
schluß, dem Inhalt, der Änderung und 
Auflösung von Arbeitsverträgen Zusam- 
menhängen. Es ist für die Verwirklichung 
des Rechts auf Arbeit besonders wichtig, 
weil es Einzelheiten über die Sicherung 
eines Arbeitsplatzes, über die Arbeitsauf- 
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gäbe und darüber enthält, welchen Schutz 
der Werktätige genießt, wenn der Arbeits- 
vertrag aufgelöst werden soll. 

Anforderungen an den Abschluß eines Ar- 
beitsvertrages 

Im §38 des AGB heißt es: 

§ „Die Begründung eines Arbeitsrechtsver- 
hältnisses ist zwischen dem Werktätigen 
und dem Betrieb zu vereinbaren (Arbeits- 
vertrag)“. 

Beim Abschluß eines Arbeitsvertrages müs- 
sen folgende rechtliche Anforderungen be- 
achtet werden: 

- Der Arbeitsvertrag kommt durch über- 
einstimmende Willenserklärungen des 
Werktätigen und des Betriebes über die 
notwendigen Vereinbarungen, wie Ar- 
beitsaufgabe, Arbeitsort und Tag der Ar- 
beitsaufnahme, zustande (§§40 und 41). 
- Der Werktätige ist in einem Einstel- 
lungsgespräch über seine wichtigsten 
Rechte und Pflichten aus dem Arbeits- 
rechtsverhältnis zu informieren. Das 
betrifft besonders den Inhalt der Ar- 
beitsaufgabe, die zutreffende Lohn- 
oder Gehaltsgruppe, die Lohnform, die 
Arbeitszeit und den Erholungsurlaub 
(§43). 

- An diesem Einstellungsgespräch kann 
ein Vertreter der zuständigen Gewerk- 
schaftsleitung (BGL oder AGL) und/ 
oder der gewerkschaftliche Vertrauens- 
mann teilnehmen (§43). 

- Der Arbeitsvertrag ist schriftlich auszu- 
fertigen und dem Werktätigen unver- 
züglich, spätestens am Tag der Arbeits- 
aufnahme, auszuhändigen (§42). 

- Ein Arbeitsvertrag wird grundsätzlich 
unbefristet abgeschlossen. Soll die 
Dauer zeitlich begrenzt werden, so ist 
das ausdrücklich zu vereinbaren (§47). 

- Der Abschluß eines Arbeitsvertrages 
mit einem Jugendlichen ist zulässig, 
wenn dieser bei Aufnahme der Tätig- 
keit das 16. Lebensjahr vollendet und 
die Pflicht zum Besuch der zehnklassi- 


gen allgemeinbildenden polytechni- 
schen Oberschule erfüllt hat. Mit Ju- 
gendlichen, die das 14. Lebensjahr voll- 
endet und aus den verschiedensten 
Gründen nach Entscheidung durch den 
Direktor vorzeitig die POS verlassen 
haben, kann ebenfalls ein Arbeitsver- 
trag abgeschlossen werden (§39). 

- Mit Schülern, die das 14. Lebensjahr 
vollendt haben, können zur Ausübung 
einer freiwilligen, produktiven Tätigkeit 
während eines Teils der Ferien Arbeits- 
rechtsverhältnisse begründet werden 

(§39). 

- Jeder Arbeitsvertrag mit einem Jugend- 
lichen unter 18 Jahren bedarf der 
schriftlichen Zustimmung der Erzie- 
hungsberechtigten (§41). 

- Jugendliche dürfen nur beschäftigt wer- 
den, wenn sie für die vorgesehene Tä- 
tigkeit gesundheitlich geeignet sind. Sie 
müssen sich deshalb vor Abschluß des 
Arbeitsvertrages einer Einstellungsun- 
tersuchung unterziehen (§210). 

- Bei der Begründung des Arbeitsrechts- 
verhältnisses ist der Ausweis für Arbeit 
und Sozialversicherung vorzulegen. Der 
Betrieb nimmt die notwendigen Eintra- 
gungen vor und händigt anschließend 
dieses Dokument wieder aus (§70). 

- Der Arbeitsvertrag muß den arbeits- 
rechtlichen Bestimmungen entspre- 
chen, er darf also nicht Vereinbarungen 
oder Festlegungen enthalten, die unge- 
setzlich sind. Derartige Vereinbarungen 
oder Festlegungen sind unwirksam 
(§44). 

Diese Anforderungen, die beim Abschluß 
von Arbeitsverträgen zu beachten sind, die- 
nen der gründlichen Vorbereitung des Ar- 
beitsrechtsverhältnisses, der rechtzeitigen 
Klärung, welche Rechte und Pflichten be- 
stehen, sowie dem Schutz jugendlicher 
Werktätiger. 

Inhalt eines Arbeitsvertrages 

Die §§ 40 und 41 bestimmen, welche 
Rechte und Pflichten in den Arbeitsvertrag 
aufgenommen werden. Dabei werden un- 
terschieden : 
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• die notwendigen Vereinbarungen (Ar- 
beitsaufgabe, Arbeitsort, Tag der Ar- 
beitsaufnahme); 

• die weiteren Vereinbarungen (z. B. Teil- 
beschäftigung, besondere Kündigungs- 
fristen); 

• der informatorische Teil (z. B. Lohn- 
oder Gehaltsgruppe und Dauer des Er- 
holungsurlaubs). 

Der Arbeitsvertrag ist abgeschlossen, wenn 
über die notwendigen und weiteren Verein- 
barungen Einigung erzielt worden ist. Da- 
mit ist das Arbeitsrechtsverhältnis begrün- 
det. 

2 . 2 . 2 . 

Die Änderung des Arbeitsvertrages 
durch Änderungsvertrag 

Arbeitsverträge werden in der Regel unbe- 
fristet abgeschlossen. Es können jedoch 
während der Dauer des Arbeitsrechtsver- 
hältnisses Situationen entstehen, die eine 
Änderung erforderlich machen. Beispiels- 
weise könn en durch Rationalisierungsmaß- 
nahmen Arbeitsplätze und Arbeitskräf te 
einge spart werden, so daß die davon be- 
troffenen Werktätigen im gleichen Betrieb 
andere Ärbeitsa ufgaben übernehmen müs- 
„££n. Die Einzelheiten werden mit Hilfe des 
Änderungsvertrages, der zwischen dem Be- 
trieb und dem Werktätigen abgeschlossen 
wird, vereinbart. Der Werktätige wird 
rechtzeitig auf seine neuen Aufgaben, z. B. 
durch Qualifizierungsmaßnahmen, vorbe- 
reitet. Wenn Änderungen im Zusammenhang 
mit Rationalisierungsmaßnahmen erforder- 
lich sind, hat der Betrieb die Pflicht, den 
Änderungsvertrag mindestens 3 Monate 
vor Eintritt der Veränderung mit dem 
Werktätigen abzuschließen (§ 49 AGB). 
Damit erhält der Werktätige umfangrei- 
chen Schutz, der ihn verpflichtet, sich ver- 
antwortungsbewußt auf sein neues Aufga- 
bengebiet vorzubereiten, 

Änderungen des Arbeitsvertrages können 
auch notwendig werden, wenn werktätige 
.Frauen, die aus familiären Gründen vor - 
übergehend teilbeschäftigt gewesen sind, 
wieder ganztags a rbeiten möchten. Mit 


dem Änderungsvertrag kann das Arbeits- 
rechtsverhältnis den bestehenden oder 
künftigen betrieblichen oder persönlichen 
Verhältnissen angepaßt werden. Die Rege- 
lungen des Änderungsvertrages tragen 
dazu bei, stabile Arbeitsrechtsverhältnisse 
zu sichern. 

Im § 49 des AGB heißt es: 

§ „Die im Arbeitsvertrag getroffenen Ver- 
einbarungen können nur durch Vertrag 
geändert werden. Der Änderungsvertrag 
kann auch befristet werden. Der Betrieb 
ist verpflichtet, die zuständige betriebli- 
che Gewerkschaftsleitung vom beabsich- 
tigten Abschluß eines Änderungsvertra- 
ges zu verständigen . 46 


2.2.3. 

Die Auflösung des Arbeitsvertrages 

Im AGB ist festgelegt, daß ein Arbeitsver- 
trag durch Aufhebungsvertrag, Überlei- 
tungsvertrag, fristgemäße Kündigung oder 
fristlose Entlassung aufgelöst werden 
kann. 

- Der Aufhebungsvertrag ist die Vereinba- 
rung zwischen dem Werktätigen und 
dem Betrieb, das Arbeitsrechtsverhält- 
nis zu beenden (§ 51 und § 52). 

- Der Überleitungsvertrag ist die Verein- 
barung zur Überleitung des Werktäti- 
gen in einen anderen Betrieb, die zwi- 
schen dem bisherigen Betrieb, dem 
Werktätigen und dem übernehmenden 
Betrieb erfolgt (§ 51 und § 55). 

- Die fristgemäße Kündigung ist eine ein- 
seitige Erklärung über die Beendigung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses durch 
den Werktätigen oder den Betrieb. 
Kündigt der Betrieb, hat die Kündi- 
gung schriftlich und mit Angabe der 
Gründe zu erfolgen. Der Betrieb hat 
vorher die Zustimmung der betriebli- 
chen Gewerkschaftsleitung und ggf. des 
Rates des Kreises einzuholen (§§ 54, 55, 
57 bis 59). Im § 54 ist außerdem festge- 
legt, daß Jugendliche bis zur Vollen- 
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düng des 18. Lebensjahres nur mit 
schriftlicher Zustimmung der Erzie- 
hungsberechtigten kündigen dürfen. 

- Die fristlose Entlassung ist nur bei 
schwerwiegender Verletzung der sozia- 
listischen Arbeitsdisziplin oder staats- 
bürgerlicher Pflichten möglich, wenn 
die Weiterbeschäftigung nicht mehr 
möglich ist (§ 56, 57). 

Die Bestimmungen über die Auflösung von 
Arbeitsverträgen sind weitere Garantien 
für das Recht auf Arbeit in der DDR. X 
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Bei Auflösung des Arbeitsvertrages sind 
vom Betrieb umfangreiche Schutzbestim- 
mungen zu beachten. Zum Beispiel genie- 
ßen Schwangere und stillende Mütter, 
Werktätige während der Dauer des Grund- 
wehrdienstes und Werktätige während der 
Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit, Ar- 
beitsunfall, Berufskrankheit, Quarantäne 
sowie während des Erholungsurlaubs be- 
sonderen Kündigungsschutz. (Ihnen darf 
nicht fristgemäß gekündigt werden.) Für äl- 
tere Werktätige besteht erweiterter Kündi- 
gungsschutz. 

Im § 59 des AGB heißt es: 

§ „Zur fristgemäßen Kündigung und frist- 
losen Entlassung von... Jugendlichen bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres und 
Facharbeitern bis zum Ende des ersten 
Jahres nach Lehrabschluß durch den Be- 
trieb ist die vorherige schriftliche Zu- 
stimmung des für den Betrieb zuständi- 
gen Rates des Kreises bzw. Stadtbezirks 
erforderlich. Die Kündigungsfrist für 
fristgemäße Kündigungen durch den Be- 
trieb beträgt mindestens einen Monat. 64 


2.2.4. 

Der Lehrvertrag 

Für jeden Lehrling sind die im 6. Kapitel 
des AGB enthaltenen Regelungen über die 
Berufsausbildung von besonderem Inter- 
esse. Sie geben einen instruktiven Über- 
blick über die bestehenden Rechte und 
Pflichten im Lehrverhältnis und legen fest, 
wie das Lehrverhältnis begründet, ausge- 
staltet und aufgelöst wird. Die Begründung 
des Lehrverhältnisses erfolgt durch den 
Abschluß eines Lehrvertrages zwischen 
dem Jugendlichen und dem Betrieb. Bei 
der ordnungsgemäßen Gestaltung des 
Lehrverhältnisses sind folgende Anforde- 
rungen zu beachten: 

• Ein Lehrvertrag kann mit Jugendlichen 
abgeschlossen werden, die bei Beginn 
der Berufsausbildung das 16. Lebens- 
jahr vollendet haben. Zulässig ist er 


Kommt es zur Auflösung des Arbeitsvertra- 
ges auf Initiative des Betriebes, dann muß 
der Betrieb den möglichst nahtlosen Über- 
gang in ein neues Arbeitsrechtsverhältnis 
für den Werktätigen vorbereiten und si- 
chern. Vor allem mit dem Überleitungsver- 
trag wird den Werktätigen z. B. bei Umstel- 
lung der Produktion, Veränderung der 
Technik oder Rationalisierung ein neues Ar- 
beitsrechtsverhältnis garantiert. 

Der Überleitungsvertrag erleichtert den 
Übergang des Werktätigen in einen ande- 
ren Betrieb. In ihm sind der Tag der Auflö- 
sung des Arbeitsvertrages mit dem bisheri- 
gen Betrieb und der Beginn der Tätigkeit, 
die Arbeitsaufgabe und der Arbeitsort im 
neuen Betrieb zu vereinbaren. Partner die- 
ses Vertrages sind der bisherige Betrieb, der 
betreffende Werktätige und der neue Be- 
trieb. Alle auftretenden Fragen werden ge- 
meinsam geklärt. Von großer Bedeutung 
für die Werktätigen ist die Pflicht der betei- 
ligten Betriebe, die zuständigen betriebli- 
chen Gewerkschaftsleitungen vom Ab- 
schluß eines Überleitungsvertrages zu ver- 
ständigen. Dadurch haben die Gewerk- 
schaftsvertreter die Möglichkeit, am Zu- 
standekommen des Vertrages mitzuwirken. 
Zum Schutz des Werktätigen ist in § 53 
AGB ausdrücklich festgelegt, daß Überlei- 
tungsverträge, die im ^Zusammenhang mit 
Rationalisierungsmaßnahmen oder Struk- 
turveränderungen erforderlich werden, 
rechtzeitig, mindestens aber 3 Monate vor 
Beginn der neuen Tätigkeit, abgeschlossen 
werden müssen. Die Verantwortung dafür 
trägt der bisherige Betrieb. 
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auch mit Jugendlichen, die das 14. Le- 
bensjahr vollendet haben und die POS 
vorzeitig verlassen. 

• Im Lehrvertrag werden der Ausbil- 
dungsberuf und die Spezialisierungs- 
richtung entsprechend der Systematik 
der Ausbildungsberufe oder das Teilge- 
biet des Ausbildungsberufes, der Be- 
ginn des Lehrverhältnisses, der Ausbil- 
dungsort für die theoretische und .be- 
rufspraktische Ausbildung und weitere 
Vereinbarungen festgelegt. Zur Infor- 
mation des Lehrlings sind z. B. auch die 
grundlegenden Rechte und Pflichten 
des Betriebes und des Lehrlings, die 
Ausbildungsdauer, die Höhe des Lehr- 
lingsentgelts und die Dauer des Erho- 
lungsurlaubs im Lehrvertrag anzuge- 
ben. 

• Der Lehrvertrag ist schriftlich abzu- 
schließen und dem Lehrling unverzüg- 
lich auszuhändigen. Vom beabsichtig- 
ten Abschluß eines Lehrvertrages ist die 
zuständige Gewerkschaftsleitung und 
die Leitung der Grundorganisation der 
FDJ zu verständigen. 

• Der Betrieb ist verpflichtet, dem Lehr- 
ling mindestens 6 Monate vor Beendi- 
gung des Lehrvertrages eine dem Aus- 
bildungsberuf entsprechende Arbeits- 
aufgabe im Betrieb nachzuweisen und 
den Abschluß des Arbeitsvertrages an- 
zubieten. 

• Der Lehrvertrag kann in Ausnahmefäl- 
len vorzeitig gelöst werden, wenn wich- 
tige persönliche oder betriebliche 
Gründe vorliegen (§ 141 AGB). Eine 
fristlose Entlassung des Lehrlings ist 
ausgeschlossen. 

• Lehrlingen darf keine Arbeit übertra- 
gen werden, die nicht unmittelbar zur 
Ausbildung gehört (§ 144 AGB). 

Diese Bestimmungen des AGB werden 
durch weitere Anordnungen ergänzt. Die 
Anordnung über das Lehrverhältnis vom 
15. Dezember 1977 (GBl. 1/1978 Nr.2 S.42) 
enthält z. B. Festlegungen über die Unter- 
bringung in Lehrlingswohnheimen, die De- 
legierung des Lehrlings zur Ausbildung in 
einen anderen Betrieb, das- Lehrlingsent- 


gelt und die Förderung von Müttern im 
Lehrverhältnis. 


Ein Arbeitsrechtsverhältnis wird 
durch Arbeitsvertrag begründet, in 
dem der Betrieb und der Werktätige 
bestimmte Rechte und Pflichten 
übernehmen. Der Arbeitsvertrag ent- 
hält grundsätzlich die Arbeitsauf- 
gabe, den Arbeitsort und den Tag 
der Arbeitsaufnahme sowie im Rah- 
men arbeitsrechtlicher Bestimmun- 
gen weitere Vereinbarungen. Die 
Vereinbarungen im Arbeitsvertrag 
können nur durch den Änderungs- 
vertrag geändert werden. Ein Ar- 
beitsvertrag kann durch Aufhe- 
bungsvertrag, Überleitungsvertrag, 
fristgemäße Kündigung oder frist- 
lose Entlassung aufgelöst werden. 
Ein Lehrverhältnis wird durch Lehr- 
vertrag begründet. 


Aufgaben 

1. Begründen Sie, warum Arbeitsverträge 
schriftlich abgeschlossen werden müssen! 


2. Erläutern Sie die Bedeutung der notwendi- 
gen Vereinbarungen des Arbeitsvertrages! 


3. Erklären Sie, warum das AGB bei der Auflö- 
sung des Arbeitsvertrages besonders auf den 
Aufhebungsvertrag und den Überleitungs- 
vertrag orientiert! 


4. Lesen Sie im AGB nach, welchen Inhalt ein 
Lehrvertrag haben muß! 


5. Prüfen Sie anhand Ihres eigenen Lehrvertra- 
ges, ob er den arbeitsrechtlichen Bestimmun- 
gen entspricht! 
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2 . 3 . 

Die sozialistische Arbeitsdisziplin 
und ihre rechtliche Ausgestaltung 

2 . 3 . 1 . 

Charakter und Inhalt der sozialistischen 
Arbeitsdisziplin 

Die Lösung unserer ökonomischen Aufga- 
ben, z.B. die Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität und die wirksamere Nutzung des Ar- 
beitsvermögens der Werktätigen, hängt un- 
mittelbar und entscheidend von hoher so- 
zialistischer Arbeitsdisziplin ab. Die stän- 
dige Festigung der Arbeitsdisziplin ist des- 
halb eine wichtige Aufgabe der Leiter, der 
Gewerkschaftsfunktionäre und aller Mit- 
glieder der Arbeitskollektive. 

Sozialistische Arbeitsdisziplin ist die frei- 
willige Einhaltung der notwendigen Rege- 
lungen für das gemeinsame Zusammenwir- 
ken im Arbeitsprozeß, die freiwillige und 
gewissenhafte Erfüllung der Arbeitspflich- 
ten. 

Der Charakter der sozialistischen Arbeits- 
disziplin zeigt sich im bewußten Handeln 
der Werktätigen, in der kameradschaftli- 
chen Zusammenarbeit und gegenseitigen 
sozialistischen Hilfe. Die Arbeitsdisziplin 
im Sozialismus wird geprägt durch den 
Charakter der Arbeit als ausbeutungsfreie 
und schöpferische Arbeit, sie beruht auf 
der Gemeinsamkeit der gesellschaftlichen, 
kollektiven und persönlichen Interessen. 
Für die Festigung der sozialistischen Ar- 
beitsdisziplin spielen die betrieblichen Ar- 
beitsordnungen eine große Rolle. In ihnen 
sind - wie §91 AGB festlegt - Anforde- 
rungen für leitende Mitarbeiter und alle 
anderen Werktätigen geregelt, die eine 
straffe Ordnung und Disziplin, den ord- 
nungsgemäßen Arbeitsablauf im Betrieb, 
die Zusammenarbeit in den Arbeitskollek- 
tiven sowie den Gesundheits- und Arbeits- 
schutz und den Brandschutz gewährleisten 
helfen. 

Zur sozialistischen Arbeitsdisziplin gehö- 
ren alle Pflichten, die der Werktätige in sei- 
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nem Arbeitsrechtsverhältnis übertragen er- 
halten hat. Sie ergeben sich aus dem Ar- 
beitsvertrag (z. B. die Arbeitsaufgabe) und 
aus den gesetzlichen und kollektivvertragli- 
chen Bestimmungen. 

Nach § 80 des AGB ist jeder Werktätige 
verpflichtet, 

• seine Arbeitsaufgabe ordnungs- und 
fristgemäß zu erfüllen, 

• die Arbeitszeit und die Produktionsmit- 
tel voll zu nutzen, 

• die Kennzahlen der Arbeitsleistung zu 
erfüllen, 

• Geld und Material sparsam zu verwen- 
den, 

• Qualitätsarbeit zu leisten, 

• das sozialistische Eigentum vor Beschä- 
digung und Verlust zu schützen und die 
Bestimmungen über den Gesundheits- 
und Arbeitsschutz und den Brand- 
schutz sowie Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit einzuhalten. 

Die speziellen Pflichten der Lehrlinge re- 
gelt der § 133 des AGB. 

Für bestimmte Bereiche können wegen der 
Art der Aufgaben und der Bedeutung für 
den sozialistischen Staat besondere Anfor- 
derungen gestellt werden, die jedoch in 
spezielle Rechtsvorschriften aufgenommen 
werden. 

Die staatlichen Leiter fördern die Einhal- 
tung der sozialistischen Arbeitsdisziplin 
durch Auszeichnungen, wie schriftliche Be 
lobigungen, Ehrenurkunden, Geld- oder 
Sachprämien (§ 93 AGB). 

Die verantwortungsbewußte Einhaltung 
der Arbeitspflichten durch die Werktätigen 
ist eine entscheidende Voraussetzung für 
die Erfüllung der betrieblichen Aufgaben. 
Sparsamster Umgang mit Material und 
Energie, mit Brennstoffen und anderen 
Rohstoffen ist oberstes Gebot, da der Auf- 
wand für Rohstoffe gestiegen ist und das 
Produktionswachstum mit gleichbleiben- 
dem und sogar verringertem Einsatz von 
Rohstoffen und Energieträgern gesichert 
werden muß. 
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2 . 3 . 2 . 

Ordnung, Sicherheit und Disziplin am 
Arbeitsplatz 

Bei der Erfüllung der betrieblichen Aufga- 
ben nimmt die Massenbewegung für Ord- 
nung, Disziplin und Sicherheit einen her- 
vorragenden Platz ein. Inhalt dieser Bewe- 
gung ist es, das sozialistische Recht einzu- 
halten und die bewußte Disziplin zur fe- 
sten Gewohnheit zu machen. 

Das AGB unterstützt mit vielen Regelun- 
gen die Bemühungen der Betriebs- und Ar- 
beitskollektive um Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit, indem es notwendige Verhal- 
tensmaßstäbe für jeden Betrieb und jeden 
Werktätigen setzt. 

Im § 71 des AGB ist festgelegt: 

§ Der Betrieb hat „den Arbeitsprozeß un- 
ter aktiver Teilnahme der Werktätigen 
nach arbeitswissenschaftlichen Erkennt- 
nissen zu gestalten und alle Vorausset- 
zungen für hohe Arbeitsdisziplin, für 
Ordnung und Sicherheit im Arbeitspro- 
zeß zu schaffen“. 

§ 80 des AGB weist unter den Arbeits- 
pflichten des Werktätigen besonders die 
Pflicht aus, die Bestimmungen über Ord- 
nung, Disziplin und Sicherheit einzuhal- 
ten. §81 des AGB verpflichtet den Be- 
triebsleiter und die leitenden Mitarbeiter, 
den Kampf der Arbeitskollektive um die 
Festigung von Ordnung, Disziplin und Si- 
cherheit zu fördern. Diese und andere Re- 
gelungen weisen die Werktätigen darauf 
hin, am eigenen Arbeitsplatz für Ordnung 
zu sorgen und nicht durch leichtfertigen 
Umgang mit Arbeitsmitteln oder Material 
sich selbst oder andere zu gefährden. 

Jeder Werktätige trägt für seinen Arbeits- 
bereich persönlich die Verantwortung und 
muß für die schuldhafte Verletzung seiner 
Arbeitspflichten einstehen. 

Es gehört zum sozialistischen Verhalten, 
frühzeitig Ursachen für Havarien und Ar- 
beitsunfälle aufzudecken und Vorschläge 


zur Verhinderung von Arbeitszeitverlusten 
zu machen. Das Gesetz fordert von jedem 
Leiter, Voraussetzungen für eine hohe Ar- 
beitsdisziplin zu schaffen sowie von jedem 
Werktätigen, ihn dabei durch Gewissenhaf- 
tigkeit und Umsicht, durch Auftreten ge- 
gen Undiszipliniertheiten und Schlendrian 
zu unterstützen. 

Der Kampf der Arbeitskollektive um Ord- 
nung, Disziplin und Sicherheit trägt dazu 
bei, 

- die Gesundheit und die Arbeitskraft 
der Werktätigen zu schützen, 

- einen reibungslosen Arbeitsablauf und 
eine rationelle Arbeitsorganisation zu 
sichern und hohe Arbeitsleistungen zu 
erzielen, 

- Material und Energie einzusparen, 

- die Arbeitsproduktivität zu steigern 
und 

- das Volkseigentum zu schützen. 

Offene Auseinandersetzungen über man- 
gelhafte Disziplin und Unordnung, aber 
auch über Erscheinungen der Kriminalität 
führen zu effektiverer Zusammenarbeit 
und helfen, höhere ökonomische Ergeb- 
nisse zu erzielen und das sozialistische 
Rechtsbewußtsein der Werktätigen zu festi- 
gen. 

Die Arbeits- und Lehrlingskollektive müs- 
sen sich mit solchen Werktätigen und Lehr- 
lingen auseinandersetzen, die ihre Pflich- 
ten verletzen, Volkseigentum schädigen 
oder die notwendige Ordnung und Sicher- 
heit mißachten und stören. Die kollektive 
Mißbilligung dieser Verhaltensweisen ist 
dabei besonders wichtig, weil der betref- 
fende Werktätige oder Lehrling auf diese 
Weise nachdrücklich zur grundlegenden 
Überprüfung seines Verhaltens gezwungen 
wird. 1 


Sozialistische Arbeitsdisziplin ist 
freiwillige und bewußte Disziplin 
sozialistischer Werktätiger. Sie äu- 
ßert sich in der gewissenhaften Er- 
füllung der Arbeitspflichten sowie in 
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kameradschaftlicher Zusammenar- 
beit und gegenseitiger Hilfe. Der so- 
zialistische Staat fördert die Arbeits- 
disziplin durch materielle und mora- 
lische Anerkennung hervorragender 
Arbeitsleistungen. Der Kampf um 
vorbildliche Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit trägt dazu bei, die Ge- 
sundheit und Arbeitskraft zu schüt- 
zen, die Produktion zu erhöhen, die 
Arbeit rationell zu organisieren und 
das Volkseigentum zu schützen. 

Aufgaben 

1. Begründen Sie, warum die sozialistische Ar- 
beitsdisziplin ihrem Charakter nach eine 
freiwillige und bewußte Disziplin ist! 


2. Stellen Sie fest, welche wichtigen Arbeits- 
pflichten ein Werktätiger auf der Grundlage 
des AGB zu erfüllen hat! 


3. Welche Pflichten legt der § 133 des AGB für 
die Lehrlinge fest? 


4. Erläutern Sie an Beispielen die Bedeutung 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin für die 
Erfüllung der betrieblichen Aufgaben! 

5. Zeigen Sie, wie in Ihrem Betrieb zur Festi- 
gung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
beigetragen werden kann! 


2 . 4 . 

Die arbeitsrechtliche 
V erantwortlichkeit 
der Werktätigen 

2 . 4 . 1 . 

Formen arbeitsrechtlicher 
Verantwortlichkeit 


wirtschaftlichen Leistungsanstieg und die 
weitere Verwirklichung des sozialpoliti- 
schen Programms. Es gibt aber auch Werk- 
tätige, die ihrer Verantwortung nicht ge- 
recht werden und ihre Arbeitspflichten ver- 
letzen. Die Gründe dafür sind oftmals eine 
gleichgültige Einstellung zum Kollektiv 
und egoistisches Verhalten. Im Interesse 
der Gesellschaft und des betreffenden 
Werktätigen müssen die Arbeitskollektive 
gegen Disziplinverletzungen Vorgehen. Das 
geschieht z. B. durch Aussprachen im Ar- 
beitskollektiv oder in der Gewerkschaf ts- 
gruppe. 

Gegen Verletzungen der Arbeitsdisziplin 
werden aber auch staatliche Maßnahmen 
angewandt, z. B. Disziplinarmaßnahmen. 
Das AGB sieht als staatliche Maßnahmen 
bestimmte Formen der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit vor. Die Funktion der 
arbeitsrechtlichen Verantwortlichkeit be- 
steht darin, Werktätige, die schuldhaft ihre 
Arbeitspflichten verletzt haben, zur Verant- 
wortung zu ziehen. Das ist besonders dann 
notwendig, wenn durch die Arbeitspflicht- 
verletzung ein Schaden am sozialistischen 
Eigentum entstanden ist. 

Auf der Grundlage des AGB werden fol- 
gende Formen arbeitsrechtlicher Verant- 
wortlichkeit unterschieden: 

• Verantwortlichkeit vor der Konflikt- 
kommission (§ 255), 

• disziplinarische Verantwortlichkeit (§§ 
253 bis 259), 

• materielle Verantwortlichkeit (§§ 260 
bis 266). 

Die Anwendung der arbeitsrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist nur unter ganz be- 
stimmten Voraussetzungen möglich. Dazu 
gehört, daß eine schuldhaft begangene Ar- 
beitspflichtverletzung festgestellt wird. Bei 
der Anwendung der materiellen Verantwort- 
lichkeit sind noch weitere Voraussetzungen 
zu beachten (vgl. Abschnitt 2.4.4.). 


Die meisten Werktätigen in den Betrieben 
arbeiten verantwortungsbewußt und diszi- 
pliniert. Sie schaffen durch hervorragende 
Arbeitsleistungen Voraussetzungen für den 
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2 . 4 . 2 . 

Die Verantwortlichkeit vor der 
Konfliktkommission 

Wird eine Arbeitspflichtverletzung festge- 
stellt, kann der Disziplinarbefugte (staatli- 
che Leiter) einen Antrag bei' der Konflikt- 
kommission auf Durchführung eines erzie- 
herischen Verfahrens stellen. Die Konflikt- 
kommission führt das Verfahren nach der 
Konfliktkommissionsordnung (KKO) 
durch. Unter Einbeziehung des Arbeitskol- 
lektivs wird gegen den betreffenden Werk- 
tätigen verhandelt und eine der in der 
KKO vorgesehenen Erziehungsmaßnah- 
men (z. B. Verpflichtung eines Werktätigen, 
sich vor dem Kollektiv zu entschuldigen, 
Erteilung einer Rüge) ausgesprochen. 
Überträgt der Disziplinarbefugte der Kon- 
fliktkommission den Fall, darf er nicht 
außerdem noch ein staatliches Disziplinar- 
verfahren durchführen. 


2 . 4 . 3 . 

Die disziplinarische Verantwortlichkeit 

Der Disziplinarbefugte kann nach Be- 
kanntwerden einer Arbeitspflichtverlet- 
zung die disziplinarische Verantwortlich- 
keit anwenden. Das bedeutet, daß gegen 
den Werktätigen ein Disziplinarverfahren 
durchgeführt wird, in dessen Ergebnis eine 
Disziplinarmaßnahme ausgesprochen wer- 
den kann. Als Disziplinarmaßnahmen sieht 
das AGB den Verweis, den strengen Ver- 
weis oder die fristlose Entlassung vor. Bei 
der Festlegung der Disziplinarmaßnahme 
sind verschiedene Umstände zu beachten, 
z. B. die Art und Weise der Begehung der 
Arbeitspflichtverletzung, ihre gesellschaft- 
lichen Folgen, die Art und Schwere der 
Schuld. 

Das Disziplinarverfahren ist unter Mitwir- 
kung eines Vertreters der zuständigen be- 
trieblichen Gewerkschaftsleitung oder des 
Vertrauensmannes durchzuführen. Der be- 
troffene Werktätige hat das Recht, eine 
mündliche oder schriftliche Stellungnahme 
abzugeben. 


Jeder Disziplinarbefugte hat gewissenhaft 
zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Anwendung der disziplinarischen Verant- 
wortlichkeit gegeben sind. Manchmal ist es 
notwendig, zur Sicherung von Ordnung 
und Disziplin gegen Pflichtverletzungen 
vorzugehen, die auf den ersten Blick unbe- 
deutend erscheinen, aber beträchtliche 
Auswirkungen haben. Zuweilen werden 
ihre Folgen von einzelnen Werktätigen, 
auch von Jugendlichen, nur teilweise oder 
überhaupt nicht übersehen. Leichtfertiges 
Verhalten, Neckereien, jugendliche Strei- 
che u. ä. können verheerende Folgen ha- 
ben. 

■ In einer Baubrigade wurde kurz vor Silvester 
mit Knallkörpern gespielt. Ein Jugendlicher 
wurde getroffen und verlor beinahe sein Au- 
genlicht. Der staatliche Leiter zog den Verur- 
sacher disziplinarisch zur Verantwortung. 
Zugleich wurde in diesem Disziplinarverfah- 
ren auch das Verhalten der anderen Kollek- 
tivmitglieder kritisiert, die diese „Spiele- 
reien“ beobachtet, aber nichts gegen sie un- 
ternommen hatten. 


2 . 4 . 4 . 

Die materielle Verantwortlichkeit 

Die materielle Verantwortlichkeit wird 
dann angewandt, wenn der Werktätige in- 
folge schuldhafter Arbeitspflichtverletzung 
einen Schaden am sozialistischen Eigen- 
tum verursacht hat. Mit den Regelungen 
über die materielle Verantwortlichkeit 
(§§ 260 bis 266 AGB) wird das sozialisti- 
sche Eigentum nachdrücklich geschützt. 
Der Schutz und die ständige Mehrung des 
sozialistischen Eigentums sind außeror- 
dentlich wichtig für das weitere Wachstum 
des Nationaleinkommens, das die Grund- 
lage für die Fortführung unserer Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik ist. Deshalb muß 
jedes Arbeitskollektiv mit sozialistischem 
Eigentum sorgsam umgehen und Schädi- 
gungen oder andere Beeinträchtigungen 
vermeiden. 

Entsteht durch schuldhaftes Handeln ein 
Schaden am sozialistischen Eigentum, ist 
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dieser in der vom Gesetz vorgesehenen 
Höhe zu ersetzen. Das trägt dazu bei, die 
Werktätigen zum sorgfältigen Umgang mit 
Arbeitsmitteln und Material zu erziehen. 
Manchmal verletzen Werktätige durch 
Oberflächlichkeit oder Unachtsamkeit ihre 
Arbeitspflichten, wodurch Schäden an Ma- 
schinen oder anderen Arbeitsmitteln sowie 
fertiggestellten Produkten entstehen kön- 
nen. Es gibt auch Fälle, in denen Werktä- 
tige aus Gewinnsucht oder aus anderen 
Gründen sozialistisches Eigentum stehlen, 
veruntreuen oder in anderer Weise schädi- 
gen. Neben Maßnahmen der strafrechtli- 
chen Verantwortlichkeit ist auch hierbei 
der angerichtete Schaden in der vom Ge- 
setz festgelegten Höhe zu ersetzen. 

Die materielle Verantwortlichkeit tritt ein, 
wenn 

• ein Schaden am sozialistischen Eigen- 
tum entsteht, 

• ein ursächlicher Zusammenhang zwi- 
schen dem eingetretenen Schaden und 
der Arbeitspflichtverletzung besteht, 
d. h., wenn diese Pflichtverletzung zum 
Schaden führt, 

• die Arbeitspflichtverletzung schuldhaft, 
d. h. fahrlässig oder vorsätzlich, began- 
gen wird. 

Fehlt eine dieser Voraussetzungen, kann 
die materielle Verantwortlichkeit nicht gel- 
tend gemacht werden. 

Das AGB legt fest, in welcher Höhe der 
Werktätige Schadenersatz zu entrichten 
hat: 

- bei fahrlässig verursachtem Schaden 
bis zur Höhe seines monatlichen Tarif- 
lohnes (§261), 

- bei vorsätzlich verursachtem Schaden 
in voller Höhe (§261 Abs. 3), 

, - für einen fahrlässig verursachten Scha- 

den bis zur vollen Höhe, wenn der 
Schaden durch eine unter Alkoholein- 
fluß begangene Arbeitspflichtverlet- 
zung herbeigeführt wird und diese 
gleichzeitig eine Straftat darstellt, für 
die der Werktätige strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen wird (§263). 

In diesen Fällen wird die materielle Ver- 


antwortlichkeit im Strafverfahren geltend 
gemacht. 


Die Anwendung der materiellen Verantwort- 
lichkeit bei Lehrlingen 

Bei der Anwendung der materiellen Ver- 
antwortlichkeit für Lehrlinge müssen die 
Betriebe eine schuldhafte Arbeitspflicht- 
verletzung nachweisen, die zum Schaden 
geführt hat und in der berufspraktischen 
oder theoretischen Ausbildung begangen 
worden ist. Beschädigt ein Lehrling z. B. 
durch schuldhafte Pflichtverletzung im Be- 
trieb eine Maschine oder in der Berufs- 
schule das Mobiliar, ist er materiell verant- 
wortlich und kann nach den arbeitsrechtli- 
chen Grundsätzen schadenersatzpflichtig 
gemacht werden. Anstelle des monatlichen 
Tariflohnes wird bei Lehrlingen das mo- 
natliche Lehrlingsentgelt zugrunde gelegt. 

Die materielle Verantwortlichkeit für Schä- 
den, die in Lehrlingswohnheimen ange- 
richtet werden, wird gemäß § 2 Abs. 4 der 
Anordnung über das Lehrverhältnis vom 
15. Dezember 1977 (GBl. 1/1978 Nr. 2 S.42) 
nicht nach dem Arbeitsrecht, sondern nach 
dem Zivilrecht geregelt. Das bedeutet, daß 
der Lehrling nicht nur in begrenzter Höhe 
Schadenersatz zu leisten, sondern grund- 
sätzlich den gesamten Schaden zu ersetzen 
hat. 

Mit der Schadenersatzregelung wird dar- 
auf hingewirkt, mit dem sozialistischen Ei- 
gentum sorgsam umzugehen und Schäden 
zu vermeiden. In den Arbeitskollektiven, 
Jugendbrigaden, Berufsschulklassen und 
Wohnheimkollektiven tragen offene und 
kritische Aussprachen dazu bei, daß mit 
Arbeitsmitteln, Mobiliar und anderen Ge- 
genständen pfleglich umgegangen wird. 
Leichtfertiges Verhalten, Unachtsamkeiten 
oder gar willkürliche Beschädigungen dür- 
fen nicht zugelassen werden. Wer seine 
Pflichten verletzt, ist durch kollektive Kri- 
tik, moralische Mißbilligung und diszipli- 
narische Maßnahmen zu ihrer Einhaltung 
anzuhalten. 
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Bei Verstößen gegen die sozialisti- 
sche Arbeitsdisziplin können ein er- 
zieherisches Verfahren vor der Kon- 
fliktkommission, die disziplinarische 
Verantwortlichkeit oder die mate- 
rielle Verantwortlichkeit angewandt 
werden, wenn die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen dafür vorliegen. Als 
staatliche Disziplinarmaßnahme 
kann vom Disziplinarbefugten ein^ 
Verweis, ein strenger Verweis oder 
eine fristlose Entlassung ausgespro- 
chen werden. 


Aufgaben 

1 . Beweisen Sie anhand von Beispielen die 
Notwendigkeit der arbeitsrechtlichen Ver- 
antwortlichkeit! 


2. Erläutern Sie die Formen der arbeitsrechtli- 
chen Verantwortlichkeit! 


3. Berichten Sie über die Durchführung eines 
erzieherischen Verfahrens vor der Konflikt- 
kommission! 


4. Erläutern Sie die Voraussetzungen für den 
Eintritt der materiellen Verantwortlichkeit! 


5. Unter welchen Voraussetzungen können 
Lehrlinge materiell zur Verantwortung gezo- 
gen werden? 


2 . 5 . 

Die Konfliktkommission 
als gesellschaftliches Organ 
der Rechtsprechung 

2.5.1. 

Aufgaben und Zuständigkeitsbereiche 
der Konfliktkommission 

In Betrieben mit mehr als 50 Betriebsange- 
hörigen werden Konfliktkommissionen ge- 
wählt. Die Wahl erfolgt nach den Grund- 


sätzen der Gewerkschaftswahlen aus dem 
Kreis der Beschäftigten des Betriebes. 

Die Konfliktkommissionen sind gesell- 
schaftliche Gerichte. Sie haben die Auf- 
gabe, durch ihre Entscheidungen zum 
Schutz der Rechte und zur Wahrnehmung 
der gesetzlich geschützten Interessen der 
Werktätigen beizutragen. 

Die Konfliktkommissionen wirken bei der 
Gestaltung sozialistischer Beziehungen der 
Werktätigen untereinander und zu ihrem 
Staat mit und unterstützen die Gewerk- 
schaften bei der Wahrnehmung ihres ver- 
fassungsgemäßen Rechts auf Mitbestim- 
mung in den Betrieben. 

Die Konfliktkommissionen wirken in den 
Betrieben aktiv dabei mit, die sozialisti- 
schen Arbeitsverhältnisse zu festigen, die 
sozialistische Arbeitsdisziplin zu sichern, 
Mängel in der Leitungstätigkeit aufzudek- 
ken und zu beseitigen sowie das sozialisti- 
sche Recht zu erläutern. Die Konfliktkom- 
missionen sind Organe zur Erziehung und 
Selbsterziehung der Werktätigen. Viele 
Werktätige nehmen durch ihre verantwor- 
tungsbewußte Mitarbeit in der Konflikt- 
kommission ihr Recht auf Mitwirkung an 
der Gestaltung sozialistischer Gesell- 
schaftsverhältnisse wahr. 

Die Konfliktkommission ist auf der 
Grundlage der Konfliktkommissionsord- 
nung (KKO) zuständig für 

• die Entscheidung von Arbeitsrechtssa- 
chen, 

• Streitfälle, die sich aus Neuererverein- 
barungen, aus Vergütungen und der Er- 
stattung von Aufwendungen ergeben, 

• Streitfälle, die sich zwischen der Kasse 
der gegenseitigen Hilfe und ihren Mit- 
gliedern über die Rückzahlung von 
Darlehen ergeben, 

• Vergehen, Verfehlungen, Ordnungswid- 
rigkeiten, 

• einfache zivilrechtliche Streitigkeiten, 

• Verletzungen der Schulpflicht. 

Die Verfahren vor der Konfliktkommission 
sind für die einzelnen Zuständigkeitsberei- 
che, wie Arbeitsrecht oder Zivilrecht, un- 
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terschiedlich. Jedoch gibt es allgemeine 

Grundsätze für die Arbeitsweise, z. B. 

- die allseitige Erörterung und Klärung 
der Sachverhalte, 

- hohe erzieherische Wirkung in der Be- 
ratung, 

- Feststellung der Ursachen für aufgetre- 
tene Gesetzesverletzungen, 

- Einbeziehung des Arbeitskollektivs in 
die Beratungen. 


2 . 5 . 2 . 

Die Entscheidung 

von Arbeitsrechtssachen 

durch die Konfliktkommission 

Arbeitsstreitigkeiten sind zuallererst dort 
zu beraten und zu entscheiden, wo sie ent- 
standen sind, also in den Betrieben. Damit 
wird ein großer Vorzug der sozialistischen 
Ordnung genutzt, die Werktätigen unmit- 
telbar in die Entscheidungstätigkeit einzu- 
beziehen, und zwar durch die Tätigkeit der 
Konfliktkommission selbst sowie durch die 
Mitwirkung des Arbeitskollektivs, z. B. an 
der Erziehung eines Werktätigen, der die 
Arbeitspflichten schuldhaft verletzt hat. 

Die Konfliktkommission ist für alle Ar- 
beitsstreitigkeiten zuständig. Sie berät und 
entscheidet Streitfälle, bevor das Kreisge- 
richt angerufen werden kann. Das bedeu- 
tet, daß die Konfliktkommission einen gro- 
ßen Einfluß auf die Sicherung der Gesetz- 
lichkeit und auf die Festigkeit des soziali- 
stischen Rechtsbewußtseins der Betriebs- 
angehörigen hat. 

Die Konfliktkommissionen sind für fol- 
gende Arbeitsstreitfälle zuständig: 

- Streitfälle aus der Begründung, Ände- 
rung und Beendigung von Arbeits- 
rechtsverhältnissen einschließlich der 
Beurteilung, 

- Streitfälle über die leistungsgerechte 
Entlohnung des Werktätigen auf der 
Grundlage der Eingruppierungsunterla- 
gen, aus der Rechtswirksamkeit ange- 
wandter Lohnformen, äus der Differen- 
zierung des Lohnes nach der Qualität 


und Quantität des Arbeitsergebnisses 
sowie aus Zuschlags-, Ausgleichs- und 
Entschädigungszahlungen, 

- Streitfälle über den Rechtsanspruch 
eines Werktätigen auf Jahresendprämie 
und andere, insbesondere durch rah- 
menkollektivvertragliche oder betriebli- 
che Festlegungen oder Vereinbarungen 
begründete Prämienansprüche, 

- Einsprüche des Werktätigen wegen Dis- 
ziplinarmaßnahmen, soweit die Kon- 
fliktkommission hierfür zuständig ist, 

- Schadenersatzansprüche aus Pflichtver- 
letzungen des Betriebes oder des Werk- 
tätigen, 

- Streitfälle aus der Anwendung der Ar- 
beitszeitregelung, der Gewährung des 
Erholungsurlaubs und der Freistellung 
von der Arbeit aus gesellschaftlichen 
und persönlichen Gründen, 

- Streitfälle über das Bestehen von Rech- 
ten und Pflichten auf dem Gebiet der 
Berufsausbildung und der Aus- und 
Weiterbildung der Werktätigen, 

- Streitfälle auf dem Gebiet der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Werktäti- 
gen, des Gesundheits- und Arbeits- 
schutzes, der sozialen Betreuung, der 
besonderen Förderung der Frauen und 
Mütter, soweit sie arbeitsrechtliche Re- 
gelungen betreffen, 

- Anträge auf Durchführung eines erzie- 
herischen Verfahrens wegen Verletzung 
der Arbeitsdisziplin. 

Die Konfliktkommission kann Empfehlun- 
gen aussprechen, die an staatliche Leiter 
oder an Leitungen gesellschaftlicher Orga- 
nisationen usw. gerichtet sind und zum 
Ziel haben, Mängel zu beseitigen, Unge- 
setzlichkeiten aufzuheben und für Ord- 
nung und Disziplin im Arbeitsprozeß zu 
sorgen. 


Die Konfliktkommissionen sind ge- 
sellschaftliche Organe der Recht- 
sprechung. Sie haben auf die Erzie- 
hung und Selbsterziehung der Werk- 
tätigen einen großen Einfluß. Durch 
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ihre Tätigkeit auf den Gebieten des 
Arbeitsrechts, des Neuererrechts, 
des Strafrechts und des Zivilrechts 
haben die Konfliktkommissionen 
eine hohe gesellschaftliche Wirk- 
samkeit und Autorität erlangt. Sie 
tragen wesentlich zur Festigung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
in den Betrieben bei. 


Aufgaben 

1. Erläutern Sie die Bedeutung der Tätigkeit 
der Konfliktkommissionen in den Betrieben! 


2. Informieren Sie sich, für welche Fragen die 
Konfliktkommission zuständig ist? 


3. Weisen Sie nach, daß die Tätigkeit der Kon- 
fliktkommission ein Ausdruck sozialistischer 
Demokratie ist! 


4. Welche Arbeitsstreitfälle kann die Konflikt- 
kommission entscheiden? 


5. Informieren Sie sich über die Tätigkeit der 
Konfliktkommission in Ihrem Betrieb! 


6. Nehmen Sie an einer Verhandlung vor der 
Konfliktkommission teil, und werten Sie 
diese aus! 


Übersicht über wichtige Rechtsvorschriften 

- Arbeitsgesetzbuch der Deutschen De- 
mokratischen Republik vom 16. Juni 
1977 (GBl. I Nr. 18 S. 185). 

- Einführungsgesetz zum Arbeitsgesetz- 
buch der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 16. Juni 1977 (GBl. I 
Nr.18S.228). 

- Anordnung über die Organisation des 
theoretischen und berufspraktischen 
Unterrichts in der Berufsbildung vom 
20. Juli 1977 (GB1.I Nr.25 S.311). 

- Anordnung über das Lehrverhältnis 
vom 15. Dezember 1977 (GBl. 1/1978 
Nr. 2 S. 42). 

- Anordnung über die Facharbeiterprü- 
fung in der sozialistischen Berufsbil- 
dung - Facharbeiterprüfungsordnung 


- vom 24. Februar 1978 (GBl. I Nr. 9 
S. 117). 

- Verordnung über den Erholungsurlaub 
vom 28. September 1978 (GBl. I Nr. 33 
S.365). 

- Verordnung über die Erhöhung der 
Entgelte der Lehrlinge vom 11. Juni 
1981 (GBl.INr.17S.231). 

- Gesetz über die gesellschaftlichen Ge- 
richte - GGG - vom 25. März 1982 
(GB1.I Nr. 13 S.269). 

- Beschluß des Staatsrates der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Tä- 
tigkeit der Konfliktkommissionen - 
Konfliktkommissionsordnung - vom 
12. März 1982 (GB1.I Nr. 13 S.274). 
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3 . 

Die Verantwortung und Mitwirkung 
der Werktätigen bei der Durchsetzung 
der Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutzbestimmungen im Betrieb 


3 . 1 . 

Wesen und Ziele des 
sozialistischen Arbeitsschutzes 

„ Jeder Arbeitsunfall ist ein Unfall zuviel“ 
heißt das Leitmotiv für Projektanten, Kon- 
strukteure, Technologen und Arbeiter in 
der DDR. Jeder Arbeitsunfall bedeutet 
Schmerzen und menschliches Leid sowie 
ökonomische Verluste für den Betrieb und 
die sozialistische Gesellschaft. Die beson- 
dere Sorge unseres sozialistischen Staates 


gilt nicht nur dem Schutz der Werktätigen 
vor Arbeitsunfällen, sondern ihrer Gesund- 
erhaltung im weitesten Sinne sowie ihrer 
Persönlichkeitsentwicklung. 

Das Recht auf den Schutz der Gesundheit 
und der Arbeitskraft der Bürger ist im Arti- 
kel 35 der Verfassung der DDR festgelegt. 
Es wird u. a. durch den sozialistischen Ar- 
beitsschutz verwirklicht. 

Arbeitsschutz umfaßt die Gesamtheit der 
Forderungen, Maßnahmen, Mittel und 
Methoden einschließlich des Systems der 



Schutz 
vor arbeits - 
bedingten Gesund- 
heitsschäden 


Förderung 
der Leistungs- 
fähigkeit der 
Werktätigen 


Schutz 

vor Bränden, Hava- 
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störungen 
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Sozialistische Arbeitsbedingungen 

als Ziel und Ergebnis der Einheit von Wirtschafts-und Sozialpolitik 


V 


Abb. 3.1. 

Ziele des Arbeitsschutzes 
in der DDR 
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Rechtsvorschriften zur Gewährleistung von 
Bedingungen des Arbeitsprozesses, die der 
Erhaltung der Gesundheit und der Förde- 
rung der Leistungsfähigkeit der Menschen 
dienen; der Arbeitsschutz trägt zum Schutz 
vor Schäden durch Brände und Havarien 
bei. 

Die Ziele des Arbeitsschutzes in der DDR 
zeigt die Abb. 3.1. 

Der Arbeitsschutz begünstigt den Lei- 
stungsanstieg in allen Zweigen der Volks- 
wirtschaft. Er trägt dazu bei, daß bei der 
sozialistischen Rationalisierung gleichzei- 
tig die Arbeitsbedingungen verbessert wer- 
den und die Arbeit produktiver, leichter 
und sicherer wird. Die Steigerung der Pro- 
duktion, der Arbeitsproduktivität und der 
Rentabilität muß in jedem Fall mit dem 
höchstmöglichen Schutz und der Förde- 
rung der Leistungsfähigkeit der Werktäti- 
gen verbunden werden. Deshalb werden 
bereits in der Forschung, Entwicklung, 
Konstruktion, Projektierung und bei der 
Organisation der Produktion gefahrlose, 
gesunde und erschwernisfreie Arbeitsbe- 
dingungen gestaltet. 

Die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen in den Kombinaten, Betrie- 
ben, Genossenschaften und Einrichtungen 
werden vor allem dadurch verbessert, daß 
die Zahl der Arbeitsplätze mit körperlich 
schwerer und gesundheitsgefährdender Ar- 
beit u. a. durch den Einsatz von Roboter- 
technik vermindert, die Technologien ver- 
vollkommnet und die arbeitsmedizinische 
Beratung und Betreuung verstärkt werden. 
Auch Maßnahmen zur Erhöhung des 
Brand- und Katastrophenschutzes, zur Ver- 
meidung von Havarien und die Reduzie- 
rung der Unfallgefahren, besonders in den 
manuellen Transport- und Lagerprozessen 
sowie bei Instandhaltungsarbeiten, erhö- 
hen die Sicherheit der Werktätigen. 

Hohe Arbeitssicherheit trägt zur Erhöhung 
der Effektivität der Arbeit bei, fördert die 
Arbeitsfreude und die Leistungsbereit- 
schaft der Werktätigen und schützt vor Ge- 
sundheitsschäden. Sie ist deshalb ein wich- 
tiger Intensivierungsfaktor. Die sozialisti- 
sche Gesellschaft gewährleistet, daß an je- 


dem Arbeitsplatz der wissenschaftlich- 
technische Fortschritt mit den Interessen 
der Werktätigen in Übereinstimmung ge- 
bracht wird. 

Der kontinuierliche Rückgang der gesund- 
heitlichen Schädigungen bei der Arbeit in 
der DDR bestätigt die Richtigkeit der So- 
zialpolitik unseres Staates. 


Tabelle 3.1. Entwicklung der meldepflichtigen Ar- 
beitsunfälle 


Jahr 

Unfallhäufigkeit 
je 1000 Beschäftigte 

1955 

49,5 

1960 

48,5 

1965 

45,2 

1970 

40,8 

1975 

32,9 

1980 

28,9 

1983 

26,3 


Die Arbeit sicher und erschwernisfrei zu 
gestalten, also Arbeitsschutz zu betreiben, 
ist eine Rechtspflicht, die den Bedürfnissen 
unserer Werktätigen entspricht. 

Charakteristische Grundsätze bei der Ver- 
wirklichung des Arbeitsschutzes sind im 
folgenden Beispiel zu erkennen: 

■ Bei der Montage von Stößelplatten in einem 
Betrieb war die Möglichkeit von Handverlet- 
zungen, besonders beim Einsetzen der Stö- 
ßel und Wenden der Platten während der 
Montage, sowie eine hohe physische Bela- 
stung der Arbeiter festgestellt worden. Der 
Plan der Neuerer sah deshalb die Entwick- 
lung und Fertigung einer Montage- und 
Wendevorrichtung vor, die diese Arbeit pro- 
duktiver, sicherer und leichter machen 
sollte. Klaus M., Lehrling im 2. Lehrjahr, er- 
hielt den Auftrag, die fertige Vorrichtung am 
Montagearbeitsplatz zu befestigen. Zum 
Bohren der Löcher für die Befestigungs- 
schrauben erhielt er eine Handbohrma- 
schine. Er stellte fest, daß diese Handbohr- 
maschine am Schalter defekt war. Es be- 
stand die Gefahr, daß die defekte Stelle wei- 
ter ausbrauch und offene spannungsfüh- 
rende Teile berührt würden. Klaus M. be- 
nutzte diese Maschine nicht. Er meldete die 
Gefahr dem zuständigen Leiter und beugte 
so einem Arbeitsunfall vor. 
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Solche Grundsätze, wie die planmäßige 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen, das Anwenden technischer 
Mittel zur Erhöhung der Arbeitssicherheit 
und zur Arbeitserleichterung sowie das 
Wahrnehmen der Verantwortung im Ar- 
beitsschutz, sind kennzeichnend für den 
sozialistischen Arbeitsschutz in der DDR. 
Sie spiegeln sich in den sozialistischen 
Prinzipien des Gesundheits- und Arbeits- 
schutzes wider. 

Jeder Werktätige muß sich arbeitsschutzge- 
recht verhalten! Arbeitsschutzgerecht ver- 
hält sich, wer die Prinzipien des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes zur sicheren 
und erschwernisfreien Arbeit sowie die 
rechtlichen Regelungen auf dem Gebiet 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes im 
Betrieb beachtet. 

Die Art und Weise des arbeitsschutzge- 
rechten Verhaltens jedes einzelnen Werktä- 
tigen ergibt sich aus seiner Stellung und 
seinen Aufgaben im Produktionsprozeß. 


Prinzip der Einheit von Planung, 
Produktion 

und Gesundheits- und Arbeitsschutz 


Prinzip der Vermeidbarkeit 
von Krankheiten und Unfällen 


Prinzip der gefahrlosen Technik 


Prinzip der Gesundheitserziehung 


Prinzip der differenzierten politisch- 

rechtlichen Verantwortung 

der Werktätigen 

mit und ohne Leitungsfunktion 

im Gesundheits- und Arbeitsschutz 


Prinzip der politisch-moralischen 
Verantwortung und der Mitwirkung 
der Werktätigen im Gesundheits- 
und Arbeitsschutz 


Abb. 3.2. 

Sozialistische Prinzipien des Gesundheits- und Ar- 
beitsschutzes 


Die Verantwortung für die Gewährleistung 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes so- 
wie des Brandschutzes ist differenziert. 
Alle weisungsberechtigten und aufsichts- 
führenden Werktätigen tragen in ihrem Be- 
reich politisch und rechtlich die volle Ver- 
antwortung für den Schutz der ihnen an- 
vertrauten Werktätigen. 

Alle Werktätigen ohne Leitungsfunktion 
haben die politisch-rechtliche Pflicht, die 
ihnen auferlegten gesetzlichen Pflichten 
und Weisungen ihres Leiters zu erfüllen. 
Arbeitsschutzgerechtes Verhalten äußert 
sich in vielfältigen Formen z. B. darin, daß 
die Werktätigen die arbeitsschutztechni- 
schen Mittel und die zur Verfügung gestell- 
ten Körperschutzmittel anwenden, pfleg- 
lich behandeln sowie auf Ordnung und Si- 
cherheit achten. Es zeigt sich auch darin; 
daß sie im sozialistischen Wettbewerb und 
im Neuererwesen Vorschläge zur sicheren 
und erschwernisfreien Gestaltung der Ar- 
beit unterbreiten und bei deren Verwirkli- 
chung mithelfen, daß sie gesellschaftliche 
Funktionen, z. B. als Arbeitsschutzobmann 
oder -wache, wahrnehmen, Bestimmungen 
und Weisungen zum Arbeitsschutz einhal- 
ten und an Arbeitsschutzbelehrungen teil- 
nehmen. Viele Kollektive arbeiten nach 
dem Vorbild des sowjetischen Neuerers 
Bassow und erfüllen den Plan ohne Un- 
fälle und Havarien. 


Der Gesundheits- und Arbeitsschutz 
ist in der DDR ein in der Verfassung 
verankertes Grundrecht. Es wird 
durch die Mitwirkung aller Werktä- 
tigen am sozialistischen Arbeits- 
schutz verwirklicht. Jeder Werktä- 
tige ist verpflichtet, sich arbeits- 
schutzgerecht zu verhalten, indem er 
die sozialistischen Prinzipien des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
berücksichtigt. 
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Aufgaben 

1. Begründen Sie, inwiefern die Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik dazu beiträgt, 
den Arbeitsschutz durchzusetzen ! 


2. Erläutern Sie, warum der Gesundheits- und 
Arbeitsschutz ständig verbessert werden 
muß! 


3. Welche Schwerpunktaufgaben zur Verbesse- 
rung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
sind in den nächsten Jahren vorgesehen? Le- 
sen Sie dazu die Direktive des X. Parteitages 
der SED zum Fünfjahrplan für die Entwick- 
lung der Volkswirtschaft der DDR in den 
Jahren 1981 bis 1985 (S. 15f. und S. 62 bis 
64)! 

4. Erklären Sie, was arbeitsschutzgerechtes 
Verhalten ist und wie Sie es verwirklichen 
können! 


3 . 2 . 

Rechte und Pflichten der Betriebe 
und der Werktätigen bei der 
Durchsetzung des Gesundheits- 
und Arbeitsschutzes 

3 . 2 . 1 . 

Rechtliche Grundlagen des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes 

Die Durchsetzung der ökonomischen Stra- 
tegie für die achtziger Jahre, vor allem die 
umfassende Intensivierung, setzt die wei- 
tere Erhöhung der Arbeits- und Produk- 
tionssicherheit voraus. Deshalb gilt es, die 
im Arbeitsschutzrecht geregelten Rechte 
und Pflichten der Kombinate, Betriebe und 
Werktätigen bei der Durchsetzung des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes noch kon- 
sequenter und verantwortungsbewußter 
wahrzunehmen. 

Das Arbeitsschutzrecht fördert die Entfal- 
tung der Persönlichkeit im Prozeß der Ar- 
beit und garantiert die materielle Siche- 


rung bei unvorhergesehenen Ereignissen 
(Arbeitsunfall, Krankheit usw.) im Arbeits- 
prozeß. 

Die in der Verfassung der DDR festgeleg- 
ten Grundrechte der Bürger zum Schutz ih- 
rer Gesundheit und Arbeitskraft und die 
daraus abgeleiteten Bestimmungen des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes werden im 
Arbeitsgesetzbuch (AGB), in der Arbeits- 
schutzverordnung, in der Sozialversiche- 
rungs-Verordnung (SVO) und Rentenver- 
ordnung, in den Arbeitsschutzanordnun- 
gen (ASAO) und in den Arbeitsschutz- und 
Brandschutzanordnungen (ABAO) sowie 
in Standards (TGL) präzisiert. Weitere Be- 
stimmungen des Gesundheits- und Arbeits- 
schutzes sind in den Rahmen- und Be- 
triebskollektivverträgen, in Arbeitsschutz- 
instruktionen sowie Weisungen, Bedie- 
nungs- und Gebrauchsanleitungen und an- 
deren betrieblichen Dokumenten enthal- 
ten. 

Im 1. und 2. Kapitel des Arbeitsgesetzbu- 
ches sind grundsätzlich die Verantwor- 
tung der Leiter der Staatsorgane, der wirt- 
schaftsleitenden Organe sowie der Betriebe 
für die Einhaltung der Sicherheitsbestim- 
mungen und die Erfordernisse des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes in der Pro- 
duktion, Forschung und Entwicklung fest- 
gelegt. Die speziellen Regelungen zur 
Durchsetzung des Gesundheits- und Ar- 
beitsschutzes befinden sich im 10. Kapitel 
des AGB. 

Im §2 des AGB ist festgelegt: 

§ „Das Arbeitsrecht ist darauf gerichtet, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen in den Betrieben planmäßig 
zu verbessern, insbesondere den Schutz 
der Gesundheit und Arbeitskraft zu er- 
höhen, die soziale und gesundheitliche 
sowie geistig-kulturelle Betreuung aus- 
zubauen und die Voraussetzungen für die 
sinnvolle Freizeitgestaltung und Erho- 
lung der Werktätigen zu erweitern. Es 
garantiert den Werktätigen die mate- 
rielle Versorgung bei Krankheit, Invali- 
dität und im Alter.“ 
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§211 des AGB lautet: 

§ „Die Werktätigen sind verpflichtet, die 
für ihre Tätigkeit erforderlichen Kennt- 
nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie 
Brandschutz zu erwerben und die notwen- 
digen Prüfungen abzulegen.“ 

Zur weiteren Erhöhung der Arbeits- und 
Produktionssicherheit werden den Werktä- 
tigen solche Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermittelt, die ein arbeitsschutzgerechtes 
Verhalten fördern. Das ermöglicht, die 
Einheit von Produktion, Leistungssteige- 
rung sowie Arbeits- und Produktionssi- 
cherheit langfristig zu planen und mit aller 
Konsequenz durchzusetzen. 

3.2.2. 

Organe des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes im Betrieb 

Um den Arbeitsschutz in den Betrieben 
durchzusetzen, sind kontinuierliche Anlei- 


tungen und Kontrollen notwendig. Diese 
Aufgaben nehmen die dafür zuständigen 
staatlichen und gesellschaftlichen Organe 
wahr. Die wichtigsten Organe des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes im Betrieb sind 

• der Sicherheitsinspektor, 

• der Betriebsarzt, 

• die Arbeitsschutzkommission der BGL, 

• die ehrenamtlichen Arbeitsschutzin- 
spektoren, 

• die Arbeitsschutzobleute in den Ge- 
werkschaftsgruppen und in den Lern- 
aktiven. 

Der Sicherheitsinspektor berät auf der 
Grundlage seiner Analysen- und Kontroll- 
tätigkeit sachkundig den Betriebsleiter und 
kontrolliert die Einhaltung entsprechender 
Weisungen. 

Der Betriebsarzt nimmt vor allem durch 
Betriebsbegehungen, vorbeugende Reihen- 
untersuchungen und gesundheitserzieheri- 
sche Maßnahmen Einfluß auf den Schutz 
vor arbeitsbedingten Gesundheitsschäden 
und auf arbeitserleichternde Maßnahmen. 
Die drei zuletzt genannten Organe sind für 



Abb. 3.3. 

Übersicht über wichtige 
Vorschriften auf dem 
Gebiet des Gesundheits- 
und Arbeitsschutzes in 
der DDR 
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die gewerkschaftliche Kontrolle und Mit- 
wirkung im Arbeitsschutz verantwortlich. 
Im Arbeitsgesetzbuch sind die Aufgaben 
und Rechte der betrieblichen Gewerk- 
schaftsleitungen zur Durchsetzung und 
Verbesserung des Arbeitsschutzes festge- 
legt. 

Die betrieblichen Gewerkschaftsorgane för- 
dern die Intensivierung der Produktion 
und nehmen darauf Einfluß, daß die Maß- 
nahmen zur Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität mit der Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Werktätigen 
verbunden werden. Sie wirken bei der Rea- 
lisierung dieser Maßnahmen mit und kon- 
trollieren ihre Einhaltung. In den Lernakti- 
ven setzen die Lehrlinge „ihren“ Arbeits- 
schutzobmann ein. Außer von diesen be- 
trieblichen Organen des Arbeitsschutzes 
werden z. B. auch Anleitungen, Kontrollen 
und Beratungen durch Arbeitsschutzin- 
spektoren der Kreisvorstände des FDGB, 
Inspektoren der Technischen Überwa- 
chung, Mitarbeiter der Arbeitshygienein- 
spektion durchgeführt. 

Im §201 des AGB heißt es: 

§ „Die betrieblichen Gewerkschaftsleitun- 
gen, die ehrenamtlichen Arbeitsschutzin- 
spektoren, die Arbeitsschutzkommissio- 
nen und die Arbeitsschutzobleute haben 
das Recht, Arbeitsmittel, Arbeitsverfah- 
ren und Arbeitsstätten zur Verwirkli- 
chung des Gesundheits- und Arbeits- 
schutzes zu überprüfen, Ermittlungen 
und Untersuchungen über Ursachen von 
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten, son- 
stigen arbeitsbedingten Erkrankungen 
und Arbeitserschwernissen durchzufüh- 
ren und die Beseitigung von Mängeln zu 
fordern.“ 

Die Betriebsleiter und alle betrieblichen 
Organe sind angehalten, die konsequente 
Durchsetzung von Ordnung, Sicherheit 
und Disziplin mit geeigneten Kontrollmaß- 
nahmen zu gewährleisten. 


3.2.3. 

Grundsätzliche Rechte und Pflichten 
der Werktätigen und der Betriebe 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz 

Auf dem Gebiet des Gesundheits- und Ar- 
beitsschutzes haben die Werktätigen insbe- 
sondere das Recht auf 

• die Gewährleistung einer hohen Ar- 
beitssicherheit sowie weitgehende Ein- 
schränkungen von körperlich schwerer 
und gesundheitsgefährdender Arbeit 
durch staatliche Leitungsmaßnahmen; 

• Anleitung im Gesundheits- und Ar- 
beitsschutz durch die zuständigen Lei- 
ter; 

• die Mitarbeit bei allen Maßnahmen zur 
Förderung der Gesundheit und Lei- 
stungsfähigkeit, vor allem auf der 
Grundlage des Betriebskollektivvertra- 
ges; 

• die regelmäßige gesundheitliche Über- 
wachung bei gesundheitsgefährdender 
oder körperlich schwerer Arbeit; 

• soziale Sicherheit und Versorgung bei 
Krankheit, Arbeitsunfällen und Berufs- 
erkrankungen (z. B. Krankengeld, Me- 
dikamente, Rente, Schadenersatzan- 
sprüche); 

• die Beschwerde bei Verstößen gegen 
die Durchsetzung des Gesundheits- 
und Arbeitsschutzes (Arbeitsschutzkon- 
trollbücher, Konfliktkommission); 

• Bereitstellung von Körperschutzmit- 
teln. 

Grundsätzliche Pflichten der Werktätigen 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz beste- 
hen darin, 

• an Schulungen, Arbeitsschutzbelehrun- 
gen, am Antihavarietraining und an den 
vorgeschriebenen Prüfungen sowie ärzt- 
lichen Untersuchungen teilzunehmen; 

• Mängel auf dem Gebiet des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes sowie Un- 
fälle und akute Erkrankungen im Be- 
trieb dem zuständigen Leiter zu mel- 
den; 

• alle Forderungen zu beachten, die sich 
aus den Bestimmungen des Gesund- 
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heits- und Arbeitsschutzes ergeben. Das 
gilt ganz besonders für Tätigkeiten, die 
auf Grund erhöhter Gefahr eine spe- 
zielle Erlaubnis, Berechtigung usw. ver- 
langen (z. B. für Kranfahrer, Schweißer, 
Maschinisten, Elektromonteure, Anla- 
genfahrer, Leiter von Anschlußbah- 
nen). 

Insbesondere bei Jugendlichen kommt es 
häufig vor, daß sie grundsätzliche Pflichten 
nicht konsequent genug einhalten. Das 
zeigt sich daran, daß 

- die Bedeutung des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes im allgemeinen aner- 
kannt wird, das tatsächliche Verhalten 
jedoch dazu oftmals im Widerspruch 
steht, 

- die Unfallhäufigkeit bei jungen Werktä- 
tigen größer ist als bei berufserfahrenen 
Werktätigen. 

Häufige Ursachen für arbeitsschutzwidri- 
ges Verhalten von Jugendlichen sind nega- 
tive Vorbilder, Geltungsbedürfnisse unter 
Zurückstellung der Arbeitssicherheit, feh- 
lende Berufserfahrung sowie generell die 
Unterschätzung von Gefahren. 

Auch die Neigung mancher Jugendlicher 
zu Spielereien und Neckereien sowie zu ei- 
ner übersteigerten Risikobereitschaft führt 
allzuoft zu Arbeitsunfällen. Um Unfälle, 
Krankheiten und Produktionsausfall zu 
vermeiden, sollten die Jugendlichen fol- 
gende Grundsätze einhalten: 

1. Bei jedem Arbeitsplatzwechsel, der 
Übernahme einer anderen Tätigkeit so- 
wie der Einführung einer neuen Tech- 
nologie ist es erforderlich, daß sich ge- 
rade junge Werktätige konkrete tätig- 
keitsbezogene Kenntnisse und Fertig- 
keiten aneignen (z. B. durch lernbe- 
wußte Teilnahme an Erstbelehrungen 
und am Antihavarietraining). 

2. Maschinen und Anlagen sind vor- 
schriftsmäßig zu bedienen. Das gleiche 
gilt für das Verwenden von Werkzeu- 
gen, Roh- und Hilfsstoffen und Arbeits- 
mitteln; Arbeitsschutz- und Hygiene- 


kleidung sind zweckentsprechend zu 
verwenden und pfleglich zu behandeln. 

3. Ordnung und Disziplin sind im Arbeits- 
prozeß konsequent zu wahren, z. B. 
strikte Einhaltung des Alkoholverbotes, 
Unterlassung gefährlicher Handlungen. 

4. Es ist zweckentsprechende Arbeitsklei- 
dung zu tragen (enganliegende Klei- 
dung, lose hängende Haare durch 
Kopfschutz sichern, Ärmel nach innen 
Umschlägen, Fingerringe, Bänder, 
Schleifen, Halstücher ablegen). 

5. Es sind keinerlei Eingriffe an Maschi- 
nen und Betriebseinrichtungen vorzu- 
nehmen, wenn die Bedienung, Benut- 
zung oder Instandhaltung nicht zu den 
vorgesehenen Funktionen und Aufga- 
ben gehört (Fahrzeuge, Maschinen und 
Anlagen sichern). 

6. Das Ab- und Anlegen sowie das Aufbe- 
wahren von Kleidungsstücken haben 
nur in den dafür vorgesehenen Umklei- 
deräumen zu erfolgen. 

7. Bei der Beseitigung von Störungen und 
Havarien sowie bei Instandhaltungsar- 
beiten ergeben sich auf Grund der 
außerordentlichen Situation und der er- 
heblichen Belastung einzelner Kollegen 
oft besondere Gefahren. Insbesondere 
junge Werktätige, denen noch Erfah- 
rungen fehlen und die dazu neigen, 
überstürzt und unüberlegt zu handeln, 
müssen exakt in ihre Aufgaben einge- 
wiesen werden (Ruhe und Besonnen- 
heit bewahren!). 

Die Betriebe sind verpflichtet, den Schutz 
der Gesundheit und Arbeitskraft der Werk- 
tätigen, insbesondere durch sichere und er- 
schwernisfreie sowie die Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit fördernde Arbeitsbedin- 
gungen, zu gewährleisten. Ständige Kon- 
trollen sind zu organisieren. 

Im §201 des AGB heißt es: 

§ „Der Betriebsleiter und die leitenden 
Mitarbeiter sind verpflichtet, die Erfor- 
dernisse des Gesundheits- und Arbeits- 
schutzes sowie Brandschutzes als Be- 
standteil der Leitung und Planung des 
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Reproduktionsprozesses zu verwirkli- 
chen. Dabei haben sie die aktive Mitwir- 
kung der Werktätigen zu fördern.“ 

Von den Betrieben erfordert das vor allem, 

- den Gesundheits-, Arbeits- und Brand- 
schutz planmäßig in den Leitungspro- 
zeß einzubeziehen und dabei die aktive 
Mitarbeit der Werktätigen zu fördern; 

- eine enge Zusammenarbeit des Be- 
triebsleiters mit den Gewerkschaftslei- 
tungen und den Leitern der Einrichtun- 
gen des Betriebsgesundheitswesens zu 
sichern; 

- die Rechtsvorschriften des Gesund- 
heits-, Arbeits- und Brandschutzes 
durch betriebliche Festlegungen zu 
konkretisieren und zu ergänzen sowie 
ihre Einhaltung zu kontrollieren; 

- die Arbeitsmittel und Arbeitsverfahren 
im Entwicklungsprozeß’und bei der In- 
standhaltung ständig auf Arbeitssicher- 
heit zu überwachen; 

- die qualitäts-, Sortiments- und termin- 
gerechte Versorgung der Werktätigen 
mit Arbeitsschutzbekleidung, -mittein 
und -technik zu sichern; 

- die arbeitsmedizinische Betreuung ent- 
sprechend den Rechtsvorschriften zu 
gewährleisten; 

- die Werktätigen zur Durchführung des 
Gesundheits-, Arbeits- und Brandschut- 
zes zu befähigen (Arbeitsschutzbeleh- 
rungen, Antihavarietraining, vgl. AGB 
§211 bis 215 und ASVO§13bis 15) so- 
wie die Entwicklungsbesonderheiten 
bei jungen Werktätigen zu beachten; 

- Unfallgefahren zu beseitigen oder zu 
mindern; 

- Unfälle zu analysieren und ihre Ursa- 
chen sowie begünstigende Bedingungen 
zu beseitigen; 

- bei Verletzungen und plötzlichen Er- 
krankungen unverzüglich Erste Hilfe zu 
leisten oder organisatorische Vorberei- 
tungen zur Ersten Hilfe zu treffen; 

- die materielle Unterstützung der Werk- 
tätigen bei Schädigung ihrer Gesund- 
heit durch Arbeitsunfälle oder Berufs- 
krankheiten zu sichern. 


3 . 2 . 4 . 

Besondere rechtliche Bestimmungen für 
den Schutz von Jugendlichen und Frauen 

Zum Schutz der werktätigen Frauen und 
der Jugendlichen wurden spezielle arbeits- 
schutzrechtliche Regelungen getroffen. Die 
Arbeitsschutzanordnung Nr. 5, die auf §210 
des AGB beruht, orientiert z. B. darauf, 
Frauen und Jugendlichen keine schweren 
oder gesundheitsgefährdenden Arbeiten zu 
übertragen. Die Betriebsleiter sind ver- 
pflichtet, die Arbeitsgestaltung regelmäßig, 
mindestens halbjährlich, zu überprüfen 
und entsprechend den körperlichen Vor- 
aussetzungen und dem individuellen Lei- 
stungsvermögen geeignete Maßnahmen zur 
weiteren Arbeitserleichterung durchzuset- 
zen. Besonderen Schutz genießen Schwan- 
gere und stillende Mütter. Sie haben z. B. 
Anspruch auf einen Schonplatz und dürfen 
nicht zu Überstunden- und Nachtarbeit 
herangezogen werden. Die besonderen Be- 
stimmungen der Nacht- und Überstunden- 
arbeit für Jugendliche regeln die §§170, 174 
und 175 des AGB. 

Die örtlichen Volksvertretungen, die staat- 
lichen und wirtschaftsleitenden Organe, 
die Kombinate und Betriebe haben für ge- 
sunde Arbeits-, Lern- und Lebensbedin- 
gungen der Jugend und für die planmäßige 
Entwicklung ihres Gesundheits- und Ar- 
beitsschutzes zu sorgen. 

Im Jugendgesetz der DDR ist festgelegt, 
daß die staatlichen Organe eine kontinuier- 
liche gesundheitliche Überwachung und 
medizinische Betreuung der Jugend zu ge- 
währleisten haben. Alle werktätigen Ju- 
gendlichen unter 18 Jahren sollten einmal 
jährlich untersucht werden. Für sie ist 
schrittweise eine einheitliche Gesundheits- 
dokumentation einzuführen. Besonders ge- 
fördert werden die Persönlichkeitsentwick- 
lung gesundheitlich geschädigter Jugendli- 
cher, ihre medizinische und soziale Betreu- 
ung sowie ihre berufliche Entwicklung. 
Eine große Verantwortung bei der Heran- 
bildung des Facharbeiternachwuchses tra- 
gen die Lehrmeister, Lehrfacharbeiter, 
Lehrer und Erzieher. Sie haben ihre Für- 
sorge- und Aufsichtspflicht gewissenhaft 


45 


wahrzunehmen und die Lehrlinge vor Ge- 
fahren und Schäden zu bewahren. Alle 
Pädagogen sorgen dafür, daß die ihnen an- 
vertrauten Lehrlinge keinen körperlichen, 
materiellen, geistigen oder moralischen 
Schaden erleiden. Sie achten auch darauf, 
daß die Lehrlinge vor schädlichen poli- 
tisch-ideologischen Einflüssen geschützt 
werden. Gemeinsam mit den Eltern und 
gesellschaftlichen Organisationen fördern 
sie die Befähigung der Jugendlichen zu ei- 
ner gesunden Lebensweise, zu geistigem 
und körperlichem Training, zu aktiver Er- 
holung, gesunder Ernährung und die Ab- 
lehnung des Mißbraucht von Genußmit- 
teln. Fester Bestandteil des Berufswettbe- 
werbes ist das Streben nach Ordnung, Si- 
cherheit und Disziplin. 


Mit der Aneignung von Kenntnissen 
über die Rechte und Pflichten der 
Werktätigen im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz werden günstige Vor- 
aussetzungen für arbeitsschutzge- 
rechtes Verhalten geschaffen. In den 
Betrieben sorgen spezielle Organe 
für die Durchsetzung des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes. Gerade 
junge Werktätige sollten, da ihnen 
die Berufserfahrungen noch fehlen, 
die Grundsätze zur Erhöhung der 
Arbeitssicherheit gewissenhaft be- 
achten. Für den Schutz von Jugend- 
lichen und Frauen gelten besondere 
rechtliche Bestimmungen. 


Aufgaben 

1. Begründen Sie die Notwendigkeit von 
Rechtsvorschriften im Gesundheits- und Ar- 
beitsschutz! 


2. Nennen Sie grundsätzliche Pflichten des Be- 
triebes und der Werktätigen zur Vermeidung 
von Arbeitsunfällen! 


3. Erläutern Sie, warum junge Werktätige be- 
sonders gefährdet sind und welche Maßnah- 
men deshalb notwendig sind! 


4. Welche Festlegungen enthält der § 210 des 
AGB zum besonderen Schutz der werktäti- 
gen Frauen und Jugendlichen, und welche 
Aufgaben ergeben sich daraus für die Be- 
triebe? 


3 . 3 . 

Mitwirkung von Werktätigen bei 
der Aufdeckung und Beseitigung 
von Gefährdungen im Betrieb 

3.3.1. 

Begriffsbestimmung des Arbeitsunfalls 
und der Berufskrankheit 

Da es nicht in jedem Fall möglich ist, die 
Arbeitsmittel und Arbeitsverfahren gefähr- 
dungsfrei zu gestalten, kann es bei der Ar- 
beit zu Arbeitsunfällen oder Berufskrank- 
heiten kommen. 

Im §220 des AGB ist festgelegt: 

§ „Ein Arbeitsunfall ist die Verletzung 
eines Werktätigen im Zusammenhang 
mit dem Arbeitsprozeß. Die Verletzung 
muß durch ein plötzliches, von außen ein- 
wirkendes Ereignis hervorgerufen worden 
sein.“ 

Ein Unfall wird nur dann als Arbeitsunfall 
anerkannt, wenn die in der Definition ge- 
nannten Merkmale vorliegen. 

Plötzlich auftretende gesundheitliche Schä- 
digungen, wie Schnittwunden, Quetschun- 
gen, Verätzungen, Frakturen, Muskelzer- 
rungen und ähnliches, werden als Arbeits- 
unfälle anerkannt, wenn sie im Zusammen- 
hang mit dem Arbeitsprozeß entstanden 
sind. Bei einem Unfall, der durch Spiele- 
reien, Neckereien, Mutproben oder ähnli- 
che Handlungen verursacht worden ist, be- 
steht kein ursächlicher Zusammenhang 
zwischen Unfallereignis und dem Arbeits- 
prozeß. Er kann deshalb nicht als Arbeits- 
unfall anerkannt werden. Dagegen besteht 
ein Zusammenhang zum Arbeitsprozeß, 
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wenn Unfälle bei der eigentlichen Arbeit 
und damit verbundenen Tätigkeiten eintre- 
ten (z. B. beim Umkleiden, Waschen, Essen, 
Lehrgangsbesuch u. ä.). Führt Alkoholmiß- 
brauch ursächlich zu einem Unfall, so wird 
dieser nicht als Arbeitsunfall anerkannt 
(vgl. § 220 des AGB). Unfälle bei organi- 
sierten gesellschaftlichen, kulturellen oder 
sportlichen Tätigkeiten sind den Arbeitsun- 
fällen gleichgestellt. 

Im §221 des AGB ist festgelegt: 

§ „Eine Berufskrankheit ist eine Erkran- 
kung, die durch arbeitsbedingte Ein- 
flüsse bei der Ausübung bestimmter be- 
ruflicher Tätigkeiten bzw. Arbeitsaufga- 
ben hervorgerufen wird und die in der 
, Liste der Berufskrankheiten 4 genannt 
ist . 44 

Berufskrankheiten entstehen meist durch 
arbeitsbedingte Einflüsse (pathogene Ar- 
beitsfaktoren), die über einen längeren 
Zeitraum schädigend auf den menschli- 
chen Organismus einwirken, oder durch 
das Ausüben bestimmter Tätigkeiten über 
einen längeren Zeitraum. 

Berufskrankheit ist ein versicherungsrecht- 
licher Begriff, der bestimmte Arbeitsschä- 
den kennzeichnet. In der DDR gehören zu 
den Berufskrankheiten alle in der Liste der 
Berufskrankheiten (Verordnung über die 
Verhütung, Meldung und Begutachtung 
von Berufskrankheiten vom 26. Februar 
1981 - GBl. I Nr. 12 S. 137) aufgeführten 
Erkrankungen. Die Leistungen der Sozial- 
versicherung für Berufskrankheiten sind in 
der DDR den Leistungen für den Arbeits- 
unfall gleichgestellt. 

Die Definition des Arbeitsunfalls und die 
Definition der Berufskrankheit haben 
grundsätzliche Bedeutung, da sie es ermög- 
lichen, exakt zu bestimmen, wann ein Ar- 
beitsunfall oder eine Berufskrankheit vor- 
liegt. Die Entscheidung, ob ein Arbeitsun- 
fall oder eine Berufskrankheit vorliegt, hat 
Einfluß auf die Höhe der Leistungen der 
Sozialversicherung für die betroffenen 
Werktätigen. Außerdem können die Werk- 
tätigen Arbeitsunfälle oder Berufskrank- 


heiten vermeiden, wenn sie deren Ursa- 
chen und Zusammenhänge kennen. 

3.3.2. 

Arbeitsbedingte 

Gesundheitsgefährdungen 

Arbeitsbedingte Gesundheitsgefährdungen 
sind Gegebenheiten, die zu gesundheitli- 
chen Schädigungen führen, also Ursache 
von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten 
oder sonstigen arbeitsbedingten gesund- 
heitlichen Schädigungen werden können. 

Es wird zwischen Gefährdungen durch ar- 
beitsbedingte Unfallfaktoren und durch ar- 
beitshygienisch bedenkliche Einflüsse (pa- 
thogene Arbeitsfaktoren) unterschieden. 
Eine Gefährdung der Gesundheit ist im- 
mer dann möglich, wenn eine Gefähr- 
dungsquelle und ein Mensch Zusammen- 
treffen. 

Arbeitsbedingte Unfallfaktoren sind Ge- 
sundheitsgefährdungen im Arbeitsprozeß, 
die zu Arbeitsunfällen führen können. In 
der Regel sind sie physikalischer, insbeson- 
dere mechanischer, oder chemischer Na- 
tur. Die hauptsächlichsten Arten von ar- 
beitsbedingten Unfallfaktoren sind 

- bewegte Elemente (z. B. ungeschützte 
Spannfutter an Drehmaschinen), 

- gefährliche Engen (z. B. Einlaufstellen 
an rotierenden Walzen), 

- Ecken, Kanten, Spitzen (z. B hervorste- 
hende Nägel, grätige Teile), 

- fallende, sich lösende und kippende 
Teile (z. B. Späneflug, nicht kippsichere 
Stapel), 

- ungenügende Trittsicherheit (z. B. Ölla- 
chen, Schlaglöcher, Eisglätte), 

- schadhafte elektrische Leitungen, Ge- 
räte und Anlagen, 

- extrem heiße oder kalte Teile und Me- 
dien (z. B. heiße Schmiede- oder 
Schweißteile), 

- ätzend wirkende Stoffe (z. B. Säuren, 
Laugen). 

Arbeitsbedingte Unfallfaktoren können 
Bestandteil oder Merkmal von Arbeitsmit- 
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teln oder Arbeitsgegenständen sein (z. B. 
mechanisch bewegte Elemente). Sie kön- 
nen zwangsläufig in Arbeitsverfahren (z. B. 
sich lösende Späne beim Drehen, heiße 
Teile beim Schmieden) oder in Arbeitsver- 
richtungen ihren Ursprung haben (z. B. die 
Möglichkeit, sich beim Hämmern auf die 
Finger zu schlagen). 

Pathogene Arbeitsfaktoren sind arbeitshy- 
gienisch bedenkliche Einflüsse, die ihren 
Ursprung in den technologischen Verfah- 
ren, den zu bearbeitenden Werkstoffen 
oder in konstruktiven Lösungen der Ar- 
beitsmittel haben. 

Die wichtigsten Gefährdungen durch pa- 
thogene Arbeitsfaktoren sind 

- Gefährdung durch toxische Stoffe (z. B. 
Benzol, Chlor, Schwefeldioxid), 

- Gefährdung durch nichttoxische Stäube 
(z.B. asbest- oder quarzhaltige Stäube), 

- Gefährdung durch Lärm (z. B. laute 
Maschinengeräusche, Schmiedehäm- 
mer), 

- Gefährdung durch mechanische 
Schwingungen (z. B. Arbeit mit handge- 
führtem Preßlufthammer), 

- Gefährdung durch ungünstiges Klima 
am Arbeitsplatz (z. B. extreme Lufttem- 
peratur, -feuchte, -bewegung oder Tem- 
peraturstrahlung). 

Oftmals sind nicht nur die Werktätigen der 
Gefährdung ausgesetzt, an deren Arbeits- 
platz die Gefährdung entsteht, sondern 
auch weitere Werktätige. Eine gesundheit- 
liche Schädigung kann eintreten, wenn be- 


stimmte Grenzwerte dieser pathogenen Ar- 
beitsfaktoren überschritten werden und der 
Mensch diesen Einflüssen über einen län- 
geren Zeitraum ungeschützt ausgesetzt ist. 
Die Grenzwerte sind in Standards festge- 
legt (Lärm in TGL 32624, toxische Stoffe in 
TGL 32610, mechanische Schwingungen in 
TGL 22312). 

3.3.3. 

Grundsätzliche Möglichkeiten zur 
Verhütung gesundheitlicher Schäden 

Die wichtigste Aufgabe der Werktätigen im 
Arbeitsschutz besteht darin, Gefährdungen 
vorausschauend zu erkennen und vorbeu- 
gende Maßnahmen durchzuführen, damit 
es nicht zu Arbeitsunfällen, Berufskrank- 
heiten und Sonstigen arbeitsbedingten ge- 
sundheitlichen Schädigungen kommt. 

Deshalb ist es wichtig, die Ursachen von 
gesundheitlichen Schädigungen, Unfällen 
und Berufskrankheiten zu erforschen. Alle 
Arbeitsplätze, Arbeitsmittel, Arbeitsgegen- 
stände, Arbeitsverfahren und die Arbeits- 
organisation müssen systematisch darauf- 
hin untersucht werden, ob arbeitsbedingte 
Gesundheitsgefährdungen vorliegen. Ge- 
fährdungen sind bereits bei der konstrukti- 
ven Arbeit am Reißbrett, beim Bau und bei 
der Erprobung von Funktionsmustern ode 
der Nullserie zu ermitteln. Zum Teil wer- 
den sie aber erst durch die unmittelbare 
Tätigkeit der Werktätigen im Arbeitspro- 





Abb. 3.4 . 

Arbeitsbedingte Gesund- 
heitsgefährdung und ihre 
Wirkungen 
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zeß oder infolge von Änderungen und 
Hemmnissen in der Arbeitsorganisation 
sichtbar. 

Die größten Erfolgsaussichten für das Ver- 
hüten von Arbeitsunfällen, Berufskrank- 
heiten und sonstigen arbeitsbedingten ge- 
sundheitlichen Schädigungen bietet das 
Beseitigen der Gefährdung durch den Ein- 
satz gefahrloser Technik. Aber auch durch 
Ordnung und Sauberkeit am Arbeitsplatz, 
die Aussonderung von schadhaften Werk- 
zeugen, das Entfernen von Nägeln aus 
Brettern und ähnliches werden Gefährdun- 
gen beseitigt. 

Um gesundheitliche Schädigungen mög- 
lichst zu verhüten, muß verhindert werden, 
daß Werktätige mit Gefährdungsquellen 
Zusammentreffen. Gefährliche Verrichtun- 
gen sollten deshalb Maschinen übertragen 
werden. Viele Neuerervorschläge, auch 
von Lehrlingen und jungen Facharbeitern, 
zur Mechanisierung und Automatisierung 
haben diese Aufgabe zum Inhalt. 

Wenn es nicht gelingt, die Gefährdungen 
zu beseitigen oder den Menschen von Ge- 
fährdungen zu entfernen, muß gründlich 
überprüft werden, wie auf anderem Wege 
eine gesundheitliche Schädigung verhütet 
werden kann, z. B. durch den Einsatz ar- 
beitsschutztechnischer Mittel oder durch 
Körperschutzmittel. Arbeitsschutztechni- 
sche Mittel (z. B. eine Schutzhaube über ei- 
nem Drehmaschinenfutter, ein Kreissäge- 
schutz) verhindern, daß eine Gefährdung 
des Menschen eintreten kann. 

Eine gesundheitliche Schädigung kann 
auch dadurch verhindert werden, daß der 
Mensch während der Gefährdung nicht 
mit ihr in Berührung kommt. 

■ Ein Unfall an einer ungeschützten Presse 
kann beispielsweise dadurch vermieden wer- 
den, daß dem Menschen zur Zeit des Stößel- 
niedergangs die Hände durch Betätigen ei- 
ner Zweihandeinrückung gebunden sind. 

Gesundheitliche Schädigungen lassen sich 
jedoch nur dann ausschließen, wenn die ar- 
beitsschutztechnischen Mittel jederzeit 
wirksam sind oder angewendet werden. 


Jeder Werktätige und jeder Lehrling sollte 
die Schutzvorrichtungen und Körper- 
schutzmittel in der vorgeschriebenen Weise 
benutzen und pfleglich behandeln. Unvor- 
schriftsmäßiges Verhalten kann zu gesund- 
heitlichen Schädigungen führen. 

Lehrlinge sollten deshalb untereinander 
darauf achten, daß die vorgeschriebenen 
arbeitsschutztechnischen Mittel (z. B. 
Schutzbrillen) benutzt werden. 

Im Berufswettbewerb, in der MMM-Bewe- 
gung, im sozialistischen Wettbewerb oder 
im Neuererwesen können Vorschläge ge- 
macht werden, wie durch technische Mittel 
und Maßnahmen künftig auf Körper- 
schutzmittel und andere nur bedingt wir- 
kende arbeitsschutztechnische Mittel ver- 
zichtet werden kann. Alle Jugendlichen 
können durch ihre Ideen und Vorschläge 
mithelfen, die Arbeitsmittel und Arbeits- 
verfahren immer sicherer zu gestalten und 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten ein- 
zuschränken. 

3 . 3 . 4 . 

Aufgaben und Verhalten bei Eintritt 
eines Ärbeitsunfalls 

Tritt ein Arbeitsunfall ein, muß unbedingt 
gesichert werden, daß sich der Verletzte, 
die Augenzeugen und andere Werktätige 
richtig verhalten. Das ist notwendig, um 
das Ausmaß der Verletzung möglichst ge- 
ring zu halten, aber auch, um alle Ursa- 
chen, die zum Unfall geführt haben, zu er- 
kennen und Wiederholungsfälle auszu- 
schließen. 

Nach Eintritt eines Unfalls ist sofortige 
Hilfe für den Verletzten zu leisten und 
gleichzeitig zu sichern, daß keine Verände- 
rungen am Unfallort vorgenommen wer- 
den. 

Jeder Helfer muß sich, bevor er Erste Hilfe 
leistet, über die besonderen Gegebenheiten 
am Unfallort informieren. Er muß mit 
größter Umsicht Vorgehen, da noch vor- 
handene Gefährdungen zu weiteren Unfäl- 
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len führen können. Unüberlegtes und vorei- 
liges Handeln kann den Helfer selbst ge- 
fährden. 

Erste Hilfe ist kein Ersatz für ärztliche Be- 
handlung. Deshalb muß entschieden wer- 
den, ob ein Arzt herbeigerufen wird oder 
ob der Verletzte ihn selbst aufsuchen kann. 
Von dem Unfall ist sofort der zuständige 
Leiter zu verständigen. Der Leiter hat ge- 
meinsam mit den gewerkschaftlichen Ar- 
beitsschutzfunktionären den Arbeitsunfall 
zu untersuchen und ihn an die Abteilung 
Arbeitsschutzinspektion des FDGB zu mel- 
den, wenn er mehr als drei Tage Arbeitsun- 
fähigkeit zur Folge hat. Die wichtigsten 
Fragen, die bei einer Unfalluntersuchung 
zu beantworten sind, enthält die Abb.3.5. 

3.3.5. 

Materielle Sicherstellung der 
Werktätigen bei Arbeitsunfall und 
Berufskrankheit 

In der DDR sind Werktätige, die einen Ar- 
beitsunfall oder eine Berufskrankheit erlei- 
den, sozial sichergestellt. Ein Unfall wird 
durch die zuständige Betriebsgewerk- 


schaftsleitung als Arbeitsunfall anerkannt, 
wenn die entsprechenden Voraussetzungen 
(vgl. Definition) gegeben sind. Über die 
Anerkennung als Berufskrankheit entschei- 
det nach Stellungnahme der Arbeitshygiene- 
inspektion des Rates des Bezirkes die Be- 
triebsgewerkschaftsleitung oder die Ver- 
waltung der Sozialversicherung beim 
Kreisvorstand des Freien Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes. In beiden Fällen leistet 
der sozialistische Staat umfassende Für- 
sorge (Geldleistung, Schonarbeitsplätze 
u. a.). 

Im §285 des AGB heißt es: 

§ „Werktätige, die auf Grund ärztlich be- 
scheinigter Arbeitsunfähigkeit wegen Ar- 
beitsunfall oder Berufskrankheit von der 
Arbeit befreit sind, erhalten Kranken- 
geld in Höhe des Nettodurchschnittsver- 
dienstes, Lehrlinge in Höhe des Netto- 
lehrlingsentgelts / 4 

Das Krankengeld wird bis zum Eintritt der 
Invalidität, bis zur Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit oder bis zur Festlegung 
der Unfallrente gezahlt. 

Werktätige haben außerdem Anspruch auf 



Unfall - 
ereignis 


Was 


Wer 


Wobei 


ist mit dem 
Unfallbetroffenen 
geschehen 
(Art und Umfang 
der Verletzung)? 


wurde verletzt 
(Name, Alter, Ge- 
schlecht, Beruf, 
Qualifikation) ? 


ist der Unfall 
eingetreten 
(Betriebsteil, 
Arbeitsmittel) ? 


ist der Unfall 
eingetreten 
(Art der Tätig- 
keit und des 
Arbeitsauf- 
trages) ? 


ist der Unfall 
geschehen 
(Tag, Uhrzeit, Zeit 
nach Schicht- 
beginn) ? 


ist der Unfall 
geschehen 
(genauer Ablauf 
des Unfallher- 
gangs) ? 


Warum 


konnte der Unfall 
geschehen 
(genaue Ermitt- 
lung der 
Ursachen) ? 


Welche 


Unfallverhütungs- 
maßnahmen 
waren vorgese- 
hen 

(was war vorge- 
sehen, was vor- 
handen) ? 


Abb. 3.5. 

Rekonstruktion und Un 
tersuchung eines Arbeits 
Unfalls 
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Ersatz des durch den Arbeitsunfall oder 
die Berufskrankheit entstandenen Scha- 
dens, z. B. auf den Ersatz notwendiger 
Mehraufwendungen, besonders zur Wie- 
derherstellung der Gesundheit und Ar- 
beitsfähigkeit und zur Teilnahme am ge- 
sellschaftlichen Leben, sowie auf Ersatz 
des Sachschadens (vgl. §267 und §268 des 
AGB). 

Ein Anspruch auf Schadenersatzleistungen 
besteht nicht, wenn ein Werktätiger trotz 
ordnungsgemäßer Belehrung und Unter- 
weisung seine Pflichten im Gesundheits- 
und Arbeitsschutz vorsätzlich verletzt hat 
und dadurch der Arbeitsunfall verursacht 
worden ist (vgl. §267 des AGB). 

§267 des AGB lautet: 

§ „Bei einem Arbeitsunfall gemäß § 220 
Abs. 1 oder einer Berufskrankheit hat 
der Betrieb dem Werktätigen den da- 
durch entstandenen Schaden zu ersetzen. 
Eine Schadenersatzpflicht bei einem Ar- 
beitsunfall besteht nicht, wenn der Werk- 
tätige trotz ordnungsgemäßer Belehrung, 
Unterweisung und Kontrolle aus grober 
Mißachtung seiner Pflichten im Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz diese vorsätzlich 
verletzt, dadurch der Arbeitsunfall her- 
beigeführt worden ist und der Betrieb da- 
für keine Ursache gesetzt hat.“ 


Eine der wichtigsten Formen der Mit- 
wirkung der Werktätigen bei der Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen ist 
das Ermitteln und Beseitigen von Ge- 
fährdungen. Gefährdungen können 
durch arbeitsbedingte Unfallfaktoren 
und durch pathogene Arbeitsfaktoren 
entstehen. Arbeitsmittel und Arbeitsver- 
fahren sind möglichst gefährdungsfrei 
zu gestalten. Ist das nicht möglich, müs- 
sen gesundheitliche Schädigungen 
durch arbeitsschutztechnische Mittel 
oder durch Körperschutzmittel vermie- 
den werden. Der sozialistische Staat ge- 
währt eine umfassende Fürsorge bei Ar- 
beitsunfällen, Berufskrankheiten und 
sonstigen arbeitsbedingten gesundheit- 
lichen Schädigungen. 


Aufgaben 


1 . 

Weisen Sie anhand von Beispielen nach, wo- 
durch arbeitsbedingte gesundheitliche Schä- 
digungen auftreten können! 

2. 

Überlegen Sie, welche arbeitsbedingten Un- 
fallfaktoren und pathogenen Arbeitsfaktoren 
für Ihren Betrieb typisch sind! 

3. 

Überlegen Sie, welche Möglichkeiten Sie ha- 
ben, Arbeitsunfälle in Ihrem Betrieb zu ver- 
meiden! 

4. 

Erklären Sie, wie Sie sich bei Eintritt eines 
Arbeitsunfalls verhalten müssen und worauf 
es bei der Unfalluntersuchung ankommt! 

5. 

Informieren Sie sich anhand des AGB, wel- 
che sozialen Leistungen die sozialistische 
Gesellschaft dem Werktätigen bei Arbeitsun- 
fall oder Berufskrankheit gewährt! 

6. 

Erläutern Sie, welche Ansprüche auf Scha- 
denersatz durch einen Arbeitsunfall oder Be- 
rufskrankheit entstehen können! 

7. 

Erklären Sie, wann bei einem Arbeitsunfall 
keine Schadenersatzpflicht besteht! 


3 . 4 . 

Zielstellung des Brandschutzes 

in der DDR 

und die Verantwortung 

der Bürger bei der Verhütung 

und Bekämpfung von Bränden 

3.4.1. 

Ziel des Brandschutzes 

Durch Brände werden der Gesellschaft 
jährlich beträchtliche Verluste zugefügt. 
Das Leben von Menschen und Tieren wird 
gefährdet, Objekte und Nutzflächen wer- 
den vernichtet, und die Produktionskonti- 
nuität wird gestört. Es kommt deshalb dar- 
auf an, die volkswirtschaftliche Leistungs- 
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Steigerung auch durch den Brandschutz si- 
chern zu helfen. 

Im § 1 des Gesetzes über den Brandschutz 
in der DDR - Brandschutzgesetz - vom 
19. Dezember 1974 wird das Ziel des 
Brandschutzes bestimmt: 

§ „Der Brandschutz dient dem Ziel, das 
Leben und die Gesundheit der Bürger, 
das sozialistische und persönliche Eigen- 
tum, die Volkswirtschaft und die kultu- 
rellen Werte der Gesellschaft vor Brän- 
den und den davon ausgehenden Gefah- 
ren zu schützen. Er ist Anliegen der so- 
zialistischen Gesellschaft und bedarf der 
aktiven Mitarbeit aller Bürger.“ 

Im Brandschutz geht es um die Verhütung 
von Bränden und darum, daß alle Voraus- 
setzungen geschaffen werden, die Auswir- 
kungen von Bränden so gering wie möglich 
zu halten. 

Der Schutz des Lebens und der Gesund- 
heit aller Bürger sowie der materiellen und 
kulturellen Werte der sozialistischen Ge- 
sellschaft ist ein gemeinsames Anliegen 
von Gesundheits-, Arbeits- und Brand- 
schutz. 

Unter Brandschutz verstehen wir alle Maß- 
nahmen 

- zur Verhütung von Bränden, 

- zur Begrenzung der Brandausbreitung, 

- zur schnellen Brandbekämpfung sowie 
- zum Schutz von Menschen, Tieren und 
Sachwerten vor den von Bränden aus- 
gehenden Gefahren. 

Die Gewährleistung des Brandschutzes ist 
in der DDR ein gesamtgesellschaftliches 
Anliegen. Jeder Bürger trägt für die Einhal- 
tung der Brandschutznormative entspre- 
chend seiner Aufgabenstellung im Produk- 
tions-, Wohn- und Freizeitbereich eine 
hohe politisch-moralische sowie rechtliche 
Verantwortung. 

/ 

Im § 12 des Brandschytzgesetzes heißt es 
unter anderem: 


„Jeder Bürger hat das Recht und die 
Aufgabe, in seiner beruflichen und ge- 
sellschaftlichen Tätigkeit sowie im per- 
sönlichen Leben bei der Gewährleistung 
des Brandschutzes mitzuwirken und sich 
die dazu notwendigen Kenntnisse und 
Fertigkeiten anzueignen. 

Es ist Pflicht eines jeden Bürgers, sich so 
zu verhalten, daß Brände verhindert wer- 
den und entstandene Brände schnell be- 
kämpft werden können. Bei der Feststel- 
lung von Brandgefahren oder anderen 
Mängeln im Brandschutz innerhalb sei- 
nes Wohn- oder Arbeitsbereiches ist je- 
der Bürger verpflichtet, den zuständigen 
Verantwortlichen darüber zu informie- 
ren, sofern er nicht selbst für die Män- 
gelbeseitigung zu sorgen hat.“ 


3 . 4 . 2 . 

Die rechtlichen Bestimmungen des 
Brandschutzes in der DDR 

Die Rechtsnormen zum Brandschutz basie- 
ren auf der Verfassung der DDR. Sie wer- 
den im Brandschutzgesetz konkretisiert. 
Grundsätzliche Festlegungen zum Brand- 
schutz sind auch im Gesetz über die örtli- 
chen Volksvertretungen sowie in der Ver- 
ordnung über die volkseigenen Kombinate, 
Kombinatsbetriebe und volkseigenen Be- 
triebe enthalten. Spezifische rechtliche An- 
forderungen des Brandschutzes werden 
in Standards, Brandschutzänordnungen 
(BAO) sowie Arbeitsschutz- und Brand- 
schutzanordnungen (ABAO) geregelt. Die 
TGL 30042 z. B. klassifiziert die Arbeitsstät- 
ten nach Brand- und Explosionsgefähr- 
dungsgraden. 

Bei schuldhaft begangenen Rechtsverlet- 
zungen im Brandschutz werden Ordnungs- 
gelder oder Ordnungsstrafen gemäß 
Brandschutzgesetz ausgesprochen. 

Bei Verstößen gegen betriebliche Weisun- 
gen des Brandschutzes, wie sie in Arbeits- 
ordnungen, Arbeits- und Brandschutzin- 
struktionen u. ä. enthalten sind, erfolgen 
disziplinarische Maßnahmen gemäß dem 
Arbeitsgesetzbuch. In beiden Fällen ist 
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auch eine Verhandlung vor einem gesell- 
schaftlichen Gericht möglich. Straftaten 
werden entsprechend dem Strafgesetzbuch 
geahndet. 

3.4.3. 

Die Aufgaben der Bürger im Brand- 
schutz 

Die Aufgaben im Brandschutz ergeben 
sich aus politisch-ökonomischen Erforder- 
nissen der sozialistischen Gesellschaft, z. B. 
Schutz und Erhaltung des Lebens und Ei- 
gentums der Bürger sowie der materiellen 
Werte der Volkswirtschaft. 

Um in allen Bereichen des gesellschaftli- 
chen Lebens den Brandschutz zu gewähr- 
leisten, haben die Leiter aller Ebenen und 
die verantwortlichen Mitarbeiter insbeson- 
dere 

- den Brandschutz in die Leitungstätig- 
keit und die wissenschaftlich-techni- 
sche Arbeit einzubeziehen; 

- neueste Erkenntnisse des Brandschut- 
zes in der Produktionsvorbereitung, bei 
der Nutzung und Instandhaltung von 
Gebäuden, Anlagen, Einrichtungen, 
Erzeugnissen und Arbeitsmitteln sowie 
der Entwicklung und Gestaltung von 
Arbeitsverfahren anzuwenden; 

- Ursachen und Bedingungen für das 
Entstehen von Bränden zu erforschen 
sowie diese vorausschauend zu beseiti- 
gen; 

- die Einsatzbereitschaft der zur Brand- 
bekämpfung erforderlichen Kräfte zu 
sichern;- 

- Anlagen, Geräte und Mittel zur schnel- 
len Brandwahrnehmung, -Warnung und 
-meldung sowie deren ständige Funk- 
tionsfähigkeit zu gewährleisten; 

- die Werktätigen durch vielfältige Me- 
thoden mit richtigen Verhaltensweisen 
zur Verhütung und Bekämpfung von 
Bränden vertraut zu machen sowie sie 
zur bewußten Einhaltung der Normen 
des Brandschutzes zu befähigen, um 
Rechts- und Pflichtverletzungen vorzu- 
beugen. 


Im Brandschutz gilt: Beim Vorbeugen und 
Bekämpfen von Bränden ist das bewußte 
Handeln aller Bürger notwendig! 

Aufgabe der Werktätigen ist es, sich Kennt- 
nisse über die für den jeweiligen Arbeits- 
platz geltenden Rechtsvorschriften und be- 
trieblichen Weisungen des Brandschutzes 
anzueignen, den staatlichen Leiter bei ihrer 
Durchsetzung zu unterstützen und sie kon- 
sequent einzuhalten. Die Erfüllung der 
Brandschutzaufgaben ist in geeigneter 
Form ständig zu kontrollieren. Die Verhal- 
tensanordnung Brandschutz vom 8. Juni 
1982 enthält die allgemeinen Verhaltensan- 
forderungen im Brandschutz für alle Bür- 
ger. Das brandschutzgerechte Verhalten in 
Betrieben und Einrichtungen sowie bei der 
Erfüllung von Arbeitsaufgaben ist unerläß- 
lich, weil es dazu beiträgt, den für die 
Volkswirtschaft geplanten Leistungsanstieg 
zu erreichen. 


3.4.4. 

Aufgaben und Verhalten bei Eintritt 
eines Brandes 

Im § 12 des Brandschutzgesetzes wird auf 
die Pflichten aller Bürger zur schnellen Be- 
kämpfung von entstandenen Bränden hin- 
gewiesen. Zu den Pflichten gehören die 
Alarmierung der Feuerwehr und, soweit es 
dem Büger möglich ist, das Retten von ge- 
fährdeten Menschen, der Schutz und die 
Bergung von Sachen sowie die Brandbe- 
kämpfung. 

Bei Ausbruch eines Brandes ist schnell und 
besonnen nach folgenden Grundsätzen zu 
handeln: 

• Sofort über Feuermelder oder Feuer- 
wehr-Notruf die zuständige Feuerwehr 
alarmieren! 

• Einsatzkräfte der Feuerwehr über noch 
im Brandobjekt befindliche Personen, 
die genaue Lage des Brandortes sowie 
über vorhandene Besonderheiten zur 
Bauweise des Objektes und zum tech- 
nologischen Prozeß informieren! 
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• Brandbekämpfung mit den Geräten 
aufnehmen, die zur Verfügung stehen! 

• Menschenrettung geht vor Brandbe- 
kämpfung! Meist ist beides gleichzeitig 
durchzuführen. 

• Wenn notwendig, mit der Evakuierung 
beginnen! 

• Türen und Fenster des Brandraumes 
geschlossen halten, bis mit der Brand- 
bekämpfung begonnen wird! Dann Tü- 
ren und Fenster des Brandraumes vor- 
sichtig öffnen; Stichflammengefahr! In 
verqualmten Räumen kriechend Vorge- 
hen! Nicht wahllos in die Flammen 
spritzen, sondern Brand von unten 
nach oben löschen! Elektrische Anla- 
gen beachten! Fenster und Türen ande- 
rer Räume nur öffnen, wenn die Be- 
kämpfung oder Evakuierung durch 
starke Rauchentwicklung beeinträchtigt 
wird. 

Nach Eintreffen der Feuerwehr ist den An- 
ordnungen des Einsatzleiters der Feuer- 
wehr Folge zu leisten! 


Der Brandschutz dient der Erhal- 
tung von Leben, Gesundheit und Ei- 
gentum aller Bürger sowie der stö- 
rungsfreien Entwicklung der Volks- 
wirtschaft in der DDR. 

Jeder Bürger ist verpflichtet, 
beim Bemerken eines Brandes sofort 
die Feuerwehr zu alarmieren oder 
die Alarmierung zu veranlassen. So- 
weit es ihm möglich ist, hat er in Ge- 
fahr befindliche Menschen und 
Tiere zu retten, Sachen zu schützen 
und zu bergen sowie den Brand zu 
bekämpfen. 


3. Welche Maßnahmen sind beim Bemerken 
eines Brandes durchzuführen? 


4. Prüfen Sie, welche speziellen Brandschutz- 
bestimmungen es in Ihrem Betrieb gibt! 


5. Erläutern Sie, welche Bedeutung der Brand- 
schutz für die weitere Entwicklung der sozia- 
listischen Gesellschaft hat! 


Übersicht über wichtige Rechtsvorschriften 

- Kapitel 1, 2 und 10 des Arbeitsgesetz- 
buches der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 16. Juni 1977 (GBl. I 
Nr.18S.214). 

- Arbeitsschutzverordnung - ASVO - 
vom 1. Dezember 1977 (GBl. I Nr. 36 
S.405). 

- Arbeitsschutzanordnung 5 - Arbeits- 
schutz für Frauen und Jugendliche - 
(GBl. 1/1973 Nr. 44 S.465). 

- Arbeitsschutzanordnung 20/1 — Erste 
Hilfe bei Unfällen und Erkrankungen 
von Werktätigen im Betrieb - vom 
4. August 1969 (GBl. Sonderdruck 
Nr. 636). 

- Gesetz über den Brandschutz in der 
Deutschen Demokratischen Republik — 
Brandschutzgesetz - vom 19. Dezember 
1974 (GB1.I Nr. 62 S.575). 

- Anordnung über allgemeine Verhal- 
tensregeln im Brandschutz, über die 
Evakuierung von Menschen, Bauwer- 
ken sowie über Brandschutzerforder- 
nisse auf Campingplätzen - Verhaltens- 
anordnung Brandschutz — vom 8. Juni 
1982 (GBl. I Nr. 29 S.532). 


Aufgaben 

1. Erklären Sie, welche Pflichten jeder Bürger 
auf dem Gebiet des Brandschutzes hat! 


2. Überlegen Sie, wodurch Sie an Ihrem Ar- 
beitsplatz zur Verhütung von Bränden bei- 
tragen können! 



4 . 

Die Verantwortung und Mitwirkung 
der Bürger im Umweltschutz 


4 . 1 . 

Die wichtigsten Rechtsgrundsätze 
und Aufgaben 

des Umweltschutzes in der DDR 

4 . 1 . 1 . 

Umweltschutz 

als Verfassungsauftrag 

Die Umwelt wirkt in bedeutendem Maße 
auf die Gesundheit und das Wohlbefinden 
der Menschen ein. Sie ist Lebens- und Pro- 
duktionsgrundlage und deshalb von aus- 
schlaggebender Bedeutung für die geplante 
Leistungssteigerung der Volkswirtschaft 
der DDR in den kommenden Jahren. 
Umweltschutz und -gestaltung haben einen 
großen Einfluß auf die Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität. Sie tragen dazu bei, das 
materielle und kulturelle Lebensniveau des 
Volkes weiter zu erhöhen, die wachsenden 
materiellen und 'kulturellen Bedürfnisse 
der Werktätigen immer besser zu befriedi- 
gen und die Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen planmäßig zu verbessern. 

Der Umweltschutz ist in der DDR für je- 
den Bürger Verfassungsauftrag! 

Alle Bürger sind verpflichtet, im Interesse 
der heutigen und der künftigen Generatio- 
nen die heimatliche Natur zu schützen so- 
wie die Naturreichtümer umsichtig und 
wirtschaftlich zu nutzen. 

Im Artikel 15 der Verfassung der DDR 
heißt es: r 


§ „Im Interesse des Wohlergehens der Bür- 
ger sorgen Staat und Gesellschaft für 
den Schutz der Natur. Die Reinhaltung 
der Gewässer und der Luft sowie der 
Schutz der Pflanzen- und Tierwelt und 
der landschaftlichen Schönheiten der 
Heimat sind durch die zuständigen Or- 
gane zu gewährleisten und sind darüber 
hinaus auch Sache jedes Bürgers . 44 

Der Umweltschutz umfaßt alle Forderun- 
gen, Maßnahmen und Mittel, die den 
Schutz der Umwelt zum Ziel haben. Der 
sozialistische Umweltschutz ist ein wichti- 
ger Bestandteil der sozialistischen Landes- 
kultur. 

Zur Landeskultur gehören außer dem Um- 
weltschutz die planmäßige und sinnvolle 
Nutzung und Gestaltung der Natur im In- 
teresse der werktätigen Menschen. Die 
wichtigsten Bereiche der Umwelt des Men- 
schen werden in der Abb. 4.1. dargestellt. 
Die natürliche Umwelt gehört zu den wich- 
tigsten Quellen des materiellen Reichtums, 
der Gesundheit und Lebensfreude des 
Menschen. 

In unserer Gesellschaft wird deshalb dem 
Umweltschutz große Bedeutung beigemes- 
sen. In den Beschlüssen der SED, der Ver- 
fassung und den Gesetzen unseres soziali- 
stischen Staates sind Maßnahmen für die 
Reinhaltung der Gewässer, die Nutzung 
und den Schutz des Bodens, die Reinhal- 
tung der Luft, die Minderung des Lärms 
sowie die Beseitigung und Verwendung 
von Siedlungsmüll und industriellen Ab- 
produkten festgelegt. Dadurch sollen die 
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Abb. 4.1 . 

Die Umwelt des Men 
sehen in ihrer Wechsel- 
wirkung zwischen natür- 
licher und gesellschaftli- 
cher Umwelt 


natürlichen Ressourcen für die sozialisti- 
sche Gesellschaft rationeller genutzt und 
die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Bürger verbessert werden. 

Der Schutz der natürlichen Umwelt ist zu 
einer weltweiten Aufgabe geworden. Alle 
Länder haben in mehr oder weniger star- 
kem Maße Probleme mit der Umweltver- 
schmutzung. Sie bestehen vor allem auf 
den Gebieten der Wasser- und Luftverun- 
reinigung. Die Probleme des Umweltschut- 
zes können nur durch eine breite interna- 
tionale Zusammenarbeit gelöst werden. 
Die Länder der sozialistischen Staatenge- 
meinschaft arbeiten deshalb auch beim 
Umweltschutz eng zusammen. Sie bemü- 
hen sich zugleich um eine enge Zusammen- 
arbeit mit kapitalistischen Staaten, um 
dringliche Umweltprobleme zu lösen. 

Die Erhöhung des materiellen und kultu- 
rellen Lebensniveaus des Volkes ist Aus- 
gangspunkt aller Maßnahmen des soziali- 
stischen Umweltschutzes. Es geht um die 
weitere Verbesserung und effektive Nut- 
zung der natürlichen Lebens- und Produk- 
tionsgrundlagen der Gesellschaft, die Er- 
haltung und Verschönerung der sozialisti- 
schen Heimat und die Vervollkommnung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Menschen. 

Da es keinen Bereich des gesellschaftli- 
chen Lebens gibt, der nicht auf irgendeine 
Weise mit den Aufgaben des Umweltschut- 
zes verbunden ist, hat die Regierung der 
DDR die Aufgaben, Pflichten und Befug- 
nisse aller Beteiligten im Umweltschutz in 
Rechtsvorschriften exakt bestimmt. 

Die Volkskammer erließ eine Reihe von 
Gesetzen für die staatlichen und wirt- 
schaftsleitenden Organe, Kombinate, Be- 


triebe und alle Bürger, die ausschließlich 
oder vorwiegend dem Umweltschutz und 
der Umweltgestaltung dienen. Dazu gehört 
auch das Gesetz über die planmäßige Ge- 
staltung der sozialistischen Landeskultur in 
der Deutschen Demokratischen Republik 
- Landeskulturgesetz - vom 14. Mai 1970 
(GBl. I Nr. 12 S. 67). 

Das Landeskulturgesetz legt fest, Land- 
schafts- und Naturschutzgebiete zu schaf- 
fen; Gewässer und Wälder zu pflegen und 
zu nutzen; Erholungsgebiete zu entwickeln 
und die Bebauung von Uferzonen zu ver- 
hindern; Tiere und Pflanzen zu schützen; 
den Boden zu meliorieren; die Luft rein zu 
halten; Abprodukte zu erfassen, zu verwer- 
ten oder zu beseitigen und den Lärmschutz 
zu garantieren. . 

Zur Durchführung des Landeskulturgeset- 
zes und der anderen für den Umweltschutz 
wichtigen Gesetze (z. B. Wassergesetz, 
Jagdgesetz, Berggesetz) haben die zentra- 
len Staatsorgane zahlreiche Durchfüh- 
rungsverordnungen und Durchführungsbe- 
stimmungen erlassen. 

Welche Bedeutung dem Umweltschutz zu- 
kommt, zeigt sich auch darin, daß alle 
Maßnahmen des Umweltschutzes in der 
DDR fester Bestandteil der Volkswirt- 
schafts- und Fünfjahrpläne sind. Sie wer- 
den in die Planberatung einbezogen und 
wie die Produktionsaufgaben abgerechnet 
und kontrolliert. 

Bei der Rationalisierung, der Rekonstruk- 
tion und bei der Erweiterung von Produk- 
tionskapazitäten werden die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Werktätigen durch 
die Anwendung moderner, den Erforder- 
nissen des Umweltschutzes entsprechen- 
der, leistungsfähiger Technologien weiter 
verbessert. 
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■ In der Anlage zur Behandlung der Abwässer 
in Neubrandenburg wird durch den Einbau 
elektronischer Steuerelemente der Sauer- 
stoffeintrag in .die Abwasserreinigungsbek- 
ken (Belebungsbecken) automatisch gere- 
gelt. Dadurch wird der Sauerstoff effektiver 
genutzt; Arbeitskräfte und Energie werden 
eingespart. 


4 . 1 . 2 . 

Einige wichtige Bereiche 
des Umweltschutzes 

Schutz der Gewässer 

Der umfassende Schutz ist die Vorausset- 
zung für die Nutzung der Gewässer im In- 
teresse der Gesellschaft. 

§ 24 des Landeskulturgesetzes legt fest: 

§ „Die Gewässer einschließlich des Grund- 
wassers sind als eine unersetzliche 
Grundlage des gesellschaftlichen Repro- 
duktionsprozesses, insbesondere für die 
Versorgung mit Trinkwasser und die 
Deckung des Bedarfs an Betriebswasser 
sowie Bewässerungswasser für die sozia- 
listischen Landwirtschaftsbetriebe, für 
die Binnenschiffahrt und die Fischerei- 
wirtschaft rationell zu nutzen und zu 
schützen.“ 

Von entscheidender Bedeutung für die Be- 
wirtschaftung der Gewässer ist, daß keine 
unkontrollierte Zuführung von Wasser- 
schadstoffen durch die Industrie, Land- 
wirtschaft und die Bevölkerung erfolgen 
darf. Die staatlichen und wirtschaftsleiten- 
den Organe, Kombinate, Betriebe, Genos- 
senschaften und Einrichtungen haben 
Maßnahmen zur Reinhaltung der Gewäs- 
ser, zur Abwasserreinigung sowie zur Be- 
handlung von Abprodukten so vorzuneh- 
men, daß eine systematische Verbesserung 
der Gewässer im Sinne des Landeskultur- 
gesetzes erfolgt. 

Die Volkskammer der DDR hat im Jahre 
1982 ein spezielles Wassergesetz erlassen, 
das konkrete Festlegungen zur Nutzung 
des Wassers und der Gewässer für die Ver- 


sorgung der Bevölkerung, der Volkswirt- 
schaft und der anderen Bereiche der Ge- 
sellschaft enthält. Weiterhin haben alle 
Bürger die durch die örtlichen Staatsor- 
gane festgelegten Trinkwasserschutzge- 
biete zu respektieren. 

Der Wasserhaushalt der DDR ist außeror- 
dentlich angespannt. Die künftige bedarfs- 
gerechte Versorgung der Bevölkerung, In- 
dustrie und Landwirtschaft mit Wasser, der 
Schutz vor schädigenden Einflüssen kön- 
nen nur durch zielgerichtete wasserwirt- 
schaftliche Maßnahmen, wie rationelle Be- 
wirtschaftung der Wasservorräte, Senkung 
des Wasserbedarfs, Erhöhung der Leistun- 
gen in den Wasserwerken und Kläranla- 
gen, Küstenschutz, neue Methoden der Ab- 
wasserbehandlung usw., gesichert werden. 
Auch die zunehmende Meeresverunreini- 
gung, besonders die Verunreinigung der 
Küstengewässer, muß künftig noch stärker 
beachtet werden. 

Die umfassende Intensivierung schließt die 
höhere Veredlung der Rohstoffe, die Ein- 
sparung von Material aller Art, aber auch 
die rationelle, jegliche Verschwendung aus- 
schließende Anwendung von Energie und 
Wasser ein. 

Schutz der Luft 

Die Luft wird vor allem durch kohle- und 
ölbeheizte häusliche und industrielle Anla- 
gen und durch Abgase von Kraftfahrzeu- 
gen verunreinigt. Auf diesem Gebiet sind 
in der DDR noch eine Reihe von Aufgaben 
und Problemen, besonders in den indu- 
striellen Ballungsgebieten, zu lösen. 

Im § 29 des Landeskulturgesetzes heißt es: 

§ „Die Reinhaltung der Luft von Staub, 
Abgasen und Gerüchen ist eine ständige 
Aufgabe der Staats- und Wirtschaftsor- 
gane sowie der Betriebe im Zusammen- 
wirken mit der Nationalen Front, den ge- 
sellschaftlichen Organisationen und den 
Bürgern.“ 

Luftverunreinigungen führen zu erheblichen 
Belästigungen, zu gesundheitlichen Schäden 
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und zu Schäden in der Volkswirtschaft, vor 
allem in der Land- und Forstwirtschaft, aber 
auch an Industrieanlagen. Ständig nimmt die 
Konzentration an Verunreinigungsstoffen zu, 
die den Abgasen von Kraftfahrzeugen ent- 
stammen. 

Zur Reinhaltung der Luft sind effektive 
Abgasreinigungsverfahren, auch zur Ent- 
schwefelung von Rauchgasen, zu entwik- 
keln. 

Die seit dem l.März 1983 geltende Rechts- 
vorschrift zur Begrenzung, Überwachung 
und Verminderung der Emissionen von 
Verbrennungsmotoren regelt neu, daß alle 
Betriebe und Bürger, die entsprechende 
Fahrzeuge oder Anlagen betreiben, diese 
mindestens einmal jährlich überprüfen las- 
sen müssen, damit die Vergaser-, Zünd- 


und Einspritzpumpen richtig eingestellt 
werden. 

Schutz des Bodens 

Der Boden ist Rohstoffquelle für die Pro- 
duktion und Ursprung fast aller materiel- 
len Güter sowie Grundlage der Pflanzen- 
und Tierwelt, Behälter und natürlicher Rei- 
niger des Wassers. Er ist Quelle der Schön- 
heiten und Reichtümer der Natur, die für 
die Gesunderhaltung, die Wiederherstel- 
lung der Gesundheit und für die Erholung 
der Menschen von erheblicher Bedeutung 
sind. Die ständige Steigerung der Boden- 
fruchtbarkeit ist eine der vordringlichsten 
Aufgaben unserer Landwirtschaft in den 
nächsten Jahren. 


Tabelle 4.1. Aufgaben , Ziele und Nutzen des sozialistischen Umweltschutzes 


Aufgaben Ziele Nutzen 


• Sinnvolle Gestaltung der 
natürlichen Umwelt 

• Entwicklung, Schutz und 
Pflege der Landschaft, ih- 
rer Tier- und Pflanzenwelt 

• Rationelle Nutzung und 
Schutz des Bodens 

e Rationelle Nutzung und 
Schutz der Gewässer 

• Rationelle Nutzung und 
Schutz der Wälder 

• Reinhaltung der Luft 

• Schutz vor Lärm 

• Nutzbarmachung und 
schadlose Beseitigung der 
Abprodukte 


• Erhaltung, 

Verbesserung 

und effektive Nutzung 
der natürlichen Lebens- 
und Produktionsgrundlagen 
der Gesellschaft 

• Verschönerung 
der sozialistischen 
Heimat 

• weitere Verbesserung 
der Arbeits- 
und Lebens- 
bedingungen 

der Menschen 

• Beitrag zur Durchsetzung 
der 10 Schwerpunkte 

der ökonomischen Strategie 
der 80er Jahre 


• Erhaltung und Förde- 
rung der Gesundheit 
und des Wohlbefindens 
der Bürger 

• Förderung der Erho- 
lung und Freizeitgestal- 
tung, Befriedigung kul- 
tureller und ästheti- 
scher Bedürfnisse 

• Erhaltung, Wiederher- 
stellung und Steigerung 
der Nutzbarkeit und 
Produktivität natürli- 
cher Ressourcen 

• Minderung volkswirt- 
schaftlicher Schäden 
und Erhöhung des Na- 
tionaleinkommens 
durch Verwertung und 
schadlose Beseitigung 
von Abprodukten 


• Fortbestehen nützlicher 
und seltener Tier- und 
Pflanzenarten sowie Er- 
haltung kulturge- 
schichtlich und wissen- 
schaftlich bedeutender 
Landschaftsteile 
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Der Boden ist deshalb wirksam zu schüt- C „Die Erhaltung, Pflege und Verbesse- 

zen, und durch die umfassende Anwen- o rung sowie die rationelle gesellschaftli- 

dung von Wissenschaft und Technik in der che Nutzung des Bodens als eine wichtige 

Land- und Forstwirtschaft sind höhere Er- Grundlage für die Gestaltung der Um- 
träge und Leistungen zu erzielen. weit- und Lebensbedingungen der Bürger 

und unersetzliches Hauptproduktions- 
Das Landeskulturgesetz legt im § 17 fest: mittel der Land- und Forstwirtschaft sind 

Tabelle 4.2. Verunreinigungssubstanzen für Wasser, Luft und Boden 

Verunreinigungssubstanzen 

Wirkungen 

Hauptquellen 

Wasser 

Bakterien, Viren u.a. 

Gesundheitsgefährdung 

häusliches Abwasser, 

Organismen 


tierische Abfälle, Müll 

Fäulnisfähige organische 

Fischsterben, geruchs- 

häusliches Abwasser, 

Substanzen 

intensiv und unansehnlich 

Industrieabwässer 

Mineralische Nährstoffe 

Gesundheitsgefährdung 

Haus- und Industrie- 

(z.B. Phosphate, Nitrate) 


abwässer, Landwirtschaft 

Giftige Substanzen 

Fischsterben, Gesundheits- 

Industrieabwässer, 

(z.B. Metallsalze, 
synthetische Chemikalien) 

gefährdung 

Landwirtschaft 

Radioaktive Substanzen 

Gesundheitsgefährdung 

Industrieabwässer, Fall-out 
(radioaktiver Niederschlag) 

Luft 



Schwebestoffe, 

Beschmutzung, 

Industrie, Verbrennungs- 

Rauch 

Gesundheitsgefährdung 

vorgänge 

Kohlenwasserstoffe 

Smog (entzündliche Augen- 

Kraftfahrzeuge, erdöl- 


reizungen, Herabminderung 
der Sicht, Vegetations- 
schäden) 

verarbeitende Industrie 

1 

Kohlenmonoxid 

Vergiftungen 

Kraftfahrzeuge, unvoll- 
ständige Verbrennung 

Schwefeldioxid 

Korrosion, Geruch, Vege- 

Verbrennungsvorgänge, 


tationsschäden, Gesund- 
heitsgefährdung 

Industrie 

Blei 

Gesundheitsgefährdung 

Kraftfahrzeuge 

Boden 



Kohlenwasserstoff- 

Verseuchung der Pflanzen 

Pestizide, Herbizide 

verbindungen 

und Eintritt in die Nah- 
rungskette 


Mineralöle 

Verseuchung von Boden, 

Industrie, Landwirtschaft 


Grundwasser 


Nitrate 

Gesundheitsgefährdung 
durch Wasserverunreinigung 

Düngemittel 

Schwermetalle 

Speicherung in den Pflanzen 
und Eintritt in die Nahrungs- 
kette 

Pestizide 
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eine ständige Aufgabe der Staats- und 
Wirtschaftsorgane sowie der Betriebe im 
Zusammenwirken mit der Nationalen 
Front, den gesellschaftlichen Organisa- 
tionen und den Bürgern.“ 

Im Landeskulturgesetz werden weiterhin 
die Aufgaben für die Nutzung des Bodens 
und die Nutzungspflicht (§ 18), die Erhö- 
hung der Bodenfruchtbarkeit (§ 19), den 
Schutz des Bodens vor Schadwirkungen 
durch Wind und Wasser (§ 20) und den 
Schutz des land- und forstwirtschaftlich ge- 
nutzten Bodens vor ungerechtfertigtem 
Entzug (§21) festgelegt. 

■ Die DDR gehört zu den Ländern Europas, 
die nur eine geringe landwirtschaftliche 
Nutzfläche zur Ernährung der Bevölkerung 
besitzen. Der Boden wird in der DDR zu 
60 % landwirtschaftlich genutzt. Je Kopf der 
Bevölkerung stehen aber nur 0,37 ha zur 
Verfügung, d. h., von einem Hektar müssen 
drei Menschen ernährt werden. 

Die wichtigsten Verunreinigungssubstan- 
zen für Wasser, Luft und Boden sind in Ta- 
belle 4.2. zusammengefaßt. 

Das Landeskulturgesetz und andere 
Rechtsvorschriften enthalten auch Rege- 
lungen über die Abwehr bestimmter Ge- 
fährdungen des Menschen und seiner na- 
türlichen Umwelt, so z. B. 

- den Schutz vor Lärm (§§ 34 ff. Landes- 
kulturgesetz); 

- die schadlose Beseitigung oder Nutz- 
barmachung von Abprodukten (§ 32 ff. 
Landeskulturgesetz). 


Die wichtigsten Aufgaben des Um- 
weltschutzes bestehen in der Erhal- 
tung, der Pflege, dem Schutz und 
der rationellen Nutzung der natürli- 
chen Umwelt. Der Umweltschutz 
hat das Ziel, in Verbindung mit Ra- 
tionalisierungs- und Rekonstruk- 
tionsmaßnahmen durch Anwendung 
moderner Technologien und Verfah- 
ren das kontinuierliche Wachstum 


der Volkswirtschaft und die ständige 
Verbesserung der Arbeits- und Le- 
bensbedingungen aller Bürger si- 
chern zu helfen. 


Aufgaben 

1. Erläutern Sie an Beispielen die Bedeutung 
der natürlichen Umwelt und deren Schutz 
für die Produktion materieller Güter sowie 
die Gesunderhaltung der Menschen! 


2. Beweisen Sie anhand wichtiger Rechtsvor- 
schriften, daß alle Bürger zum Umwelt- 
schutz verpflichtet sind! 


3. Zeigen Sie an einem Beispiel aus Ihrem Aus- 
bildungsbetrieb, wie wichtige rechtliche Re- 
gelungen zum Umweltschutz eingehalten 
werden! 


4 . 2 . 

Mitwirkung der Bürger beim 
Schutz der natürlichen Umwelt 

Im § 6 des Landeskulturgesetzes wird dazu 
gesagt: 

§ „Die Staats- und Wirtschaftsorgane und 
die Betriebe sind dafür verantwortlich, in 
Zusammenarbeit mit der Nationalen 
Front sowie den gesellschaftlichen Orga- 
nisationen vielfältige Möglichkeiten zur 
Mitwirkung der Bürger bei landeskultu- 
rellen Maßnahmen zu entwickeln, ihre 
Initiative zu fördern und sie in die Kon- 
trolle der Durchführung dieser Maßnah- 
men einzubeziehen.“ 

Daraus leiten sich viele Aufgaben und 
Möglichkeiten der Bürger für die Mitwir- 
kung beim Umweltschutz ab. Solche Mög- 
lichkeiten sind z. B. 

- die Beteiligung an Beratungen über 
Probleme des Umweltschutzes, Einga- 
ben, Hinweise und Vorschläge der Bür- 
ger zum Umweltschutz; 
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— die Beteiligung am sozialistischen Wett- 
bewerb und an der Neuerer- und Ratio- 
nalisatorenbewegung zur Lösung von 
Umweltschutzproblemen ; 

- die ehrenamtliche Übernahme be- 
stimmter Aufgaben (Naturschutzbeauf- 
tragte, Naturschutzhelfer, ehrenamtli- 
che Helfer zur Kontrolle der Reinhal- 
tung der Gewässer, Hygieneaktivs, Rei- 
nigung und Pflege von Grünflächen). 

Jeder Bürger muß zur Erhaltung seiner ei- 
genen Existenzgrundlage und der der ge- 
samten Gesellschaft verantwortungsbe- 
wußt im Sinne des Umwelt- und Gesund- 
heitsschutzes handeln. 

Dabei geht es besonders um Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen und zur Erhöhung der Pro- 
duktion. Welche Möglichkeiten die Bürger 
und vor allem die Jugendlichen haben, sol- 
len einige Beispiele zeigen: 

■ In der beruflichen Ausbildung und in der 
MMM-Bewegung konnten Lehrlinge den 
Lärm geräuschintensiver Maschinen auf ein 
erträgliches Maß reduzieren. Unter Anlei- 
tung ermittelten sie den Lärmpegel, entwar- 
fen Konstruktionspläne für schalldämp- 
fende Kapseln nach gut durchdachten medi- 
zinischen und ökonomischen Gesichtspunk- 
ten und bauten selbst die Kapseln für die 
entsprechenden Maschinenteile. 

■ Viele FDJ-Gruppen der Land-, Forst- und 
Nahrungsgüterwirtschaft haben bei der An- 
lage von Flurgehölzen geholfen oder solche 
Gehölze (Hecken, Baumgruppen, Baumrei- 
hen entlang von Wasserläufen und Straßen) 
selbst angelegt und in Pflege genommen. 
Die Jugendobjekte der Melioration haben 
sich seit langem bewährt und sind ein wichti- 
ger Beitrag zur Lösung landeskultureller 
Aufgaben des Umweltschutzes. 

■ In der berufspraktischen Ausbildung kann 
der Reinheitsgrad eines Kulturbodens, Ge- 
wässers oder der Luft über längere Zeit kon- 
tinuierlich überprüft werden. Mit einfachen 
Verfahren lassen sich der Grad der Verunrei- 
nigung der Abwässer und deren Inhalts- 
stoffe (einschließlich Schadstoffe) feststel- 
len. Dadurch wird das Verständnis für Um- 


weltfragen bei den Jugendlichen vertieft, 
und es bilden sich umweltfördernde Verhal- 
tensweisen heraus. 

■ Alle Bürger einschließlich der Jugendlichen 
haben im Betrieb über ihre Gewerkschaften 
und die FDJ, durch ihre eigene Tätigkeit so- 
wie im Wohngebiet über die Ausschüsse der 
Nationalen Front das Recht und die Pflicht, 
auf die Durchführung notwendiger Maßnah- 
men zum Umweltschutz einzuwirken, an ih- 
rer Verwirklichung mitzuwirken und ihre 
Realisierung zu kontrollieren. 

Viele Bürger in der DDR haben die Not- 
wendigkeit des Umweltschutzes erkannt 
und handeln danach. In den Fällen jedoch, 
in denen Bürger und Betriebe aus Nachläs- 
sigkeit oder Rücksichtslosigkeit Pflichten 
im Umweltschutz verletzen, kann mit staat- 
lichen Maßnahmen ein pflichtgemäßes 
Handeln durchgesetzt werden. 

Pflichten der Betriebe und Bürger zum 
Schutz der Umwelt sind außer in der Ver- 
fassung, den Gesetzen der Volkskammer 
und den Rechtsvorschriften anderer zentra- 
ler Staatsorgane (Ministerrat, Ministerien) 
in den Stadt- oder Gemeindeordnungen ent- 
halten. 

Zur Durchsetzung aller dieser Pflichten 
können die staatlichen Organe, wenn das 
in Gesetzen und Rechtsvorschriften zentra- 
ler staatlicher Organe vorgesehen ist, Auf- 
lagen erteilen. Auflagen staatlicher Organe 
verpflichten (im Unterschied zur Rechts- 
vorschrift, die sich an alle Betriebe und 
Bürger wendet) einzelne Betriebe oder Bür- 
ger zu einem bestimmten Verhalten. 

In den Fällen, in denen das in der Rechts- 
vorschrift vorgesehen ist, können Betriebe 
oder Bürger für die Verletzung von Rechts- 
pflichten oder die Nichterfüllung von Auf- 
lagen zur Verantwortung gezogen werden. 
Zum Beispiel ist in bestimmten Rechtsvor- 
schriften vorgesehen, daß 

• von Betrieben Gelder zu entrichten 
sind, wenn die Grenzwerte der Luft- 
oder Gewässerverunreinigung über- 
schritten werden; 

• von Betrieben Mehraufwendungsersatz 
an die Räte der Gemeinden oder Städte 
zu leisten ist, wenn der Betrieb Straßen 
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so verschmutzt hat, daß zusätzliche Rei- 
nigungsarbeiten erforderlich sind; 

• von Betrieben oder Bürgern Schadener- 
satz zu leisten ist, wenn durch Verstöße 
gegen Pflichten zum Umweltschutz 
Schaden angerichtet wird; 

• Bürger (auch Verantwortliche der Be- 
triebe) mit Ordnungsstrafen belegt wer- 
den können, wenn sie vorsätzlich oder 
fahrlässig durch Ordnungswidrigkeiten 
die Umwelt oder das Gemeinschafts- 
leben stören oder Auflagen nicht erfüllen ; 

• Werktätige im Betrieb disziplinarisch 
zur Verantwortung gezogen werden, 
wenn sie Arbeitspflichten verletzen, 
die zugleich dem Umweltschutz dienen. 

Auch strafrechtliche Verantwortlichkeit 

(vgl. Abschnitt 5.1.3.) ist möglich. 

Im § 191a des StGB heißt es: 

§ „Wer vorsätzlich unter Verletzung ge- 
setzlicher oder beruflicher Pflichten eine 
Verunreinigung des Bodens, des Wassers 
oder der Luft mit schädlichen Stoffen 
oder mit Krankheitserregern verursacht 
oder verunreinigtes Trink- oder Brauch- 
wasser abgibt und dadurch fahrlässig 
eine Gemeingefahr herbeiführt, wird mit 
Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung 
oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah- 
ren bestraft.“ 


Die Bürger des sozialistischen Staates 
haben auf der Grundlage der Rechts- 
vorschriften vielfältige Möglichkeiten 
zum Schutz der natürlichen Umwelt. 
Um diese Möglichkeiten zu realisie- 
ren, müssen sie sich konkrete Kennt- 
nisse auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes aneignen und umfassend 
über die Probleme und Maßnahmen 
im Umweltschutz informiert werden. 
Mit der zunehmenden ökonomischen 
Stärke der sozialistischen Gesellschaft 
und dem wissenschaftlich-techni- 
schen Fortschritt ergeben sich günsti- 
gere Bedingungen für den wirksamen 
Schutz der Umwelt. 


Aufgaben 

1. Begründen Sie, warum der Schutz des Was- 
sers, der Luft und des Bodens die vordring- 
lichsten Aufgaben im Umweltschutz sind! 


2. Stellen Sie fest, welche Festlegungen zum 
Umweltschutz die Stadt- oder Gemeindeord- 
nung Ihres Wohnortes enthält! 


3. Zeigen Sie Möglichkeiten auf, wie Sie wäh- 
rend der Arbeit und der Freizeit zum Schutz 
der Umwelt beitragen können! 


Übersicht über wichtige Rechtsvorschriften 

- Gesetz über die planmäßige Gestaltung 
der sozialistischen Landeskultur in der 
DDR - Landeskulturgesetz - vom 
14. Mai 1970 (GB1.I Nr.12S.67). 

- Gesetz über die örtlichen Volksvertre- 
tungen und ihre Organe in der DDR 
vom 12. Juli 1973 (GB1.I Nr.32 S.313). 

- Zweite Durchführungsbestimmung zur 
fünften Durchführungsverordnung zum 
Landeskulturgesetz - Begrenzung, 
Überwachung und Verminderung der 
Emission von Verbrennungsmotoren 
vom 15. Februar 1983 (GBl. I Nr. 5 
S.52). 

- Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBl. I 
Nr. 26 S. 467). 
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5 . 

Die Verantwortung und Mitwirkung 
der Bürger bei der Verhütung 
und Bekämpfung von Straftaten 


5 . 1 . 

Die Verhütung und Bekämpfung 
von Straftaten als objektives 
Erfordernis bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft 
in der DDR 

5 . 1 . 1 . 

Aufgaben der sozialistischen 
Gesellschaft bei der Bekämpfung 
der Kriminalität 

In der sozialistischen Gesellschaft steht der 
Mensch im Mittelpunkt aller Bemühungen 
des Staates. Es wird alles getan für das 
Wohl des Volkes, für die allseitige Ent- 
wicklung aller Mitglieder der sozialisti- 
schen Gesellschaft zu sozialistischen Per- 
sönlichkeiten. Dabei nehmen auch die Er- 
ziehung zurückgebliebener Bürger und die 
Bekämpfung von Rechtsverletzungen aller 
Art einen wichtigen Platz ein. 

Insbesondere Strafrechtsverletzungen sind 
Ausdruck individueller Zurückgeblieben- 
heit bestimmter Menschen hinter dem er- 
reichten gesellschaftlichen Entwicklungs- 
stand. Zugleich stellen sie die schärfste 
Form des individuellen Angriffs gegen 
grundlegende gesellschaftliche Verhält- 
nisse im Sozialismus dar. Straftaten sind 
wegen ihrer objektiven Gefährlichkeit und 
Schädlichkeit ein Hemmnis in der Ent- 
wicklung der sozialistischen Gesellschaft. 
Darum werden Strafrechtsverletzungen 
entschieden bekämpft. 


Der Kampf gegen alle Rechtsverletzungen 
ist in der sozialistischen Gesellschaft keine 
alleinige Aufgabe von Kriminalpolizei, 
Staatsanwaltschaft und Gericht, sondern 
eine Aufgabe, die von allen Mitgliedern 
der Gesellschaft gelöst werden muß. 

Die Verfassung der DDR und andere 
Rechtsvorschriften verpflichten alle Bür- 
ger, sich an diesem Kampf zu beteiligen. 
Jeder einzelne kann und muß dazu beitra- 
gen, daß die Ursachen und Bedingungen 
für rechtswidriges Verhalten sowie Fehler 
und Versäumnisse, die zu Rechtsverletzun- 
gen führen können, aufgedeckt und besei- 
tigt werden. Auch die Jugendlichen haben 
die Aufgabe, Rechtsverletzungen kompro- 
mißlos entgegenzutreten, sich persönlich 
dafür einzusetzen, daß überall eine offene 
und kritische Atmosphäre herrscht, in der 
für Rechtsverletzungen kein Platz ist. 

Das sozialistische Strafrecht ist ein wichti- 
ges rechtliches Instrument, das der soziali- 
stische Staat zur Vorbeugung und zur plan- 
mäßigen Bekämpfung von Strafrechts Ver- 
letzungen sowie zur wirksamen Erziehung 
der Strafrechtsverletzer einsetzt. 

Im sozialistischen Strafrecht ist festgelegt, 
daß Handlungen, die gegen Grundinteres- 
sen der sozialistischen Gesellschaft, des so- 
zialistischen Staates und jedes einzelnen 
Bürgers gerichtet sind, bestraft werden. 

Gegen Grundinteressen unseres Staates 
wird verstoßen, wenn die Souveränität der 
DDR, der Frieden, Grundfreiheiten und 
-rechte der Bürger, das sozialistische Ei- 
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gentum und die Volkswirtschaft sowie wei- 
tere, für das gesellschaftliche Zusammenle- 
ben unverzichtbare soziale Grundverhält- 
nisse angegriffen und verletzt werden. Der 
Schutz aller sozialistischen Errungenschaf- 
ten und Werte gewinnt zunehmend an Be- 
deutung. Das gilt vor allem auch für den si- 
cheren Schutz aller wirtschaftlichen, wis- 
senschaftlich-technischen und sozialen 
Werte im Arbeitsprozeß. Alle Angriffe ge- 
gen die sozialistischen Errungenschaften 
sind abzuwehren. Diese Aufgabe kann die 
sozialistische Gesellschaft nur als Ganzes 
lösen. Dabei sind die Vorzüge der soziali- 
stischen Gesellschaftsordnung auch für die 
Kriminalitätsvorbeugung und -bekämp- 
fung immer besser zu nutzen. 


5 . 1 . 2 . 

Straftaten 

und ihre Auswirkungen 
auf die Gesellschaft 
und den einzelnen Bürger 

Straftaten reichen von kleinsten Diebstäh- 
len bis zu raffinierten Eigentums- und 
Wirtschaftsverbrechen, von leichten Kör- 
perverletzungen bis zu brutalen Verbre- 
chen gegen das Leben und die Gesundheit 
von Menschen, von Verbrechen gegen den 
sozialistischen Staat bis zum verbrecheri- 
schen Menschenhandel. Alle diese krimi- 
nellen Handlungen sind für die Gesell- 
schaft und jeden einzelnen gefährlich und 
schädlich. 

Die Gefährlichkeit und Schädlichkeit von 
Straftaten zeigt sich in den Betrieben, 
Kombinaten und Genossenschaften z. B. 
darin, daß Strafrechtsverletzungen zu gro- 
ßen ökonomischen Verlusten und Schäden 
führen können. Betrügerische Manipulatio- 
nen mit sozialistischem Eigentum, mit 
Rohstoffen, mit Produkten sowie bei der 
Rechnungslegung, Diebstähle und Verun- 
treuungen und andere kriminelle Handlun- 
gen bewirken, daß die Kontinuität der Pro- 
duktion gestört wird, daß Disproportionen 
und wirtschaftliche Einbußen entstehen, 
daß einzelne Menschen unrechtmäßig Vor- 


teile erlangen und daß das Bewußtsein und 
das Verantwortungsgefühl von Kollektiven 
und einzelnen Werktätigen negativ beein- 
flußt werden. 

Strafrechtsverletzungen, die aus Unacht- 
samkeit, aus Oberflächlichkeit bei der Be- 
dienung teurer Maschinen und Anlagen, 
bei deren Wartung und Pflege resultieren, 
können zu Explosionen, Havarien, Brän- 
den, unter Umständen sogar zu Katastro- 
phen führen. Die direkten Schäden, vor al- 
lem aber die Folgeschäden in Form von 
Produktionsausfällen, Kosten zum Wieder- 
aufbau, Engpässen, Störungen der Koope- 
rationsbeziehungen usw., können so erheb- 
lich sein, daß die Erfüllung von wirtschaft- 
lichen und sozialpolitischen Aufgaben 
ernsthaft gefährdet wird. 

Straftaten sind die gefährlichste Form von 
Rechtsverletzungen im Sozialismus. 

Straftaten sind Handlungen, die sich negativ 
auf die Entwicklung der sozialistischen Ge- 
sellschaft sowie auf die grundlegenden Le- 
bensinteressen und Rechte der Bürger aus- 
wirken. 

Die typischen Merkmale von Straftaten 
sind: 

• Gesellschaftswidrigkeit oder Gesell- 
schaftsgefährlichkeit, 

• politisch-moralische Verwerflichkeit, 

• Strafrechtswidrigkeit, 

• Strafbarkeit. 

Straftaten werden in Verbrechen und Ver- 
gehen unterschieden. 

Verbrechen 

Das typische Merkmal von Verbrechen ist 
ihre Gesellschaftsgefährlichkeit. 

Zu den Verbrechen zählen Kriegsverbre- 
chen, Verbrechen gegen die DDR, vorsätz- 
lich begangene Straftaten gegen das Leben, 
gegen grundlegende Rechte und Interessen 
der Gesellschaft, die eine schwerwiegende 
Mißachtung der sozialistischen Gesetzlich- 
keit und der vom Sozialismus geprägten 
zwischenmenschlichen Beziehungen dar- 
stellen. Verbrechen verletzen in brutaler 
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Weise die Grundsätze menschlichen Zu- 
sammenlebens oder stehen in antagonisti- 
schem Widerspruch zu den Lebensinteres- 
sen aller friedliebenden Menschen. 

Zu den Verbrechen zählen auch die schweren 
Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 
und gegen die Volkswirtschaft der DDR. 
Diese Straftaten werden von Menschen be- 
gangen, die sich skrupellos und brutal über 
grundlegende gesellschaftliche Normen hin- 
wegsetzen, um ihre maßlose Geldgier uncf Ge- 
winnsucht zu befriedigen. Das zeigt sich an 
ihren raffinierten Methoden, an den hohen 
Schadenssummen (in extremen Fällen bis 
in Millionenhöhe) sowie im kriminellen 
Zusammenwirken mehrerer Personen. Die- 
sen Verbrechen gegenüber wird das soziali- 
stische Strafrecht mit aller Konsequenz 
und Härte angewendet. 


Vergehen 

Die bestimmende Eigenschaft der Verge- 
hen ist ihre Gesellschaftswidrigkeit. 
Vergehen sind vorsätzlich oder fahrlässig 
begangene Straftaten, die die Rechte und 
Interessen der Bürger, das gesellschaftliche 
und persönliche Eigentum, die gesell- 
schaftliche und staatliche Ordnung oder 
andere Rechte und Interessen der Gesell- 
schaft schädigen. 

Zu den Vergehen gehören vorsätzlich be 
gangene Straftaten , z. B. Diebstahls- oder 
Unterschlagungshandlungen, Körperver- 
letzungen, Urkundenfälschungen, und 
fahrlässig begangene Straftaten: z. B. fahr- 
lässige Körperverletzungen, fahrlässige 
Verursachung von Bränden, fahrlässige 
Herbeiführung von Verkehrsunfällen und 
Strafrechtsverletzungen ähnlicher Art. 
Vergehen sind in ihrer Gefährlichkeit nicht 
zu unterschätzen, da sie in einzelnen Fällen 
zur Verletzung oder gar Tötung von Men- 
schen sowie zu hohen materiellen Schäden 
führen können. So kann z. B. rücksichtslo- 
ses Verhalten im Straßenverkehr schwere 
Unfälle verursachen. Die Nichtbefolgung 
von Arbeitsschutz-, Brandschutz- und si- 
cherheitstechnischen Bestimmungen kann 
große Gefahren und Schäden für die sozia- 


listische Gesellschaft und einzelne Bürger 
herbeiführen. Derartige Straftaten treten 
noch in erheblichem Umfange auf und ver- 
ursachen jährlich große gesellschaftliche 
und individuelle Schäden und Verluste. 


■ Ein 23jähriger Arbeiter stürzte mit einem Bau- 
gerüst in die Tiefe und erlitt tödliche Verletzun- 
gen, weil ein Bauleiter seine Pflichten aus der 
Arbeitsschutzanordnung verantwortungslos 
verletzt hatte. Der Bauleiter hatte es pflichtwid- 
rig unterlassen, die gesamten tragenden Teile 
des Baugerüstes auch aus der Unteransicht zu 
überprüfen. 

■ Ein Verantwortlicher für ein Kesselhaus ver- 
letzte seine Pflichten für den ordnungsgemäßen 
Betrieb, die Kontrolle der Anlagen und die Ver- 
meidung von Schäden gröblichst, wodurch es 
zu einer Havarie kam. Es entstanden ein hoher 
direkter Sachschaden und ein beträchtlicher 
Folgeschaden. Der Verantwortliche erhielt 
eine hohe Freiheitsstrafe. 

Durch unbefugtes Benutzen von Fahrzeu- 
gen kann fremdes Eigentum beschädigt 
oder vernichtet werden. Durch unachtsa- 
men Umgang mit Feuer und Licht können 
Brände verursacht und durch „dumme 
Streiche“ auf Schienen und Verkehrsanla- 
gen Unfälle oder Katastrophen herbeige- 
führt werden. 

Mit Hilfe des sozialistischen Strafrechts 
wird darauf eingewirkt, derartige straf- 
rechtswidrige Handlungen zu unterbinden. 
Dabei kommt es darauf an, das verantwor- 
tungsvolle Verhalten aller Menschen im- 
mer stärker zu entwickeln. Strafrechtsver- 
letzungen können schließlich nur durch ein 
hohes Verantwortungsbewußtsein und 
durch die sozialistische Gestaltung aller ge- 
sellschaftlichen Beziehungen überwunden 
werden. 


5 . 1 . 3 . 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
und ihre Voraussetzungen 

Jeder Mensch trägt Verantwortung für 
seine Handlungen. Das Maß an Verant- 


wortung wird von den gesellschaftlichen 
Verhältnissen, von der Stellung des Men- 
schen in der sozialistischen Gesellschaft, 
von der beruflichen Ausbildung und dem 
konkreten Aufgabenbereich sowie der Si- 
tuation bestimmt, in der gehandelt werden 
muß. Es ist eine wichtige Grundlage bei 
der Prüfung und Feststellung der individu- 
ellen strafrechtlichen Verantwortlichkeit. 
Das sozialistische Strafrecht bezeichnet 
eine Handlung nur dann als Straftat, wenn 
der Mensch die Möglichkeit gehabt hat, 
verantwortungsbewußt zu handeln, dies 
aber schuldhaft unterlassen hat. 

Der § 5 des Strafgesetzbuches (StGB) for- 
muliert den Grundsatz: 

§ „Eine Tat ist schuldhaft begangen, wenn 
der Täter trotz der ihm gegebenen Mög- 
lichkeiten zu gesellschaftsgemäßem Ver- 
halten durch verantwortungsloses Han- 
deln den gesetzlichen Tatbestand eines 
Vergehens oder Verbrechens verwirk- 
licht.“ 

Eine Straftat begeht, wer veranwortungslos 
handelt, gegen Strafgesetze verstößt und 
sich dadurch gegenüber der Gesellschaft 
schuldig macht. 

Das Schuldigwerden vor der Gesellschaft 
und den Mitbürgern ist die entscheidende 
Voraussetzung für den Eintritt strafrechtli- 
cher Verantwortlichkeit. Daher ist bei jeder 
Straftat die Schuld des einzelnen exakt 
festzustellen. Dazu sind alle Umstände, die 
zur Straftat geführt haben und die im Zu- 
sammenhang mit der Straftat und ihren ne- 
gativen Wirkungen auf die Gesellschaft, 
die zwischenmenschlichen Beziehungen 
usw. stehen, sorgfältig zu untersuchen. Das 
ist auch wichtig, um dem Täter zu zeigen, 
worin sein fehlerhaftes Verhalten bestan- 
den hat, wo seine Schuld liegt. 

Die Schuld eines Straftäters ist offensicht- 
lich, wenn z. B. mit brutaler Gewalt auf an- 
dere Menschen eingeschlagen, gesellschaft- 
liches oder persönliches Eigentum bewußt 
geschädigt, die verantwortungsvolle Arbeit 
staatlicher Organe verunglimpft oder die 


sozialistische Staats- und Gesellschaftsord- 
nung angegriffen wird. Wer derartige 
Handlungen begeht, setzt sich über grund- 
legende sozialistische Verhaltensweisen 
rücksichtslos hinweg. 

Die sozialistische Gesellschaft tritt solchen 
Verhaltensweisen mit Konsequenz und mit 
strengen Maßnahmen entgegen. Straftaten 
sind nach dem Strafrecht der DDR dann 
schuldhaft begangen, wenn Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit vorliegt. 

Vorsatz oder Fahrlässigkeit bestimmen we- 
sentlich die Schwere einer Straftat. Die 
Schwere der Straftat ist der Ausgangspunkt 
für die Festlegung und den Ausspruch von 
Strafen oder anderen Maßnahmen der straf- 
rechtlichen Verantwortlichkeit. 

Bei der Bestimmung der Schwere der 
Schuld ist es daher außerordentlich wich- 
tig, festzustellen, ob eine Straftat vorsätz- 
lich oder fahrlässig begangen worden ist. 
Der Vorsatz ist die schwerste Schuldart, die 
das sozialistische Strafrecht kennt. Das 
Strafgesetzbuch besagt,- daß vorsätzlich 
handelt, wer sich zu der Tat bewußt ent- 
scheidet. 

Die Fahrlässigkeit ist eine Schuldart, bei 
der der Täter aus Disziplinlosigkeit, Nach- 
lässigkeit, Besserwisserei, Mißachtung von 
Vorschriften und Verhaltensregeln unge- 
wollt Schäden oder Gefahren herbeiführt. 
Fahrlässig handelt sowohl derjenige, der 
schädliche Folgen ungewollt herbeiführt, 
weil er leichtfertig mit deren Nichteintritt 
rechnet, als auch derjenige, der durch Ver- 
letzung von Pflichten Schäden herbeiführt, 
mit denen er nicht rechnet, die er aber 
hätte voraussehen müssen und vermeiden 
können. Strafrechtsverletzungen, die fahr- 
lässig begangen werden, sind vielfach das 
Ergebnis von Unbedachtheit, von Kurz- 
schlußreaktionen, auch von jugendlichem 
„Übermut“ oder von Nachlässigkeit. 

In diesen Fällen kommt es besonders dar- 
auf an, wie es im § 5 des Strafgesetzbuches 
heißt, 

§ „...bei der Feststellung der Art und 
Schwere der Schuld... alle objektiven 
und subjektiven Umstände sowie die Ur- 
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Sachen und Bedingungen der Tat zu be- 
rücksichtigen, die den Täter zum verant- 
wortungslosen Handeln bestimmt ha- 
ben“. 

Deshalb sind für die Feststellung der Art 
und Schwere der Schuld des Straftäters im 
wesentlichen folgende Faktoren zu über- 
prüfen: l 

— das Ausmaß der Verletzung der Regeln 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
und des angerichteten Schadens, 

— die gesellschaftliche Bedeutsamkeit der 
verletzten Pflichten oder Verhaltensre- 
geln, 

— die Einstellung zur Tat und die Motive, 

— sein Verhalten, seine Persönlichkeit ins- 
gesamt (Alter, Qualifikation usw.), 

— seine Bereitschaft und seine persönli- 
chen Aktivitäten zur Wiedergutmachung 
des angerichteten Schadens. 

Dies gilt inbesondere für jugendliche Straf- 
täter, deren entwicklungsbedingte Beson- 
derheiten berücksichtigt werden müssen. 
Das sind vor allem ihre Persönlichkeitsent- 
wicklung und die Fähigkeit, das Schädli- 
che, Unerlaubte und Gefährliche der von 
ihnen verübten Tat zu erkennen und sich 
entsprechend zu verhalten. 

Außerordentlich gefährlich sind Straftaten 
unter Einfluß von Alkohol. 

■ Bereits geringe Mengen Alkohol bewirken 
eine negative Beeinflussung des Verhaltens. 
Das zeigt sich an Fehleinschätzungen, man- 
gelnder Selbstkontrolle und überhöhtem 
Selbstwertgefühl. Außerdem treten starke 
Beeinflussungen des Hörvermögens, Störun- 
gen der Auffassungsgabe, Beeinträchtigun- 
gen der Reaktionssicherheit und zum Teil 
extrem verlängerte Reaktionszeiten ein. 

Manche Erwachsene und viele Jugendliche 
unterschätzen die Gefährlichkeit des Alko- 
hols und begehen unter seinem Einfluß 
Rechtsverletzungen. 

Das Gesetz geht gegen Personen mit aller 
Strenge vor, die unter Alkoholeinfluß da- 
durch Gefahren oder Schäden verursa- 
chen, daß sie sich in besonders verantwor- 
tungsloser Weise über konkrete Pflichten 
hinwegsetzen oder Hinweise ignorieren. 


§ 15 Abs. 3 des Strafgesetzbuches besagt: 

§ „Wer sich schuldhaft in einen die Zu- 
rechnungsfähigkeit ausschließenden 
Rauschzustand versetzt und in diesem 
Zustand eine mit Strafe bedrqjite Hand- 
lung begeht, wird nach dem verletzten 
Gesetz bestraft.“ 

Menschen, die sich infolge des Genusses 
von Alkohol kriminell verhalten, müssen 
mit den Mitteln des Strafrechts zur Verant- 
wortung gezogen werden, weil sie eine 
große Gefahr (z. B. durch die Herbeiführung 
hoher Sachschäden, schwerer Körperverlet- 
zungen, fahrlässiger Tötung) für die Gesell- 
schaft, für andere Mitbürger und für sich 
selbst darstellen. 


5.1.4. 

Strafrechtsverletzungen durch 
Jugendliche und deren wesentliche 
Ursachen und Bedingungen 

Mit der Beseitigung der kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse sind nicht auch 
sofort alle alten Auffassungen und Einstel- 
lungen überwunden. Das kommt in über- 
lebten Denk- und Verhaltensgewohnhei- 
ten, Egoismus, Habsucht sowie Individua- 
lismus einiger Menschen zum Ausdruck. 
Obwohl die politische, soziale und wirt- 
schaftliche Entwicklung der DDR günstige 
Voraussetzungen für die Beseitigung der 
Kriminalität bietet, kommen immer wieder 
Menschen mit dem Gesetz in Konflikt. Das 
hat auch seinen Grund in dem Einfluß der 
bürgerlichen Ideologie, Moral und Propa- 
ganda, wodurch kriminelle Handlungen 
begünstigt oder angeregt werden. 

Vor allem Jugendliche sind für die Einflüsse 
des Klassengegners anfällig, da ihnen noch 
die Lebenserfahrung und Urteilsfähigkeit 
fehlen, um dessen raffinierte Methoden zu 
durchschauen. Die negativen Einflüsse 
westlicher Massenkommunikationsmittel, 
wie Fernsehen und Rundfunk, aber auch 
aus kapitalistischen Staaten stammende 
Schund- und Schmutzliteratur bewirken 
bei einigen jungen Menschen Einstellun- 


gen und Verhaltensweisen, die sich in ge- 
sellschaftlichem Desinteresse, politischer 
und weltanschaulicher Zurückgeblieben- 
heit, in mangelnder Bereitschaft zur Lei- 
stung für sich und die Gesellschaft äußern. 

Die klassenmäßige Erziehung und allsei- 
tige Bildung junger Menschen, ihre politi- 
sche und fachliche Qualifizierung und ihre 
Entwicklung zu sozialistischen Persönlich- 
keiten sind eine Gewähr dafür, daß sie die 
sozialistische Gesetzlichkeit achten und ihr 
Verhalten positiv gestalten. 

Fehler und Mängel bei der Erziehung in 
der Schule und im Elternhaus, die zum 
schulischen und beruflichen Versagen des 
Jugendlichen führen, sind oftmals Ursa- 
chen für kriminelles Verhalten. Meistens 
haben solche Jugendlichen eine geringe 
Bildung und Kultur, was sich z. B. an ihren 
Umgangsformen und ihrem Verhalten im 
Lern- oder Arbeitskollektiv, an ihren Inter- 
essen und Hobbys, oft auch an ihrer äuße- 
ren Erscheinung zeigt. 

Ihre Freizeit verbringen sie in Gruppen 
Gleichgesinnter, in denen sie sich durch ihr 
schlechtes Verhalten „Anerkennung“ und 
„Ansehen“ verschaffen wollen. 

■ Ein Beispiel soll das verdeutlichen: Ein 
14jähriger Angeklagter hatte bisher erhebli- 
che Schwierigkeiten, sich einzuordnen. Im 
Elternhaus wurde er sehr verwöhnt, auf Er- 
ziehungsschwierigkeiten wurde inkonsequent 
reagiert, und es wurde versäumt, ihn an die 
Erfüllung häuslicher Pflichten und Aufga- 
ben zu gewöhnen. Auf die Forderungen der 
Schule reagierte er mit fortgesetzter Schul- 
bummelei. Seine negative Einstellung zum 
Lernen verfestigte sich immer mehr und 
führte schließlich zu einem vorzeitigen 
Schulabgang aus der 6. Klasse. Zu diesem 
Zeitpunkt suchte der Angeklagte Kontakt zu 
„Gleichgesinnten“. Mit ihnen gemeinsam 
beging er dann wiederholt strafbare Hand- 
lungen gegen das gesellschaftliche und per- 
sönliche Eigentum, um sein Taschengeld 
„aufzubessern“. Abgesehen von Erziehungs- 
fehlern im Elternhaus, hat das eigene Ver- 
halten des Jugendlichen zu Rechtsverletzun- 
gen und kriminellen Handlungen geführt. 


Das sozialistische Strafrecht geht davon 
aus,, daß junge Bürger mit der Vollendung 
des 14. Lebensjahres für ihre Handlungen 
eigene Verantwortung tragen. 

Auch sie haben ihre Pflichten umsichtig zu 
erfüllen und als junge sozialistische Staats- 
bürger zu handeln. In der Schule und in 
der Berufsausbildung ist bei der Lösung 
übertragener Arbeitsaufgaben ein hohes 
Maß an Verantwortungs- und Pflichtbe- 
wußtsein erforderlich. Strafrechtsverletzun- 
gen durch Jugendliche sind daher nicht 
etwa „jugendliche Streiche“, sondern kri- 
minelle Handlungen, die als solche geahn- 
det und bekämpft werden. 

Jedem Jugendlichen muß bewußt sein, daß 
auch folgende Handlungen nach dem 
StGB Straftaten darstellen: 

- rechtswidrige Benutzung fremder Fahr- 
zeuge (§201 StGB), 

- rowdyhaftes Verhalten (§215 StGB), 

- Angriffe auf die Gesundheit, Freiheit 
und Würde anderer Menschen in den 
verschiedensten Formen, z. B. Körper- 
verletzungen (§§ 1 15 ff. StGB), 

- Angriffe gegen das gesellschaftliche 
und persönliche Eigentum (§§ 158 und 
177 ff. StGB). 

Das strafrechtswidrige Handeln Jugendli- 
cher hat oft Schäden und Gefahren zur 
Folge und bewirkt weiteres Fehlverhalten, 
so daß es nicht gerechtfertigt wäre, eine un- 
angemessene „Nachsicht“ zu üben. 
„Spielereien“ an und mit fremden Fahrzeu- 
gen, deren unbefugtes und unsachgemäßes 
„Ingangsetzen“ führen oft zu Unfällen und 
Verletzungen von Menschen, die mit dem 
Tatgeschehen überhaupt nichts zu tun ha- 
ben. Durch rowdyhafte Ausschreitungen 
wird Volksvermögen, das auch von Jugend- 
lichen mühevoll erarbeitet worden ist, be- 
schädigt oder vernichtet. Angriffe gegen 
das gesellschaftliche und persönliche Ei- 
gentum führen häufig dazu, daß das vor- 
handene Vertrauens- und Kameradschafts- 
verhältnis zerstört und der Jugendliche 
von seinen Gefährten und Freunden ge- 
mieden wird. 

Oft sind die späteren Auswirkungen sol- 
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eher Handlungen von Jugendlichen erheb- 
lich größer als der unmittelbare Schaden 
selbst. Ihre Gefährlichkeit geht weit über 
die eigentliche Tathandlung hinaus. Des- 
halb sind bei der Bewertung des Verhaltens 
auch die Folgeschäden zu berücksichtigen. 


■ Ein böswillig abgerissener Telefonhörer aus 
einer öffentlichen Fernsprechzelle kann z. B. 
in Notfällen, wenn telefonisch schnell Hilfe 
herbeigerufen werden muß, sehr ernste Fol- 
gen für den einzelnen und die Gesellschaft 
haben. Werden häufig Telefonhörer abgeris- 
sen, so entstehen neben den kaum absehba- 
ren Folgen in Notfällen auch erhebliche 
wirtschaftliche Schäden. 


■ Eine achtlos weggeworfene glimmende Ziga- 
rette in der Nähe einer mit Erntegut gefüll- 
ten Scheune kann großen Schaden verursa- 
chen. Die Verantwortungslosigkeit eines sol- 
chen Handelns ist nicht geringer, wenn sie 
von einem jungen Menschen begangen wird. 


Besonders gefährlich sind Strafrechtsver- 
letzungen, die als asoziales Verhalten gel- 
ten (§ 249 StGB). Asoziale verletzen ihre 
Pflicht zur Leistung von ehrlicher Arbeit, 
leben auf Kosten der Gesellschaft, verlet- 
zen Werte und Normen des sozialistischen 
Zusammenlebens und gefährden die öf- 
fentliche Ordnung und Sicherheit. Der so- 
zialistische Staat hat deshalb im Strafge- 
setzbuch und in weiteren Rechtsvorschrif- 
ten wirksame Regelungen gegen asoziales 
Verhalten getroffen, z. B. §§249 StGB - Be- 
einträchtigung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit durch asoziales Verhalten, 
§ 145 StGB - Verleitung zu asozialer Le- 
bensweise, § 147 StGB - Verleitung zum 
Alkoholmißbrauch. 

Jugendliche sollten niemals vergessen, daß 
sie sich selbst in allergrößte Gefahr brin- 
gen können, wenn sie sich disziplinlos, aso- 
zial, leichtsinnig, „großsprecherisch“ und 
ähnlich verhalten, wenn sie Anweisungen 
mißachten oder „nicht so ernst“ nehmen. 
Das folgende Beispiel ist ein besonders tra- 
gischer Beweis dafür. 


■ Beim Beheizen einer Weiche erlitt der Gleis- 
baulehrling L. (17Jahre) einen tödlichen Un- 
fall. Der Lehrfacharbeiter hatte ihm und 
zwei anderen Lehrlingen nach eingehender 
Arbeitsschutzunterweisung den Auftrag er- 
teilt, zum Stellwerk zu gehen und sich dort 
beim Stellwerksmeister zu melden. Er hatte 
den drei Lehrlingen aber ausdrücklich unter- 
sagt, selbständig mit der Arbeit zu beginnen. 
Entgegen diesen Weisungen und ohne Ar- 
beitsauftrag begannen die Lehrlinge jedoch, 
die Weichen zu beheizen. Als ein S-Bahnzug 
herannahte, trat der Lehrling L. nicht weit 
genug vom Gleis zurück, wurde von der vor- 
beifahrenden S-Bahn erfaßt und tödlich ver- 
letzt. 


Der sozialistische Staat muß die so- 
zialistische Gesellschaft und die 
Bürger vor kriminellen Handlungen 
jeder Art schützen, das sozialistische 
Eigentum und die Volkswirtschaft 
vor strafrechtswidrigen Angriffen 
bewahren und dadurch zur Siche- 
rung der ökonomischen und sozia- 
len Errungenschaften beitragen. 
Strafrechtsverletzer, auch Jugendli- 
che, werden unter Berücksichtigung 
aller Umstände, die zur Straftat ge- 
führt haben, nach den Maßstäben 
des sozialistischen Strafrechts zur 
Verantwortung gezogen. 


Aufgaben 

1. Erläutern Sie, welche Bedeutung der Kampf 
gegen die Kriminalität, ihre Ursachen und 
Bedingungen für den einzelnen hat! 


2. Zeigen Sie die besondere Gefährlichkeit von 
Strafrechtsverletzungen auf wirtschaftlichem 
Gebiet anhand von Beispielen! 


3. Begründen Sie, warum es gerechtfertigt ist, 
Bürger, die Gesetze verletzen, strafrechtlich 
zur Verantwortung zu ziehen! 


4. Weisen Sie anhand von Beispielen nach, 
welche negativen Auswirkungen Strafrechts- 
verletzungen für die Gesellschaft und für je- 
den Bürger haben! 



5 . 2 . 

Die Mitwirkung der Bürger bei 
der Verhütung und Bekämpfung 
von Straftaten 

5.2.1. 

Die Mitwirkung der Bürger bei der 
Beseitigung von Ursachen und 
Bedingungen für 
Straf rechtsverletzungen 

Die Verantwortung der Bürger und der 
Kollektive im Kampf gegen Rechtsverlet- 
zungen und Kriminalität erstreckt sich z. B. 
auf 

• die Mitwirkung in gesellschaftlichen 
Kommissionen und Gremien zur Vor- 
beugung und Verhinderung von Rechts- 
verletzungen, 

• die Erziehung des Rechtsverletzers bei 
Strafen ohne Freiheitsentzug und bei 
der Wiedereingliederung in das gesell- 
schaftliche Leben, 

• die aktive unmittelbare Mitwirkung am 
Strafverfahren. 

Im Artikel 3 des Strafgesetzbuches der 
DDR ist die Verantwortung der staatlichen 
und gesellschaftlichen Organe für die Ver- 
hütung von Straftaten gesetzlich festgelegt. 
Auch alle Bürger haben vielfältige Mög- 
lichkeiten, begünstigende Bedingungen 
von Strafrechtsverletzungen zu beseitigen. 
Dazu gehört z. B., im jeweiligen Aufgaben- 
und Verantwortungsbereich eine Atmo- 
sphäre politischer Wachsamkeit, der Ord- 
nung, Sicherheit und Disziplin zu schaffen, 
unduldsam gegenüber Ungesetzlichkeiten 
und Disziplinlosigkeiten zu sein, mögliche 
Konflikte und Spannungen zu beseitigen 
und einmal Gestrauchelten zu helfen. 
Disziplinlosigkeit, gleichgültiges Verhalten 
und Egoismus werden in dem Maße über- 
wunden, in dem Ordnung und Gesetzlich- 
keit, Staatsdiziplin und Kontrolle zur 
Selbstverständlichkeit werden. Daher 
kommt es darauf an, in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens unduldsam ge- 
gen Unordnung und Nachlässigkeit zu sein 


und die freiwillige, bewußte Einhaltung 
des sozialistischen Rechts zu fördern. 

Eine wichtige Aufgabe der Kriminalitäts- 
vorbeugung und -bekämpfung in den Kom- 
binaten, Betrieben, Genossenschaften und 
Einrichtungen besteht darin, in der Pro- 
duktion Sicherheit, Disziplin und Gesetz- 
lichkeit zu gewährleisten. Das geschieht 
vor allem, indem Initiativen der Werktäti- 
gen und ihrer Kollektive zur Planerfüllung 
mit Maßnahmen zur Festigung der soziali- 
stischen Gesetzlichkeit verbunden werden. 
Erfolgreiche Arbeit wird in jenen Betrieben 
und Kombinaten geleistet, in denen der 
Kampf um hohe ökonomische Leistungen 
im sozialistischen Wettbewerb auch zur 
Vorbeugung von Rechtsverletzungen ge- 
nutzt wird. 

Gute Erfahrungen haben z. B. Betriebe des 
Schwermaschinen- und Anlagenbaus damit 
gemacht, daß sie bei der Bewertung der 
Leistungen nicht nur die ökonomischen Er- 
gebnisse, sondern auch den Stand von Ord- 
nung, Disziplin, Sicherheit und Gesetzlich- 
keit berücksichtigen. 

In vielen Betrieben und Kombinaten sind 
Arbeitsgruppen „Gesetzlichkeit, Ordnung, 
Sicherheit und Disziplin“ tätig. Diese Ar- 
beitsgruppen helfen bei der Vorbeugung 
von Rechtsverletzungen, der Beseitigung 
ihrer Ursachen und der sie begünstigenden 
Bedingungen, bei der Einleitung notwendi- 
ger Maßnahmen gegen Rechtsverletzer und 
der Wiedereingliederung der aus dem 
Strafvollzug entlassenen Bürger in den Ar- 
beitprozeß. Die Leiter sind in ihren Berei- 
chen verantwortlich für die Einhaltung des 
Rechts und für die Rechtserziehung. In 
Dienstanweisungen und betrieblichen Do- 
kumenten wird diese Verantwortung ent- 
sprechend den spezifischen Bedingungen 
im Betrieb festlegt. In die Rechenschaftsle- 
gungen der Direktoren über die Planerfül- 
lung und die Ergebnisse des sozialistischen 
Wettbewerbs werden die Probleme der 
Ordnung, Disziplin, Sicherheit und Gesetz- 
lichkeit einbezogen. 

Ein Schwerpunkt bei der Vorbeugung und 
Bekämpfung der Kriminalität ist der 
Kampf gegen Rechtsverletzungen durch 
Manipulationen auf dem Gebiet des Neue- 
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rerwesens, bei der Leistung zusätzlicher 
Arbeit, bei der Abrechnung angeblich er- 
brachter Leistungen und auf anderen Ge- 
bieten. Das können aber auch Rechtsver- 
letzungen sein, die zwar große negative Fol- 
gen haben, im Bewußtsein einer erhebli- 
chen Zahl von Menschen aber noch nicht 
als Rechtsverletzungen angesehen werden. 
Dazu gehören z. B. die Überschreitung 
staatlicher Normative und Kontingente für 
den Verbrauch von Rohstoffen, Material 
und Energie, Verluste infolge unzureichen- 
der Kapazitätsauslastung, Ausschußpro- 
duktion und anderes. Gerade auf diesem 
Gebiet ist es außerordentlich wichtig, daß 
Leiter und Arbeitskollektive die Einhal- 
tung der Rechtsvorschriften gewährleisten. 

Auch die Aktive für Ordnung und Sicher- 
heit in den Wohngebieten tragen durch 
ihre Tätigkeit dazu bei, Straftaten und an- 
deren Rechtsverletzungen vorzubeugen. 

■ Die im Stadtgebiet von Stralsund bestehen- 
den 28 Aktive für Ordnung und Sicherheit 
konnten in Zusammenarbeit mit staatlichen 
und gesellschaftlichen Organen Schwer- 
punkte von Rechtsverletzungen aufdecken 
und beseitigen helfen. Die enge Zusammen- 
arbeit sicherte, daß jederzeit ein guter Über- 
blick über die konkrete Situation in den 
Wohngebieten bestand und die gesellschaft- 
liche Einflußnahme unmittelbar und kon- 
kret vorgenommen werden konnte. 

Gerade Jugendliche können wirksam dazu 
beitragen, daß Ursachen und Bedingungen 
von Rechtsverletzungen und von Krimina- 
lität aufgedeckt und beseitigt werden. 

■ FDJ-Leitungen und Grundorganisationen 
setzen sich dafür ein, daß die Jugendlichen 
in den Kampf für Ordnung, Sicherheit und 
Disziplin in den Betrieben einbezogen wer- 
den. 

Viele Jugendbrigaden nehmen solche Ver- 
pflichtungen in ihre Wettbewerbspro- 
gramme auf, wie optimale Ausnutzung der 
Arbeitszeit, sparsamer Umgang mit Mate- 
rial, hohe Wachsamkeit und Unduldsamkeit 
gegenüber Disziplinverstößen. Die Jugend- 
brigaden des Werkzeugkombinates Schmal- 
kalden z. B. rechnen in ihrem Wettbewerb 
auch die Erfüllung gesellschaftlicher Pflich- 


ten im Arbeitsprozeß ab. Sie setzen sich mit 
Mängeln bei der Einhaltung der Ordnungs- 
und Sicherheitsvorschriften im Betrieb aus- 
einander und bewirken so gemeinsam mit 
den staatlichen Leitern eine konsequentere 
Einhaltung der sozialistischen Gesetzlich- 
keit. 

Jugendliche wandten sich in einem anderen 
Betrieb entschieden dagegen, daß Gebäude 
nicht verschlußsicher waren, wertvolle Ma- 
schinen unkontrolliert im Gelände abge- 
stellt, Räume und Behältnisse aufgebrochen 
und Werkzeuge und Materialien entwendet 
wurden, ohne daß die Verantwortlichen 
energisch genug gegen diese Mißstände ein- 
geschritten wären. 

Ob im Betrieb, im Wohngebiet oder in der 
FDJ-Gruppe, der Sportorganisation oder 
in anderen Gemeinschaften - überall be- 
steht die Aufgabe und die reale Möglich- 
keit, Ursachen und begünstigende Bedin- 
gungen für Strafrechtsverletzungen zu be- 
seitigen. 

5 . 2 . 2 . 

Die Verantwortung der Kollektive 
der Werktätigen und Bürger 
bei der Aufdeckung und Aufklärung 
von Straftaten 

In der Strafprozeßordnung (StPO) der 
DDR sind die Ziele und Aufgaben der Mit- 
wirkung am Strafverfahren und die Verant- 
wortung der staatlichen und betrieblichen 
Leitungen festgelegt. 

Im §2 der StPO heißt es: 

§ „Durch das Strafverfahren ist zu ge- 
währleisten, daß im gemeinsamen Inter- 
esse der sozialistischen Gesellschaft und 
jedes Bürgers jede Straftat, ihre Ursa- 
chen und Bedingungen und die Persön- 
lichkeit des Beschuldigten und des Ange- 
klagten unter unmittelbarer Mitwirkung 
der Bürger zur Feststellung der straf- 
rechtlichen Verantwortlichkeit allseitig 
und beschleunigt aufgeklärt und jeder 
Schuldige unter genauer Beachtung des 
gesetzlichen Straftatbestandes durch das 
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Gericht oder ein gesellschaftliches Or- 
gan der Rechtspflege zur Verantwortung 
gezogen wird.“ 

Die Kombinate und Betriebe haben viele 
Möglichkeiten, die Gesetzlichkeit durchzu- 
setzen. Die sozialistischen Arbeitskollek- 
tive, die Betriebs- und Gewerkschaftslei- 
tungen, die Konfliktkommissionen, die 
Schöffenkollektive leisten auf diesem Ge- 
biet eine große Arbeit. Dabei werden sie 
auch durch vorbildliche Jugendliche unter- 
stützt, die insbesondere die Probleme Ju- 
gendlicher mit großem Einfühlungsvermö- 
gen lösen helfen. 

Die Leiter der Kombinate, Betriebe und 
Einrichtungen sind verpflichtet, 

- bei auftretenden Strafrechtsverletzun- 
gen Anzeige zu erstatten und bei der 
Aufdeckung und Aufklärung von Straf- 
taten im betrieblichen Bereich mitzu- 
wirken, 

— den Schutz von Leben und Gesundheit 
der Betriebsangehörigen sowie den 
Schutz des anvertrauten Volkseigen- 
tums zu gewährleisten, 

— die Ansprüche aus der Schädigung oder 
den Verlust von anvertrautem Volksei- 
gentum oder aus der Beeinträchtigung 
anderer Rechte geltend zu machen und 
durchzusetzen sowie 

- den Geheimnisschutz zu gewährleisten. 

Auch jeder Bürger trägt gesellschaftliche 
Verantwortung dafür, daß die Vorberei- 
tung oder Ausführung von Strafrechtsver- 
letzungen verhindert und gegebenenfalls 
Anzeige erstattet wird. Das gilt ganz beson- 
ders, wenn es sich um die Vorbereitung 
oder die Ausführung von Verbrechen ge- 
gen den Frieden und die Menschlichkeit, 
gegen die DDR, gegen das Leben, von Ver- 
brechen oder Vergehen gegen die allge- 
meine Sicherheit oder gegen die staatliche 
Ordnung handelt. Das gilt auch für die 
Vorbereitung oder Ausführung eines Ver- 
brechens des schweren Raubes sowie eines 
Vergehens oder Verbrechens des Miß- 
brauchs von Waffen oder Sprengmitteln, 
eines Verbrechens der Gefangenenbefrei- 


ung sowie eines Verbrechens oder Verge- 
hens der Fahnenflucht (§225 StGB). 

Straftaten sind mit aller Konsequenz, mit 
Hilfe aller Bürger und im Interesse aller zu 
bekämpfen. Mut und Entschlossenheit 
sind erforderlich, wenn Strafrechtsverlet- 
zungen und kriminelles Verhalten erkannt 
und verhindert werden sollen. Schnelles 
und konsequentes Handeln ist notwendig, 
um die Auswirkungen so gering wie mög- 
lich zu halten oder dafür zu sorgen, daß 
sich der Schuldige zu verantworten hat. 

Neben den Leitern der Betriebe und Ein- 
richtungen tragen die Lehrer und Erzieher, 
die Ausbilder, die Übungsleiter, Trainer 
und die Organe der Volkspolizei große 
Verantwortung dafür, daß die Jugendli- 
chen in der Lage sind, in komplizierten Si- 
tuationen richtig zu handeln, um Straf- 
rechtsverletzungen zu verhindern und zu 
bekämpfen. Deshalb sind die Jugendlichen 
unmittelbar in die Verhütung und Bekämp- 
fung von Rechtsverletzungen einzubezie- 
hen, z. B. durch die Teilnahme von Vertre- 
tern aus Jugendkollektiven an Verhandlun- 
gen und Beratungen über Rechtsverletzun- 
gen. Verantwortungsbewußte Jugendliche 
arbeiten aktiv in Ordnungsgruppen, Sicher- 
heitsaktivs und anderen Kontrollorganen 
mit. 

Die Kollektive der Werktätigen und ein- 
zelne Bürger wirken auch im Strafverfah- 
ren selbst mit. Sie helfen, das Ausmaß ver- 
ursachter Schäden zu ermitteln, indem sie 
z. B. im Ermittlungsverfahren alle Gesichts- 
punkte, die die Tat, die Persönlichkeit des 
Täters, insbesondere seine Einstellung zur 
Arbeit und zu den gesellschaftlichen 
Pflichten, betreffen, umfassend darlegen 
und einschätzen (vgl. Abschnitt 5.1.3.). 

In der gerichtlichen Hauptverhandlung 
können gesellschaftliche Verteidiger und 
Ankläger sowie Kollektivvertreter ihre 
Meinung zu den Problemen, die mit der 
Straftat und der Persönlichkeit des Straftä- 
ters im Zusammenhang stehen, vortragen. 
Ihre Darlegungen helfen mit, ein gerechtes 
Urteil zu finden. 
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Aufgabe 

1. Wie können Jugendliche bei der Verhütung 
von Straftaten, insbesondere gegen das 
Volkseigentum, mitwirken? 


5.2.3. 

Die Verantwortung der Kollektive 
der Werktätigen und der Bürger 
bei der Erziehung gefährdeter oder 
straffällig gewordener Bürger 

Die Verantwortung der Betriebe, der Staate 
liehen Organe und gesellschaftlichen Orga- 
nisationen sowie der Bürger für die Erzie- 
hung gefährdeter oder straffällig geworde- 
ner Bürger ist in rechtlichen Bestimmungen 
festgelegt. 1 

Das StGB enthält rechtliche Forderungen 
zur Erziehung straffällig gewordener Bür- 
ger, zu ihrer Wiedereingliederung in das 
gesellschaftliche Leben, zu aktiven persön- 
lichen Bemühungen um Wiedergutma- 
chung des angerichteten Schadens (§§ 33, 
45 StGB). Durch die Festlegung konkreter 
Erziehungsmaßnahmen, von Auflagen bei 
Verurteilungen auf Bewährung sowie 
durch vielfältige Maßnahmen der Wieder- 
eingliederung in das gesellschaftliche Le- 
ben wird die weitere Entwicklung des Ver- 
urteilten wesentlich unterstützt. 

Das Gesetz über die Wiedereingliederung 
der aus dem Strafvollzug entlassenen Bür- 
ger in das gesellschaftliche Leben ver- 
pflichtet die Leiter der Betriebe und Ein- 
richtungen sowie die Vorstände der Genos- 
senschaften, eine sorgfältige Einschätzung 
des Strafentlassenen vorzunehmen, den 
Einsatz im Betrieb rechtzeitig mit dem 
Strafvollzug und dem Arbeitskollektiv vor- 
zubereiten (vgl. Gesetz über die Wiederein- 
gliederung der aus dem Strafvollzug entlas- 
senen Bürger in das gesellschaftliche Le- 
ben - Wiedereingliederungsgesetz — vom 
7. April 1977). 

1 Verordnung über die Aufgaben der örtlichen Räte 
und der Betriebe bei der Erziehung kriminell ge- 
fährdeter Bürger vom 19. Dezember 1974 (GBl. 1/ 
1975 Nr.6 S. 130). 


Vor allem durch eine gleichberechtigte Ein- 
gliederung in den Arbeitsprozeß ist der 
Wille des Strafentlassenen zu fördern und 
zu festigen, künftig die Gesetze der soziali- 
stischen Staats- und Gesellschaftsordnung 
zu achten. Zugleich ist die wirksame erzie- 
herische Einflußnahme der Arbeitskollek- 
tive zu gewährleisten. Ein enges Zusam- 
menwirken der Betriebe und Wohngebiete 
erschließt vielfältige Möglichkeiten der in- 
dividuellen Betreuung gefährdeter oder be- 
reits kriminell gewordener Bürger. Bei- 
spielsweise kann durch gesellschaftliche 
Arbeit, die Spaß und Freude bereitet, die 
Wirksamkeit der Kriminalitätsvorbeugung 
und -bekämpfung erhöht werden. 

Wichtig für aus dem Strafvollzug entlas- 
sene Jugendliche ist die Festlegung des Ge- 
setzes, daß eine durch Freiheitsstrafe un- 
terbrochene oder im Strafvollzug begon- 
nene Berufsausbildung weitergeführt wer- 
den soll. Die Betriebe haben zu veranlas- 
sen, daß mit den betreffenden Jugendli- 
chen bereits vor deren Entlassung aus dem 
Jugendhaus ein Lehrvertrag abgeschlossen 
wird. 

Diese gesetzlichen Festlegungen spiegeln 
die Sorge der sozialistischen Gesellschaft 
um jeden Gestrauchelten wider. 

Die örtlichen Organe der Staatsmacht, wie 
die Räte der Kreise,' Städte, Stadtbezirke 
und Gemeinden, haben zu gewährleisten, 
daß den Wiedereinzugliedernden geeignete 
Arbeits- und Ausbildungsplätze nachge- 
wiesen werden, daß erforderlicher Wohn- 
raum bereitgestellt wird und Maßnahmen 
zur Erziehung und zur Kontrolle der Wie- 
dereingliederung durchgeführt werden. Po- 
sitive Erfahrungen sind dabei mit langfri- 
stig arbeitenden Wiedereingliederungs- 
kommissionen gesammelt worden, die bei 
den Abteilungen Inneres der Räte der 
Kreise bestehen. In diesen Kommissionen 
arbeiten Vertreter aller zuständigen Fach- 
organe und die gesellschaftlichen Kräfte 
zusammen. Oft können durch die Erzie- 
hungs- und Kontrollmaßnahmen neue 
Straftaten verhindert werden. 
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Bei der Erziehung gefährdeter oder straf- 
fällig gewordener Jugendlicher und ihrer 
Eingliederung in die Gesellschaft ist die 
Mitwirkung der Eltern oder die persönli- 
che Einflußnahme durch ehrenamtliche 
Betreuer besonders günstig, da diese vor al- 
lem für die Freizeitgestaltung und bei der 
Lösung persönlicher Konflikte die beste 
Hilfe geben können. Auch die FDJ-Organi- 
sation kann eine große Hilfe dabei leisten. 

Gute Resultate bei der Wiedereingliede- 
rung straffällig gewordener Bürger werden 
dort erreicht, wo dieser Prozeß planmäßig 
und langfristig organisiert wird. In vielen 
Fällen haben Betreuerkollektive mitgehol- 
fen, Verurteilte nach der Haftentlassung zu 
unterstützen und sie zu Bürgern zu erzie- 
hen, die die sozialistische Gesetzlichkeit 
achten. 

Trotz vielfältiger gesellschaftlicher Bemü- 
hungen bei der Erziehung gefährdeter oder 
straffällig gewordener Bürger darf die ei- 
gene Verantwortung des straffällig Gewor- 
denen oder des kriminell Gefährdeten 
nicht außer acht gelassen werden. Die in 
verschiedenen gesetzlichen Bestimmungen 
verankerte Verantwortung der Leiter, der 
Kollektive und einzelner Bürger bei der 
Erziehung von Strafrechtsverletzern hat zu 
sichern, daß jedes Mitglied unserer soziali- 
stischen Gesellschaft wirksame Unterstüt- 
zung bei der Bewältigung auch komplizier- 
ter Lebenssituationen erhält. Diese An- 
strengungen können aber nur erfolgreich 
sein, wenn der Mensch, der eine Straf- 
rechtsverletzung begangen hat oder der kri- 
minell gefährdet ist, sich auch selbst be- 
müht, sein Verhalten zu ändern. 


■ Die Mitglieder der FDJ-Organisation eines 
Betriebes haben während der Zeit des Straf- 
vollzugs brieflichen und persönlichen Kon- 
takt mit inhaftierten Jugendlichen ihres Be- 
triebes unterhalten. Sie informierten sie über 
Probleme der Arbeit und bereiteten sie 
rechtzeitig auf ihre Aufgaben nach der Haft- 
entlassung vor. Zugleich machten sie deut- 
lich, daß die Werktätigen des Betriebes künf- 
tig ein ordnungsgemäßes, die Gesetze re- 
spektierendes Verhalten erwarten. 


Die Vorbeugung und Bekämpfung 
von Strafrechtsverletzungen ist ein 
wichtiges Anliegen der sozialisti- 
schen Gesellschaft. Die Verantwor- 
tung der Bürger und Arbeitskollek- 
tive erstreckt sich dabei auf 

— die Beseitigung von Ursachen 
und Bedingungen für Strafrechts- 
verletzungen, 

— die aktive unmittelbare Mitwir- 
kung an Strafverfahren, 

— die Erziehung des Rechtsverlet- 
zers bei Strafen ohne Freiheitsent- 
zug und bei der Wiedereingliede- 
rung in das gesellschaftliche 
Leben nach verbüßter Freiheits- 
strafe, 

— die Mitwirkung in gesellschaft- 
lichen Kommissionen und Gre- 
mien zur Vorbeugung und Ver- 
hinderung von Rechtsverletzun- 
gen. 


Übersicht über wichtige Rechtsvorschriften 

- Strafgesetzbuch der Deutschen Demo- 
kratischen Republik - StGB - vom 
12. Januar 1968 i.d.F. des Gesetzes vom 
19. Dezember 1974 zur Änderung des 
Strafgesetzbuches, des Anpassungsge- 
setzes und des Gesetzes zur Bekämp- 
fung von Ordnungswidrigkeiten (GBl. 
1/1975 Nr. 3 S. 14) und das 3. Straf- 
rechtsänderungsgesetz vom 28. Juni 
1979 (GB1.I Nr. 17 S. 139). 

- Strafprozeßordnung der Deutschen De- 
mokratischen Republik - StPO - vom 
12. Januar 1968 i.d.F. des Gesetzes vom 
19. Dezember 1974 zur Änderung der 
Strafprozeßordnung der Deutschen De- 
mokratischen Republik (GBl. 1/1975 
Nr.4 S. 62). 

- Gesetz über die Wiedereingliederung 
der aus dem Strafvollzug entlassenen 
Bürger in das gesellschaftliche Leben — 
Wiedereingliederungsgesetz - vom 
7. April 1977 (GB1.I Nr. 10 S. 98). 
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6 . 

Die Aufgaben und Verantwortung 
der Bürger bei der Gestaltung 
sozialistischer F amilienbeziehungen 


6 . 1 . 

Familie und 

sozialistische Gesellschaft 

6 . 1 . 1 . 

Stellung und Aufgaben der Familie 
im Sozialismus 

Stellung der Familie im Sozialismus 

Die Familie hat für die geistige, moralische 
und körperliche Entwicklung jedes Men- 
schen, unabhängig von seinem Alter und 
seinem Geschlecht, einen hohen Wert. Im 
Leben junger Menschen sind die Beziehun- 
gen zu einem Partner und die Gründung ei- 
ner eigenen Familie besonders wichtig. 

In der sozialistischen Gesellschaft sind 
Eh$ und Familie Gemeinschaften, die für 
den Fortbestand der Gesellschaft, das per- 
sönliche Glück, die Lebens- und Arbeits- 
freude der Menschen eine große Bedeu- 
tung haben. Der sozialistische Staat hat 
deshalb Rechtsvorschriften erlassen, die 
die Familie und ihre Entwicklung schüt- 
zen. 

In unserer Verfassung wird in Artikel 38 
die Stellung der Familie in der entwickel- 
ten sozialistischen Gesellschaft bestimmt: 

§ „Ehe, Familie und Mutterschaft stehen 
unter dem besonderen Sqhutz des Staa- 
tes. Jeder Bürger der Deutschen Demo- 
kratischen Republik hat das Recht auf 
Achtung, Schutz und Förderung seiner 
Ehe und Familie. 


Dieses Recht wird durch die Gleichbe- 
rechtigung von Mann und Frau in Ehe 
und Familie, durch die gesellschaftliche 
und staatliche Unterstützung der Bürger 
bei der Festigung und Entwicklung ihrer 
Ehe und Familie gewährleistet ... 

Es ist das Recht und die vornehmste 
Pflicht der Eltern, ihre Kinder zu gesun- 
den und lebensfrohen, tüchtigen und all- 
seitig gebildeten Menschen, zu staatsbe- 
wußten Bürgern zu erziehen. Die Eltern 
haben Anspruch auf ein enges und ver- 
trauensvolles Zusammenwirken mit den 
gesellschaftlichen und staatlichen Erzie- 
hungs- und Bildungseinrichtungen . 44 

Weitere Grundsätze für die Familie, ihre 
gesellschaftliche Stellung und Entwicklung 
sind in den Artikeln 2, 4, 17, 19, 20, 24, 25, 
34, 37 und 81 der Verfassung enthalten. 
Ehe und Familie sind engstens mit der Ent- 
wicklung der sozialistischen Gesellschaft 
verbunden. Der Sozialismus schafft gün- 
stige Voraussetzungen für ein glückliches 
Familienleben. Die Grundlagen dafür sind 
ein Leben in Frieden, soziale Sicherheit und 
Geborgenheit, steigender materieller Wohl- 
stand, vielfältige Möglichkeiten für die Ent- 
wicklung der Persönlichkeit. 

Die Gleichberechtigung der Ehepartner, 
wachsende wirtschaftliche Unabhängigkeit 
der Frauen und immer bessere Möglichkei- 
ten, gleichberechtigt am gesellschaftlichen 
Leben teilzunehmen, haben qualitativ neue 
Voraussetzungen für die persönlichen Bin- 
dungen geschaffen, die mit der Ehe und 
der Gründung einer Familie eingegangen 
werden. 
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Gegenseitige Liebe, der Wunsch beständig 
zusammenzuleben, gemeinsame Kinder zu 
, haben, sind der bestimmende Beweggrund 
für die Eheschließung. 

Aufgaben der Familie im Sozialismus 

Die Familie leistet einen wesentlichen Bei- 
trag zur Persönlichkeitsentwicklung. Zwi- 
schen den Ehepartnern entwickeln sich Be- 
ziehungen echter Partnerschaft, die durch 
gegenseitige Liebe, Achtung, Vertrauen 
und eine vertrauensvolle, offene, ehrliche 
und kritische Haltung gekennzeichnet sind. 
Die enge persönliche Bindung der Ehe- 
partner zueinander, die Verbundenheit von 
Eltern und Kindern ist eine besondere, al- 
lein der Familie gegebene Voraussetzung 
für die Persönlichkeitsbildung aller Mit- 
glieder der Familie. 

Die Ehe findet mit der Geburt und Erzie- 
hung der Kinder ihre Erfüllung. Der sozia- 
listische Staat ermöglicht den Eltern, die 
Geburt ihrer Kinder unter Berücksichti- 
gung ihrer eigenen Entwicklung und ande- 
rer wesentlicher Umstände bewußt zu pla- 
nen. Mit der Geburtenplanung wurde eine 
bewußte Elternschaft für alle Bürger mög- 
lich und die Zeugung der Kinder weitge- 
hend vom Zufall befreit. Geburt, Betreu- 
ung und Erziehung der Kinder verlangen 
von den Eltern Liebe, Verantwortungsbe- 
wußtsein und Einsatzbereitschaft. Das Le- 
ben mit den Kindern erfordert von den El- 
tern eine bewußte, prinzipienfeste, diszipli- 
nierte Haltung und die Aneignung der für 
die Erziehung und Betreuung erforderli- 
chen Kenntnisse und Fähigkeiten. Das Le- 
ben in der Familie beeinflußt somit nicht 
nur die Persönlichkeitsentwicklung der 
Kinder, sondern auch der Eltern. 

Neben dem Hauptanliegen, der Persönlich- 
keitsbildung der Familienmitglieder, hat 
die Familie auch ökonomische Aufgaben zu 
erfüllen. Die Aufwendungen zur Befriedi- 
gung der materiellen und kulturellen Be- 
dürfnisse der Ehepartner, der minderjähri- 
gen und der im Haushalt lebenden volljäh- 
rigen Kinder sind von den Ehepartnern 
und den Kindern entsprechend ihren Kräf- 
ten, ihrem Einkommen und ihren sonstigen 


Mitteln gemeinsam zu erbringen (vgl. Ab- 
schnitt 6.2.3.). Bei dieser Aufgabe unter- 
stützt der sozialistische Staat die Familien, 
indem er auf Grund der erbrachten Lei- 
stungen in der Volkswirtschaft immer mehr 
gesellschaftliche Mittel für die weitere Ver- 
besserung des Lebensniveaus einsetzt. Vor 
allem werden die Lebensbedingungen der 
jungen Ehen, der Familien mit mehreren 
Kindern und der berufstätigen Mütter mit 
Kleinkindern schrittweise weiter verbes- 
sert. 

6 . 1 . 2 . 

Zielstellung der Familienpolitik 
und des sozialistischen Familienrechts 
und deren Bedeutung für jeden Bürger 
und die Gesellschaft 

Die Zielstellung der sozialistischen Fami- 
lienpolitik und des sozialistischen Fami- 
lienrechts wird durch den in der Verfas- 
sung der DDR enthaltenen Grundsatz be- 
stimmt, Ehe, Familie und Mutterschaft zu 
fördern, zu achten und zu schützen. Dieser 
Verfassungsgrundsatz wird durch die spezi- 
fischen Bestimmungen des Familiengesetz- 
buches, des Jugendgesetzes und durch an- 
dere Rechtsvorschriften weiter ausgestaltet. 
Bei der Verwirklichung des Grundsatzes, 
für Ehe und Familie die günstigsten Ent- 
wicklungsbedingungen zu gewährleisten, 
nehmen die sozialpolitischen Maßnahmen 
des Staates einen wichtigen Platz ein. 

Sie haben folgende Zielstellungen: 

-r die materiellen Voraussetzungen für 
das Leben der Familien zu verbessern 
(z. B. Wohnungsbau, Kredite für junge 
Eheleute, Kinderbeihilfen); 

- den gesellschaftlichen Anteil an der 
Erziehung der Kinder quantitativ und 
qualitativ zu erweitern (z. B. Kinder- 
krippen und -gärten, Bildungs wesen); 

- die berufstätigen Mütter, die gegenwär- 
tig einen hohen Anteil für die Erzie- 
hung der Kinder in der Familie leisten, 
besonders zu unterstützen und zu för- 
dern (z. B. bezahlte Freistellung für die 
Betreuung und Erziehung von Kleinst- 
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kindem, Verkürzung der Arbeitszeit, 
Unterstützung bei Qualifizierungsmaß- 
nahmen); 

- die Lebens- und Haushaltsführung der 
Familien durch Dienstleistungen, Han- 
delseinrichtungen und Konsumgüter zu 
entlasten, um mehr Freizeit zu gewin- 
nen. 

Die sozial- und familienpolitischen Maß- 
nahmen tragen dazu bei, die Arbeits- und 
Lebensbedingungen zahlreicher Familien 
weiter zu verbessern. 

Bei der Verwirklichung der sozialistischen 
Familienpolitik tragen die staatlichen Or- 
gane und die Betriebe eine große Verant- 
wortung für die Unterstützung und Ent- 
wicklung junger Ehen. 

Im §41 des Jugendgesetzes heißt es: 

§ „Die Staats- und Wirtschaftsfunktionäre 
und die Lehrer und Erzieher helfen - ge- 
meinsam mit den Eltern, der Freien 
Deutschen Jugend und den anderen ge- 
sellschaftlichen Organisationen - den 
Jugendlichen, sich verantwortungsbe- 
wußt und durch Ausprägung sozialisti- 
scher Verhaltensweisen auf die Ehe, das 
Familienleben und die Erziehung ihrer 
Kinder vorzubereiten. Sie fördern die 
harmonische Entwicklung junger Ehen. 
Die örtlichen Volksvertretungen und die 
staatlichen Organe unterstützen junge 
Eheleute entsprechend den geltenden 
Rechtsvorschriften durch Kredite sowie 
durch finanzielle und andere Maßnah- 
men bei der Gewinnung von Wohnraum 
und bei der Ausstattung der Wohnung. 
Junge Eheleute mit Kindern erhalten be- 
sondere Unterstützung. Die Bedingungen 
für die Betreuung der Kinder und die 
Dienstleistungen sind planmäßig zu ver- 
bessern. Die gesellschaftliche und beruf- 
liche Entwicklung junger Mütter ist be- 
sonders zu fördern. 

Die örtlichen Volksvertretungen, die 
staatlichen Organe und die Leiter und 
Vorstände fördern die Initiativen der 
Freien Deutschen Jugend zur Schaffung 
von Wohnraum, zur Erweiterung sozialer 


Einrichtungen und zur Verbesserung von 
Dienstleistungen. Der durch Initiativen 
der Jugend zusätzlich geschaffene 
Wohnraum wird vorrangig jungen Fami- 
lien zur Verfügung gestellt.“ 


Jeder Bürger der DDR hat das 
Recht auf Achtung, Schutz und För- 
derung seiner Ehe und Familie. Die- 
ses Recht wird durch die Gleichbe- 
rechtigung von Mann und Frau in 
Ehe und Familie, durch die gesell- 
schaftliche und staatliche Unterstüt- 
zung der Bürger bei der Festigung 
und Entwicklung ihrer Ehe und Fa- 
milie gewährleistet. Besonders jun- 
gen Ehen, Familien mit Kindern 
und alleinstehenden Müttern gilt die 
Fürsorge und Unterstützung des so- 
zialistischen Staates. 


Aufgaben 

1. Begründen Sie, warum Ehe und Familie 
durch die sozialistische Gesellschaft umfas- 
send gefördert werden! 


2. Weisen Sie nach, daß Ehe und Familie aufs 
engste mit der Entwicklung der sozialisti- 
schen Gesellschaft verbunden sind! 


3. Zeigen Sie anhand von Beispielen, wie sich 
die sozialpolitischen Maßnahmen auf die 
Ehe und Familie auswirken! 


4. Beweisen Sie anhand von Beispielen, daß 
junge Ehen, Familien mit mehreren Kindern 
und alleinstehende Mütter besonders unter- 
stützt werden! 
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6 . 2 . 

Die Gestaltung 
der Familienbeziehungen 
und die Entwicklung 
aller Familienmitglieder 

6 . 2 . 1 . 

Die Forderungen des 
Familiengesetzbuches zur Gestaltung 
sozialistischer Familienbeziehungen 
in der DDR 

Im Familiengesetzbuch (FGB) der DDR 
vom 20. Dezember 1965 werden die grund- 
sätzlichen Bestimmungen der Verfassung 
zu Ehe, Familie und Elternschaft weiter 
ausgestaltet. 

In der Präambel des FGB heißt es: 

§ „Es ist die Aufgabe des Familiengesetz- 
buches, die Entwicklung der Familienbe- 
ziehungen in der sozialistischen Gesell- 
schaft zu fördern. Das Familiengesetz- 
buch soll allen Bürgern, besonders auch 
den jungen Menschen, helfen, ihr Fami- 
lienleben bewußt zu gestalten . 64 

Das FGB gibt den Bürgern Leitbilder für 
das Verhalten in Ehe und Familie, die den 
Moralauffassungen und Anschauungen 
der Arbeiterklasse und der mit ihr verbün- 
deten Klassen und Schichten entsprechen. 
Es gibt Hinweise für das Zusammenleben 
der Ehegatten und vermittelt den Eltern 
das sozialistische Erziehungsziel für die 
Entwicklung ihrer Kinder. 

Die Herausbildung sozialistischer Fami- 
lienbeziehungen wird im einzelnen noch 
durch Traditionen und Gewohnheiten der 
vergangenen Gesellschaft beeinflußt. Auch 
Widersprüche aus der eigenen Entwick- 
lung können zu Problemen und Konflikten 
führen, die von den Ehepartnern in ihrem 
persönlichen Interesse und dem ihrer Kin- 
der gemeinsam, verantwortungsbewußt 
und verständnisvoll gelöst werden müssen. 
Hierbei können sie auch die Hilfe und Un- 
terstützung staatlicher Organe oder gesell- 


schaftlicher Organisationen in Anspruch 
nehmen (z. B. Ehe- und Familienberatungs- 
stellen). Sofern auftretende Schwierigkei- 
ten im Zusammenleben nicht gelöst wer- 
den können und die Ehe dadurch für die 
Ehegatten und die Kinder sowie für die 
Gesellschaft ihren Sinn verloren hat, kann 
sie auf Antrag nach § 24 FGB durch das 
Gericht geschieden werden. 


6 . 2 . 2 . 

Prüfung der Voraussetzungen für 
Eheschließung und Familiengründung 

Die wichtigsten Grundsätze und Vorausset- 
zungen für die Eheschließung und Fami- 
liengründung sind im FGB festgelegt. 

Im § 5 heißt es: 

§ „Mit der Eheschließung begründen 
Mann und Frau eine für das Leben ge- 
schlossene Gemeinschaft, die auf gegen- 
seitiger Liebe, Achtung und Treue, auf 
Verständnis und Vertrauen und uneigen- 
nütziger Hilfe füreinander beruht. 

Aus der Ehe soll eine Familie erwachsen, 
die ihre Erfüllung im gemeinsamen Zu- 
sammenleben, in der Erziehung der Kin- 
der und in der gemeinsamen Entwicklung 
der Eltern und Kinder zu charakterfe- 
sten, allseitig gebildeten Persönlichkei- 
ten findet . 44 

Jeder Ehepartner muß sich darüber im kla- 
ren sein, daß er mit der Eheschließung Ver- 
antwortung gegenüber dem anderen, den 
künftigen oder schon vorhandenen Kin- 
dern und gegenüber der Gesellschaft über- 
nimmt. 

§ „Vor der Eheschließung sollen die Part- 
ner ernsthaft prüfen, ob von ihren Cha- 
raktereigenschaften, Auffassungen und 
Interessen sowie ihren gesamten Lebens- 
umständen her die Voraussetzungen ge- 
geben sind, einen Bund fürs Leben zu 
schließen und eine Familie zu gründen . 44 

Die Ehe ist eine Gemeinschaft von Mann 
und Frau mit biologischen und sozialen 
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Zügen. Ihre Grundlage ist die Liebe, die, 
wie Friedrich Engels gesagt hat, ein sinn- 
lich-sexuelles, ästhetisches, moralisches, 
die ganze Persönlichkeit des Menschen 
umfassendes Verhältnis ist. Die Liebe for- 
dert Gegenseitigkeit, Dauerhaftigkeit und 
Ausschließlichkeit. 

Es ist günstig, wenn sich die Ehepartner 
vor der Eheschließung eine längere Zeit 
kennen, um gemeinsam die Voraussetzun- 
gen für ein dauerhaftes Zusammenleben zu 
prüfen. Sie können sich zu diesem Zweck 
auch verloben. Die Verlobung hat keine 
Rechtswirkungen. 

Die Eheschließung erfolgt vor dem Stan- 
desamt. Voraussetzung für die Eheschlie- 
ßung ist die übereinstimmende Erklärung 
der beiden Partner und die Eintragung ih- 
rer Bekundungen in das Ehebuch in ihrer’ 
Anwesenheit. Zwischen dem Antrag und 
dem Tag der Eheschließung soll ein Zeit- 
raum von vier Wochen liegen. Die Ehe- 
schließung eines DDR-Bürgers mit dem 
Bürger eines anderen Staates bedarf der 
Genehmigung durch die zuständigen staat- 
lichen Organe (vgl. GBl. 1/1983 Nr. 26 
S. 254). 

Eine Eheschließung ist zulässig, wenn 
beide Ehepartner das 18. Lebensjahr vollen- 
det haben. 


6.2.3. 

Regelung aller Familienangelegenheiten 
auf der Basis der Gleichberechtigung, 
des Einvernehmens, der gegenseitigen 
Achtung und Unterstützung 
der Ehepartner 

Im Familiengesetzbuch wird der Verfas- 
sungsgrundsatz der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau für das Zusammenleben in 
der Familie weiter ausgestaltet. 

Im §9 des FGB heißt es: 

§ „Die Ehegatten sind gleichberechtigt. 
Sie leben zusammen und führen einen ge- 
meinsamen Haushalt. Alle Angelegen- 
heiten des gemeinsamen Lebens und der 


Entwicklung des einzelnen werden von ih- 
nen in beiderseitigem Einverständnis ge- 
regelt. Die eheliche Gemeinschaft er- 
fährt ihre volle Entfaltung und findet 
ihre Erfüllung durch die Geburt und die 
Erziehung der Kinder. Die Eltern üben 
das Erziehungsrecht gemeinsam aus.“ 

Alle Familienangelegenheiten, wie die 
Haushalts- und Lebensführung, die Ar- 
beitsteilung in der Familie, die Freizeitge- 
staltung und die Erziehung der Kinder, 
sind gemeinsam zu regeln. Auf der Grund- 
lage der Gleichberechtigung sind auch die 
Fragen und Probleme zu lösen, die sich aus 
der beruflichen und gesellschaftlichen Ar- 
beit eines Ehepartners sowie seinen Aufga- 
ben in der Familie ergeben, bei der Frau 
insbesondere aus der Mutterschaft und den 
damit unmittelbar verbundenen Leistungen 
und Belastungen. 

Der § 10 des FGB legt fest: 

§ „Beide Ehegatten tragen ihren Anteil bei 
der Erziehung und Pflege der Kinder und 
(ler Führung des Haushalts. Die Bezie- 
hungen der Ehegatten zueinander sind so 
zu gestalten, daß die Frau ihre berufliche 
und gesellschaftliche Tätigkeit mit der 
Mutterschaft vereinbaren kann. 

Ergreift der bisher nichtberufstätige 
Ehegatte einen Beruf oder entschließt 
sich ein Ehegatte, sich weiterzubilden 
oder gesellschaftliche Arbeit zu leisten, 
unterstützt der andere in kameradschaft- 
licher Rücksichtnahme und Hilfe das 
Vorhaben seines Ehegatten.“ 

Das FGB enthält die Grundsätze der Fami- 
lienerziehung und verdeutlicht das soziali- 
stische Erziehungsziel für die Familie. 
Nach §45 haben die Eltern das Erziehungs- 
recht für ihre Kinder bei bestehender Ehe 
von der Geburt bis zur Volljährigkeit ge- 
meinsam auszuüben. In dieser Aufgaben- 
stellung ist die Forderung enthalten, daß 
sich Vater und Mutter gleichermaßen an 
der Erziehung der Kinder beteiligen. Die 
Gemeinsamkeit der Eltern bei der Erzie- 
hung der Kinder, die Übereinstimmung 
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des Erziehungsziels und der Erziehungsme- 
thoden beider Elternteile sind günstige 
Voraussetzungen dafür, daß die Kinder zu 
gesunden, lebensfrohen, tüchtigen Men- 
schen heranwachsen. 

Im FGB sind auch die wirtschaftlichen 
und vermögensrechtlichen Fragen der Ehe 
und Familie geregelt. Jeder Ehepartner hat 
entsprechend seinen Möglichkeiten seinen 
Beitrag zur Befriedigung der Bedürfnisse der 
Familienangehörigen zu leisten. 

Im § 12 des FGB heißt es: 

§ „Die Aufwendungen zur Befriedigung 
der materiellen und kulturellen Bedürf- 
nisse der Ehegatten, der minderjährige« 
und der im Haushalt lebenden >oli;ikri- 
gen Kinder werden von den Ehegatte« 
und den Kindern entsprechend ihre« 
Kräften, ihrem Einkommen und ihren 
sonstigen Mitteln durch Geld, Sach- und 
Arbeitsleistungen gemeinsam erbracht. 
Das gilt auch, wenn die Ehegatte« vor- 
übergehend getrennt wohnen.“ 

Wenn ein Ehepartner kein eigenes Ein- 
kommen hat, ist der andere verpflichtet, 
ihn Finanziell zu versorgen. Dieselbe 
Pflicht haben Eltern auch gegen, rer ihren 
Kindern, bis sie wirtschaftlich selbständig 
sind. Vom Einkommen werden während 
der Ehe auch Vermögenswerte ingeschafft. 
Sie werden gemeinschaftliches Eigentum 
beider Ehegatten (§ 13). 

Wichtige Rechtsvorschriften, die für die 
Familie bei der Gestaltung irrer Lebens- 
verhältnisse von Bedeutung sind, enthält 
das Zivilgesetzbuch der Deutschen Demo- 
kratischen Republik (ZGBi 
In ihm werden z. B. die Rechie und Pflich- 
ten der Bürger als Mieter einer Wohnung, 
beim Kauf von Gegenständem der Inan- 
spruchnahme von Dienstleistungen, der 
Nutzung von Grundstücken zum Wohnen 
und zur Erholung geregelt Dus ZGB. er- 
faßt auch Ansprüche und Paschten, die 
sich bei der Zufügung einer Schadens an 
der Gesundheit oder derr \ t~nögen eines 
Bürgers ergeben, sowie Fragen des Erb- 
rechts. 


Das Anliegen des FGB ist es, die 
Entwicklung sozialistischer Fami- 
lienbeziehungen durch vielfältige ge- 
sellschaftliche Maßnahmen zu för- 
dern. Das Gesetz wendet sich an je- 
den Bürger und gibt ihm die Orien- 
tierung für die Gestaltung seiner 
Ehe und Familie. Mit der Eheschlie- 
ßung übernimmt jeder Partner eine 
große Verantwortung gegenüber 
dem anderen, den Kindern und der 
Gesellschaft. Die Ehe ist eine Auf- 
gabe, die im täglichen Zusammenle- 
ben auf der Grundlage der Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau 
durch den Einsatz eines jeden Part- 
ners verwirklicht werden muß. 

Aufgaben 

1. Erläutern Sie die im Familiengesetzbuch der 
DDR festgelegten Grundsätze und die Vor- 
aussetzungen für Eheschließung und Fami- 
liengründung! 


2. Begründen Sie, warum die künftigen Ehe- 
partner die Voraussetzungen für Eheschlie- 
ßung und Familiengründung gewissenhaft 
zu prüfen haben! 


3. Informieren Sie sich, welche Forderungen 
das Familiengesetzbuch zur Gestaltung der 
Familienbeziehungen enthält! 


4. Zeigen Sie, daß Glück und Harmonie in Ehe 
und Familie w esentlich von der Verwirklichung 
des Prinzips der Gleichberechtigung durch die 
Ehepartner bestimmt werden! 


Übersicht über wichtige Rechtsvorschriften 

- Verfassung der DDR, Art.20, 25, 38. 

- Familiengesetzbuch der DDR vom 
20.Dezember 1965 (GB1.I Nr. 1 S. 1). 

- Gesetz über das Personenstandswesen 
(Personenstandsgesetz) vom 4. Dezem- 
ber 1981 (GBl. I Nr.36 S.421). 

- 2. VO über die Gewährung von Kredi- 
ten zu vergünstigten Bedingungen an 
junge Eheleute vom 21. Juli 1981 (GB1.I 
Nr. 24 S.297). 
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heiten 


„Die Hauptrichtung, in der sich die sozialistische Staatsmacht entwickelt, ist die 
weitere Entfaltung und Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie. Die in 
vielfältigen Formen erfolgende Mitwirkung der Bürger an der Leitung des Staates 
der Wirtschaft wird immer mehr zum bestimmenden Merkmal des Lebens im 
us. Der sozialistische Staat garantiert allen Bürgern die politischen Frei- 
und sozialen Rechte: das Recht auf Arbeit, auf Erholung, auf unentgelt- 
liehe Bildung und Schutz der Gesundheit, auf die materielle Sicherheit im Alter 
und im Falle von Krankheit oder bei Verlust der Arbeitsfähigkeit; die Gleichbe- 
rechtigung der Bürger unabhängig von rassischer und nationaler Zugehörigkeit, 
von Weltanschauung, religiösem Bekenntnis und sozialer Stellung. Er garantiert 
gleiches Recht für Männer und Frauen in allen Bereichen des staatlichen, wirt- 
schaftlichen und kulturellen Lebens." 


(Aus dem Programm der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands) 
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